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einer veränderten Weltlage nicht 
mehr länger als tragfähig. Ein 
neues, unkontrolliertes Wettrüs-
ten droht. Die USA als „Garant“ 
des Westens ziehen sich trotz ge-
genteiligem Bekenntnis aus ihrer 
Bündnisverpflichtung teilweise 
zurück und wenden sich in neuer 
asiatisch-pazifischer Frontstellung 
dem Weltmacht- und Weltmarkt-
konkurrenten Nr. 1, China, zu, mit 
dem auf „low-intensity“ Niveau 
ein Wirtschaftskonflikt mit harten 
Bandagen ausgetragen wird. Euro-
pa besinnt sich mit der Hauptachse 
Frankreich-Deutschland derweil 
auf den Ausbau eigener militäri-
scher Stärke und Fähigkeit mit teils 
gigantischen Aufrüstungsraten ge-

mäß dem 2014 beim NATO-Gipfel in 
Wales vereinbarten Zwei-Prozent-
Ziel der jeweiligen Länder-BIPs. Der 
permanent stichelnde amerikanische 
Vorwurf vor allem an die Deutschen, 
sie würden mit bisher 1,23 Prozent 
des BIP zu wenig Verteidigungs-
lasten tragen, trifft nur bedingt den 
Kern: Deutschland leistet mit 14,8 
Prozent hinter den USA (22,1 %) den 

zweithöchsten Finanzierungsbeitrag 
zur NATO (GB: 10,5, F: 10,5, I: 8,1 %).

Multipolare Welt-Unordnung 

E i n e  m u l t i p o l a r e  We l t -
„Unordnung“ hat die bis etwa 1990 
noch bipolare Welt in Blöcken abge-
löst. Ein US-Präsident Trump ver-
sucht, innenpolitisch mit demokrati-
scher Haushaltssperre und eigenem 
Shutdown (Regierungsstillstand) 
zuletzt mächtig unter Druck, inter-
nationale Politik im Unternehmerstil 
in bilateralen „Deals“ auszuhandeln, 
in denen er seine Stärke ausspielen 
kann. Ein zweites Verhandlungstref-
fen mit Nordkorea zu dessen völliger 
Denuklearisierung wurde in Hanoi 
von beiden Seiten vorzeitig ergeb-
nislos beendet. Ein Präsident Putin 
strebt mit neuen Waffen eine reor-
ganisierte Weltmachtrolle Rußlands 
an. Chinas ökonomisch-militärische 
Expansion mit aggressiver Investi-
tionspolitik à la „Neue Seidenstraße“ 
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Die internationale Ord-
nung ist „schwer unter Be-
schuss“, resümierte ganz 

im Militärjargon der Leiter der 
Münchner Sicherheitskonferenz, 
Wolfgang Ischinger, nach ihrem 
Ende im Phoenix-TV-Interview. Die 
fragmentierenden, auseinander stre-
benden und gegeneinander stehen-
den Kräfte und Tendenzen – nach-
dem die frühere Welt der „Kräfte-
bindung in Blöcken“ zerfiel – führen 
teilweise zu völlig unvorhersehba-
ren und widersprüchlichen Konstel-
lationen und Entwicklungen, siehe 
das Beispiel Syrien, wo die USA und 
Türkei zusammenstoßen. Jahrzehn-
telanger Konsens im atlantischen 
Militär- und „Werte“-Bündnis NATO 
als Überbleibsel des Kalten Kriegs, 
oder wie im Fall des zunächst von 
Washington, dann auch von Moskau 
aufgekündigten INF-Abrüstungs-
abkommens für atomare Mittelstre-
ckenraketen, das die Welt zwar nicht 
viel sicherer, aber etwas berechenba-
rer machte, erweist sich angesichts 

Neue Aufrüstung – Militarisierung 
internationaler Politik

Bundeswehr-Werbung
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In eigener Sache

Politisch ist so viel wie selten in 
Fluß. Die Schattenseiten der Globa-
lisierung und des Neoliberalismus 
treten immer stärker hervor. Innen- 
wie außenpolitisch sind wichtige 
Entwicklungen weiter im Schwebe-
zustand – der Ausgang ist ungewiß.

In Deutschland schwelen die 
Kanzlerfrage und das Schicksal der 
Regierungskoalition. Eng damit ver-
bunden sind die Bemühungen der 
SPD um eine Erneuerung, die den 
Absturz der Partei aufhalten soll. In 
einem Artikel dazu vertiefen wir un-
sere Zweifel und sprechen an, wie 
die angebliche Erneuerung tatsäch-
lich aussieht. 

Wenn auch der Konflikt um Nord-
korea vorläufig in der Abstellkammer 
ruhiggestellt wurde, so beunruhigen 
immer mehr Brandherde in der Welt 
(Indien/Pakistan; Stellvertreterkrieg 
im Jemen; Israel/Iran). Die zuneh-
mende Rivalität der Großmächte 
spiegelt sich besonders in der Ag-
gressivität des US-Imperialismus 
wider. Die davon ausgehende Mi-
litarisierung der Politik ist Thema 
unseres Kopfartikels.

Die Art der Verwirklichung des 
Brexit wird immer unübersichtli-
cher, auch wie es nach der EU-Wahl 
weitergehen wird. Wir werden des-
halb diese Bereiche im Juni-Heft 
aufgreifen. Bis dorthin wissen wir 
auch mehr über die tiefe Krise in 
und um Venezuela. Als Informa-
tionen dazu soll erst einmal ein 
Nachdruck dienen, der von einem 
Sachkenner, Dario Azzellini stammt, 
jenseits der Propaganda-Kampagne, 
die wieder einmal die westlichen 
Medien verbreiten.

Weitere Themen in dieser Num-
mer sind der Tarifabschluß bei den 
Eisenbahnern, wie auch eine Kritik 
der Politik der IG Metall.

Richtigstellung: In der letzten 
Nummer druckten wir einen Artikel 
zur Novemberrevolution aus der Ar-
beiterpolitik 4/2018 nach. Wir wurden 
von der Arpo auf Folgendes hinge-
wiesen: Dieser Nachdruck war keine 
Einschätzung der „Gruppe Arbeiter-
politik“. Vielmehr handelt es sich 
bei diesem Text um einen Nachdruck 
eines Aufrufs einer Berliner Initiative, 
die in Berlin offenbar Veranstaltungen 
unter diesem Thema organisiert.

Um die Stellung der Gruppe Arbei-
terpolitik wiederzugeben, werden wir 
in unserer nächsten Ausgabe einen 
Artikel der Gruppe zu diesem Thema 
abdrucken.

Jörg Wollenberg hat wieder zur 
Geschichte der Deutschen Arbeiter-
bewegung geschrieben. Dabei geht es 
vor allem um die Bemühungen der IG 
Metall in den 70er Jahren zur politi-
schen Bildung, um Aufklärung. Sie 
sind unverzichtbar „zur politisch be-
wußten Aneignung von Geschichte für 
Gegenwart und Zukunft.“ (Peter Weiß) 
Illusionsbildung und historische Feh-
ler sollen vermieden werden. Dazu 
dienten auch die Wolfgang-Abend-
roth-Foren und die Rosa-Luxemburg-
Foren. Dazu hat die kürzlich verstor-
bene Rosa Luxemburg-Biographin 
Annelies Laschitza viel beigetragen.

Ein weiterer Artikel schildert den 
Lebensweg Jack Londons („Die eiser-
ne Ferse“). Eine Buchbesprechung 
über den Gegensatz von Natur und 
Kapital schließt sich an, angeregt 
durch die Diskussion dieses Themas 

bei unserer letzten Jahreskonferenz. 
(Diesen Text entnehmen wir der Ar-
beiterpolitik 5/6 2018.)

Wir bedanken uns herzlich für die 
Zahlungen und zum Teil außerge-
wöhnlichen Spenden, vor allem um 
die Jahreswende! Wir können sie, 
besonders wegen der Portoverteue-
rungen, gut gebrauchen. 

Wir legen in diese Nummer wieder 
Überweisungsscheine ein.

Hiermit laden wir zu unserem 
Seminar am 18. und 19. Mai in 
München ein.

Ein Themenblock wird sich mit 
der Krise der EU, dem Brexit und 
den Wahlen zum Europaparlament 
beschäftigen. Außerdem wollen wir 
uns mit den aktuellen Entwicklun-
gen in Venezuela befassen. 
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und Hochrüstung stellt einen be-
drohlichen Mix dar. Seine Militär-
ausgaben umfassen inzwischen mit 
228 Mrd. Dollar knapp ein Drittel 
des US-Militäretats mit ca. 714 Mrd. 
Dollar. Japan gibt nach Beseitigung 
des Pazifismusgebots in der Verfas-
sung für seine Militäraufrüstung 45,4 
Mrd. Dollar aus und schickt eigene 
Raketen mit Kommunikations- und 
Militärsatelliten ins All. Und Indien, 
gerade in einen neuen bewaffneten 
Konflikt mit Pakistan verstrickt, leis-
tet sich 63,9 Mrd. Dollar für sein Mi-
litär. Ein nur aus Zeiten des Kalten 
Kriegs bekanntes Ausmaß bei der 
Aufrüstung der Staaten (fast 1,8 Billi-
onen Euro Kosten jährlich!) überzieht 
fast flächendeckend den Globus. Vor 
kurzem meldete das Stockholmer 
Friedensforschungsinstitut SIPRI, 
der weltweite Waffenhandel nehme 
weiter zu. Die Gesamtsumme der 
Großwaffenverkäufe lag gemäß ei-
ner neuen Studie im Zeitraum 2014 
bis 2018 um 7,8 Prozent höher als im 
Vergleichszeitraum 2009 bis 2013. 
Die USA sind mit großem Abstand 
und einem Anteil von 36 % an al-
len Ausfuhren Spitzenreiter, gefolgt 
von Rußland, Frankreich, Deutsch-
land und China. Größter Waffen-
bezieher ist Saudi-Arabien. Unter 

den 20 größten Rüstungskonzernen 
der Welt befanden sich 2017 zwölf 
US-amerikanische (Gesamt-Umsatz: 
165.65 Mrd. US-Dollar), zwei bri-
tische (27,01 Mrd.), zwei russische 
(15,33 Mrd.), zwei französische (13,11 
Mrd.), ein deutsch-französischer 
(Airbus Group; 11,19 Mrd.) und ein 
italienischer (8,86 Mrd.) (Angaben 
nach people.defensenews.com/top-
100). Die Folge von gesteigerten Rüs-
tungsverkäufen in alle Welt  ist auch 
eine deutliche Zunahme von Kriegen 
und Konflikten und davor zu Hun-
derttausenden in Richtung Norden 
nach Europa flüchtender Menschen. 
Hier wäre mit der ständig alibimäßig 
beschworenen „Fluchtursachen“-
Bekämpfung zuallererst anzusetzen.

US-„Shutdown“ und nationaler 
Notstand

Nach den Mid-Term-Kongress-
wahlen im November 2018 in den 
USA, bei denen die Demokraten die 
Mehrheit im Repräsentantenhaus 
errangen, wird für Trump wie einst 
für seinen Vorgänger Obama mit 
erreichter Halbzeit das Durchregie-
ren in bestimmten Fragen, etwa der 
Haushaltsfinanzierung, schwieriger. 

Um einen erneut drohenden, unpo-
pulären Shutdown zu umgehen, rief 
Trump Mitte Februar den nationalen 
Notstand aus, um über den Notzu-
griff auf andere, nicht genutzte Haus-
haltsmittel dennoch an die Finanzie-
rung seines Mauerwahns zu kom-
men, nachdem ihm die Demokraten-
Mehrheit im Repräsentantenhaus 
„nur“ 1,375 der von ihm inzwischen 
geforderten 8,6 Milliarden Dollar für 
Grenzzäune zu Mexiko bewilligte. 
Eine Reihe von Bundesstaaten, dar-
unter das republikanische Arizona, 
hat gegen die Notstandsverfügung 
schon Klage erhoben. Shutdown 
und Notstandsverfügung werden 
sogar in den eigenen republikani-
schen Reihen als grobe Verstöße ge-
gen die US-Verfassung empfunden, 
Trumps Rückhalt im eigenen Par-
tei-Lager bröckelt. Der linksliberale 
Bernie Sanders, vor Hillary Clinton 
zuerst Trumps früherer parteiloser 
Herausforderer bei der letzten Präsi-
dentschaftskandidatur, hat angekün-
digt, für die Demokraten 2020 erneut 
gegen Trump antreten zu wollen. 
Trumps verbale Angriffe auf NATO-
Partner, insbesondere Deutschland, 
erwecken den Eindruck, als müsste 
er innenpolitischen Druck ablassen 
und davon ablenken. Über seinen 

Foto: indymedia.org/ Kommunikationsguerilla-Kampfgruppe-„Bundeswehr enttarnen“
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wenig diplomatisch agierenden Bot-
schafter Richard Grenell in Berlin ließ 
Trump erneut verbal gegen das Pro-
jekt der Gaspipeline Nord Stream 2 
durch die Ostsee scharf protestieren 
und wirtschaftliche Folgen für daran 
beteiligte deutsche Unternehmen an-
drohen. Es erhöhe die Abhängigkeit 
von Rußland und schädige Länder 
wie die Ukraine. Kein Wort davon, 
dass dadurch Rußland im Gegen-
zug auch abhängig von Abnahme 
und Zahlungen der europäischen 
Kunden ist. Einhellig bis zu Grünen 
und Linken verwahrten sich führen-
de deutsche Politiker*innen gegen 
Grenells „Anmaßung“ und „Erpres-
sung“. Der Grund ist durch Konkur-
renz bestimmt. Die USA sehen sich 
beim Energiehandel mit ihrem teu-
ren Fracking-Flüssiggas gegenüber 
günstigerem Gazprom-Gas im Hin-
tertreffen. CDU-Wirtschaftsminister 
Altmaier sagte den USA aufgrund 
früherer Absprachen eine höhere 
Gasabnahme zu. Deutschland bezieht 
das meiste Erdgas, dem aufgrund der 
Energiewende eine erhöhte Bedeu-
tung zukommt, aus Rußland (Anteil 
ca. 40 %), Norwegen und den Nie-
derlanden.

Militarisierung des Weltraums

Die USA richten ihren militarisier-
ten Blick nicht nur verstärkt auf den 
Pazifikraum, sondern zugleich in den 
nahen Weltraum. Trump hatte dazu 
erstmals im März 2018 das Vorhaben 
vorgestellt, eine eigene „Weltraum-
streitkraft“ als sechste eigenständige 
Teilstreitkraft neben Heer, Air Force, 
Marine, Marineinfanteriekorps und 
Küstenwache aufzubauen. Im Juni 
erging an das Pentagon der Auftrag, 
bis 2020 einen entsprechenden Pro-
zess voranzubringen. Das US-Vertei-
digungsbudget sieht dazu 2020 einen 
ersten Betrag von acht Milliarden 
Dollar vor. Eine Bedrohung von Ruß-
land und China durch  Weltraum-
waffen von US-Satelliten und Navi-
gationssystemen wie GPS zugrunde 
gelegt, geht es bei der „Verteidigung 
im Weltraum“ laut Pentagon-Bericht 
nicht nur um Präsenz, sondern Do-
minanz, den „Schutz lebensnotwen-
diger US-Interessen“ im Weltraum 
und „uneingeschränkten Zugang im 
All“, um „frei zu operieren“. Frieden 
(im All) gebe es laut US-Vize Pence 

nur durch „Stärke“ (Force) und meint 
damit Gewalt und Waffen. (Angaben 
nach ZEIT Online vom 9. August 
2018). Das Projekt ist bisher vor al-
lem eines der Logistik zur Schaffung 
einer Weltraumentwicklungs-Or-
ganisation, Gründung einer Einheit 
von Experten als „Weltraum-Kriegs-
führungsprofis“ und eines US-Welt-
raumkommandos. Es handelt sich 
also quasi um „Software“, während 
sich das Konzept über die „Hard-
ware“, d.h. die zukünftig einzuset-
zenden Waffensysteme, ausschweigt. 
Außer den unbemannten Transports-
huttles des privatwirtschaftlichen 
Transportunternehmens SpaceX steht 
den US-Sternenkriegern wie früher 
kein eigenes NASA-Fluggerät für 
bemannte Flüge und Materialtrans-
porte ins All zur Verfügung. Auch 
existiert absehbar keine militärische 
Raumstation. Ab diesem Sommer 
sollen erstmals wieder bemannte 
Starts stattfinden. Die neue Space 
Force operiert nur vom Boden aus in 
Verbindung mit Militärsatelliten und 
möglichen, in der Erdumlaufbahn 
stationierten Raketenabschussbasen 
und Energiewaffen.

NATO an der baltischen „Front“

Ungeachtet der US-Kritik ist 
Deutschland erster Garant der NATO 
in Europa, sozusagen ihr „Motor“, 
indem es als wichtigstes Aufmarsch-
gebiet für Truppenverlegungen nach 
Osten und logistische Drehscheibe 
bei den jährlichen Großmanövern 
dient. Der neue (alte) Feind steht 
wieder im Osten und heißt Putin und 
Rußland. Dagegen geht die NATO 
mit ihrer Strategie der „Verstärkten 
Vornepräsenz“ (Enhanced Forward 
Presence) in Frontstellung. In Polen 
und den drei Staaten im Baltikum, 
Litauen, Lettland und Estland, ste-
hen jeweils eine NATO-Battlegroup 
mit etwa 1.100 bis 1.300 Mann und 
Kampfbataillonen bereit. Während 
in Polen die Amerikaner führen, 
sind es in Lettland die Briten und 
die Kanadier in Estland. Die Bun-
deswehr führt im Kern mit etwa 
450 bis 500 Soldaten das Kontingent 
in Litauen an, davon 150 Mann als 
Elite-Kampfbataillon. Mangels ei-
ner eigenen fungiert die deutsche 
Luftwaffe als litauische Luftabwehr. 
Deutsche Eurofighter und britische 

und kanadische Kampfjets  fliegen 
Patrouille an den Grenzen und über 
der Ostsee. Russische Kampfjets 
ohne Erkennungssignal werden da-
bei abgefangen und abgedrängt. Ein 
gefährliches Katz-und-Maus-Spiel, 
bei dem jede Seite die Toleranzen 
der anderen auslotet. In der russi-
schen Exklave Kaliningrad sind ato-
mare Kurzstreckenraketen des Typs 
„Iskander“ mit je vier Marschflugkör-
pern „9M729“ und einer Reichweite 
von 400 bis 500 km stationiert, die 
auch noch Berlin erreichen können. 
Angesichts der Fähigkeit Rußlands, 
binnen kurzem mehrere zehntausend 
Soldaten zusätzlich an die Grenzen 
zum Baltikum zu verlegen, erfüllen 
die NATO-Truppen im Ernstfall nur 
die Funktion eines „Stolperdrahts“, 
um Zeit für einen eigenen Truppen-
aufmarsch zu gewinnen, was darauf 
hindeutet, dass die NATO in einem 
Krieg als Erste den Atomwaffenein-
satz erwägen könnte. Das Kaliningra-
der Gebiet ist nur durch einen etwa 
80 km breiten Grenzkorridor, die sog. 
Suwalki-Lücke, vom Dreiländereck 
Polen, Litauen und Weißrußland 
entfernt. Dort erwartet die NATO ei-
nen möglichen massiven russischen 
Panzervorstoß über Weißrußland, 
um das Baltikum abzutrennen. Indes-
sen halten Experten des Hamburger 
Universitäts-Instituts für Friedensfor-
schung und Sicherheitspolitik (IFSH) 
ein militärisches Vorgehen Putins im 
Baltikum für sehr unwahrscheinlich. 
Dennoch sind die sensiblen Grenzbe-
rührungen im Baltikum zwischen der 
NATO und Rußland derzeit mit die 
riskantesten Konfrontationslinien im 
politisch-strategischen Kräftemessen 
zwischen beiden Seiten. Die Bezeich-
nung „neuer Kalter Krieg“ verkennt 
und überhöht jedoch das Ausmaß der 
Konfrontation. 

Achse USA-Polen  

Auf Dienstreise in Europa drohte 
US-Vize Pence auf einer Nahost-Kon-
ferenz in Warschau Großbritannien, 
Frankreich und Deutschland ernste 
Konsequenzen an, falls sie weiter am 
Atomabkommen mit dem Iran fest-
hielten und US-Sanktionen umgehen 
würden. Die geplante Aufnahme der 
neuen Republik Nordmazedonien 
(früher Mazedonien) bis 2020 als 30. 
NATO-Mitglied, gegen die sich Grie-
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chenland jahrelang per Veto sperrte, 
zeigt, dass man von der Strategie 
der Bündnis-Osterweiterung nicht 
abrückt. Ziel ist es nach wie vor, die 
bestehende NATO-Ukraine-Koope-
ration in eine Vollmitgliedschaft des 
unmittelbaren russischen Nachbarn 
umzuwandeln. Der Konflikt in der 
Ostukraine unter indirekter russi-
scher Beteiligung auf Seiten der Frei-
schärler, verhindert dies bisher, wes-
halb Rußland, Minsker Abkommen 
hin oder her, seinen Fuß nicht aus der 
Tür nehmen, eher weiter hindurchtre-
ten wird. Ferner verfolgt auch Georgi-
en die Option auf NATO-Aufnahme, 
doch sind Teile des Landes seit dem 
kurzen Krieg 2008 russisch besetzt. 
Polen hat mit US-Vize Pence einen 
Rüstungsvertrag über 20 neue Rake-
tenabschusssysteme im Wert von 365 
Millionen Euro besiegelt. Die Aus-
lieferung ist ab 2023 geplant. Unter 
Berücksichtigung der „NATO-Ruß-
land-Grundakte“ hat man dem er-
neuten polnischen Ansinnen nach ei-
ner ständigen US-Militärbasis („Fort 
Trump“) im Land nicht entsprechen 
können, dafür aber die Erhöhung der 
US-Truppenpräsenz von etwa ein- bis 
eineinhalb tausend Soldaten um 100 
Mann zugesagt, die wie die NATO-
Battlegroups im Baltikum gemäß der 

Grundakte nur rotierend stationiert 
sein dürfen, d.h. nach neun Monaten 
lediglich trickreich ausgetauscht wer-
den. Insgesamt sind an die 3.500 bis 
4.000 US-Soldaten in Polen, Rumäni-
en, Bulgarien und im Baltikum statio-
niert, deren Zahl aber binnen 48 Stun-
den auf zusätzlich mehrere Tausend 
erhöht werden kann. Zwei Drittel der 
2017 weltweit ausgegebenen 1.740 
Milliarden Dollar für Rüstung und 
Militär entfallen auf die NATO und 
mit ihr kooperierende Staaten (zitiert 
nach uz, Nr. 1/4.1.2019). Beim Welt-
forum im Januar in Davos kündigte 
NATO-Generalsekretär Stoltenberg 
bis 2020 ein zusätzliches Ausgaben-
Plus von 100 Milliarden Dollar an, bis 
2024 soll dieses sogar 350 Milliarden 
Dollar mehr betragen. Geld dafür 
scheint genug vorhanden. 

NATO-„Speerspitze“ Deutschland 

Bei ihrem Truppenbesuch am 2. 
Januar auf dem Bundeswehr-Flieger-
horst Wunstorf bei Hannover pries 
CDU-“Verteidigungs“ministerin von 
der Leyen den neuen Militärtranspor-
ter A400M Atlas, mit einem inzwi-
schen erheblich verteuerten Stück-
preis von ca. 175 Mio. Euro, als das 

modernste Transportflugzeug der 
Welt. Der mit Reichweite, Geschwin-
digkeit und Transportlast für eine mi-
litärische Landesverteidigung völlig 
überdimensionierte Pannenflieger, 
von dem die Luftwaffe ursprünglich 
63 Maschinen geordert hat (und nun 
noch 50 übernimmt), ist ein einziger 
Beschaffungsskandal. Die sich aufs 
Schönreden verstehende Ministerin 
wertete den Bericht vom 29. Januar 
des Bundestags-Wehrbeauftragten 
Bartels (SPD) hinsichtlich der „in al-
len Bereichen fortbestehenden Man-
gelwirtschaft“ bei Material- und 
Personal der Truppe, als „Ansporn“ 
Ungeachtet der Kritik stellt von der 
Leyen in ihren Verlautbarungen fest, 
man sei bei der Modernisierung mit 
den Vorgaben aus dem Verteidi-
gungs-Weißbuch und dem Konzept 
„Fähigkeitsprofil“ für die Truppe 
auf dem richtigen Weg. Man käme 
überdies gut voran bei der Schaffung 
einer Europäischen Verteidigungs-
Union, mit der im Aachener Vertrag 
jüngst besiegelten deutsch-französi-
schen Allianz im Kern, die auch die 
gemeinsame Rüstungskooperation 
festlegt. CSU-Chef und Ministerprä-
sident Söder regte gegenüber „Bild“ 
einen „Marshall-Plan“ für die Bun-
deswehr an. Die Bundeswehr brau-

Foto: indymedia.org/ Kommunikationsguerilla-Kampfgruppe-„Bundeswehr enttarnen“
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che angesichts unsicherer Weltlage 
keine Aufrüstung, aber eine „besse-
re Ausrüstung“, sagte er und stellte 
damit nichts anderes fest, als was 
vor Monaten schon die SPD-Chefin 
Nahles betonte. Deutschland hat in 
der superschnellen NATO-Eingreift-
ruppe „Speerspitze“ VJTF (Very High 
Readiness Joint Task Force) mit 8.000 
Soldaten für den Soforteinsatz mit 
einem Anteil von 4.000 Soldat*innen 
die Führung übernommen. Sie soll 
vor allem Einsatzbereitschaft gegen-
über Russland demonstrieren und 
Abschreckung untermauern. 

Militärhaushalt in unbegrenztem 
Wachstum

2025 würde nach derzeitiger Pro-
jektion - trotz neu drohendem Haus-
haltsloch - der deutsche Militäretat 
mit 1,5 bis 2 Prozent des BIP sage 
und schreibe 59,78 Mrd. Euro be-
tragen (2018: 38,5; 2019: 43,2; 2022: 
51,43 Milliarden), fast so viel wie 
der gegenwärtige russische mit 66,3 
Mrd. Dollar. Man fragt sich, für wel-
che Anschaffungen und konkreten 
politischen Ziele? Ein zweites Los 
von fünf weiteren Korvetten K-130 
der Bundesmarine zu den schon 
vorhandenen fünf, die größer und 
zugleich hochseetüchtig die außer 
Dienst gestellten Schnellbootge-
schwader ersetzen, geht gerade in 
die Bauphase, die ab 2022 nach und 
nach der Marine zulaufen sollen. Der 
Kostenumfang der dann in Warne-
münde stationierten 2. Korvetten-
Flottille soll voraussichtlich zwei 
Milliarden Euro (plus Verteuerung) 
betragen. Zentrum eines Schiffbau-
konsortiums ist die Lürssen-Werft in 
Lemwerder an der Unterweser bei 
Bremen mit weiteren Standorten in 
Hamburg und Kiel. Das neue Mehr-
zweckkampfschiff MKS-180 soll mit 
zunächst vier Einheiten die Baurei-
he der elf im Dienst (bzw. z. T. im 
Bau) befindlichen Fregatten ergän-
zen, die dann mit über 10.000 t Ver-
drängung und fast 180 m Länge in 
radarabweisender Stealth-Bauweise 
die größten Kriegskampfschiffe der 
deutschen Marine sein werden. Bis 
Ende der 2020er Jahre könnte die 
Bundesmarine dann 25 Großkampf-
schiffe und acht U-Boote, dazu drei 
große Einsatzgruppenversorger um-
fassen. Im Vergleich zu den Flotten 

Großbritanniens (zwei neue Flug-
zeugträger) und Frankreichs mit 
nuklearen U-Boot-Komponenten ist 
das immer noch eine relativ kleine, 
konventionelle Seemacht, mit der 
Deutschland allein keine großen 
weltpolitischen Sprünge unterneh-
men kann. Der Personalumfang der 
Bundeswehr wird bis 2024 von jetzt 
knapp 180.000 wieder auf 203.000 
Männer und Frauen steigen. Sie soll 
zudem für EU-Bürger*innen geöff-
net werden. Im zurückliegenden 
Jahrzehnt stiegen die Militärausga-
ben „nur“ um rund 10 Milliarden 
und deckten hauptsächlich Verteu-
erungen bei Beschaffungsprogram-
men ab. Zwischen Deutschland und 
Frankreich entsteht ein neuer Militä-
risch-industrieller Komplex, an dem 
verschiedene nationale Unterneh-
men wie Airbus Defence Systems,  
Krauss-Maffei, Dassault Aviation 
und Nexter beteiligt sein werden. 
Dabei geht es vor allem um einen 
neuen gemeinsamen Panzer statt des 
französischen Leclerc und deutschen 
Leopard 2 (Prototyp Euro-MBT-Pan-
zer) und ein neues Kampflugzeug. 
Geprüft wird derzeit, ob die deut-
sche Luftwaffe für den Übergang 
eine Anzahl von amerikanischen 
„F/A-18“-Kampfjets „Superhornet“ 
von McDonnell/Boeing erhalten soll, 
die den alternden Atomwaffenträger 
„Tornado“ ablösen sollen, wofür 
auch ein modifizierter „Eurofighter“ 
von Airbus in der engeren Wahl ist. 
Doch beide Typen sind nicht für die 
Aufgabe aus der „nuklearen Teilha-
be“ der deutschen Luftwaffe zertifi-
ziert. Über sie erhalten NATO-Ver-
bündete wie Deutschland, Belgien, 
Niederlande, Italien und die Türkei 
im gegebenen Fall nach Freigabe 
durch die USA Zugang zu in Europa 
lagernden US-Atomwaffen wie z.B. 
in Büchel in der Ost-Eifel, um sie 
selbst einzusetzen. Deutschland will 
dafür zusammen mit Frankreich und 
weiteren Beteiligten wie Spanien bis 
2040 das neue Tarnkappenbomber-
Projekt im Rahmen von „FCAS“ (Fu-
ture Combat Air System) bereitstel-
len. Es wird das teuerste Kampfflug-
zeug, das Deutschland jemals hatte. 
FCAS bedeutet ein ganzes System 
von Drohnen, Kampfflugzeugen und 
Militärsatelliten mit Cyberkriegsfä-
higkeit und Energiewaffen. Frank-
reichs legendärer Staatspräsident 
De Gaulle hatte es im Kalten Krieg 

immer abgelehnt, die Bundesrepu-
blik ohne eigene Nuklearwaffen mit 
unter den französischen atomaren 
Schirm zu nehmen.

Die komplexe Lage in Syrien

An der syrischen Nordgrenze 
steht seit Ende vorigen Jahres die 
Armee der Türkei (Militäretat: 18,2 
Mrd. Dollar) für eine geplante Of-
fensive angeblich gegen den IS-Ter-
rorismus bereit, wie aus Ankara ver-
lautete. Doch das IS-Terror-Kalifat 
verfügt dort inzwischen über keine 
Gebiete und Kampfbasen mehr. In 
Wirklichkeit geht es darum, das des 
Terrorismus verdächtigte kurdische 
Volk in diesen Gebieten und seine 
Selbstverteidigungskräfte YPG zu 
bekämpfen, zu vertreiben und aus-
zuschalten. Die YPG werden von 
den Syrian Democratic Forces (SDF) 
angeführt, die in der syrischen Ar-
mee nun neue Verbündete zu finden 
scheinen, nachdem die US-Truppen 
als „Puffer“ aus der Region jetzt ab-
gezogen werden sollen. Bislang hält 
sich die Türkei mit einer neuen Of-
fensive allerdings zurück, solange 
sich der US-Abzug noch verzögert 
und offenbar nun doch noch 200 US-
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Soldaten im Land verbleiben sollen. 
Trotz Trumps wenig glaubwürdiger 
Twitter-Drohung, man werde die 
türkische „Wirtschaft zerstören“, 
falls gegen die verbündeten Kurden 
in Nordsyrien vorgegangen wür-
de, besteht letztlich kein Zweifel an 
amerikanisch-türkischer Interessen-
allianz. Beide Staaten befürworten 
die Schaffung einer 30 km breiten 
und 400 km langen Sicherheitszone 
auf syrischem Boden, die den Kern 
der kurdischen Gebiete berührt und 
bedroht. Erdogan ist an der stark 
türkisch durchdrungenen, syrischen 
Region um Idlib gelegen, 2018 noch 
kontrolliert von Rebellen-Milizen 
der Freien Syrischen Armee (FSA), 
und er verfolgt zudem das Interes-
se, als an den Syrien-Gesprächen mit 
Rußland und Iran beteiligte Regio-
nalmacht auf die weitere Entwick-
lung in Syrien Einfluss zu nehmen. 
Syriens Präsident Assad bekräftige 
jüngst sein Angebot von militäri-
schem Schutz für die Kurden in 
Syrien, da sie von den USA keinen 
Schutz erwarten könnten und wenn 
sie nicht als „Sklave der Ottomanen“ 
enden wollten.

Israel/USA und Iran im 
Dauerclinch 

Der schiitische Iran beging am 11. 
Februar den 40. Jahrestag der Islami-
schen Revolution der Mullahs. Die 
Beseitigung des westlich orientier-
ten, autokratisch-repressiven Schah-
Regimes war eine eigenständige 
Machtdemonstration von Bedeutung 
eines „Dritte-Welt“-Landes gegen 
die imperialen USA, die den Iran 
wiederum durch Unterstützung des 
irakischen Diktators Saddam Hus-
sein im ersten Golfkrieg der 1980er 
Jahre zwischen Irak und Iran zu be-
kämpfen suchte. Die Iraner (Militär-
etat 2017: 14,09 Mrd. Dollar; lt. statis-
ta.com) testeten unlängst eine neue 
Boden-Boden-Mittelstreckenrakete 
„Desful“, die 1.000 km Reichweite 
haben, nuklearwaffen-fähig sein soll 
und die israelischen Städte Tel Aviv 
und Haifa erreichen kann. Teheran 
unterstützt als Pro-Assad-Partei 
eigene Al-Quds-Brigaden und die 
Hisbollah-Milizen in Südwest-Syri-
en, gegen welche sich wiederholte 
israelische Luftangriffe auf Milizen-
camps und Munitionslager bei Da-

maskus richteten, bei denen es auch 
zivile Tote gab. Israel (Militäretat: 
15,5 Mrd. Dollar; lt. statista.com, 
2019) brandmarkt offen unentwegt 
das iranische Atom- und Raketen-
programm und sein Syrien-Engage-
ment als Bedrohung seiner Existenz, 
lässt aber immer unerwähnt, dass 
es selbst mit seiner Luftwaffe und 
atomaren Mittelstreckenraketen den 
Iran schon viel länger im Visier hat 
und mehrfach völkerrechtswidrig 
dessen zivile Atomenergieanlagen 
im Bau zerstörte. Die USA betreiben 
mit scharfen Sanktionen und inter-
national gezielt die Delegitimation 
und Isolierung des Mullah-Regimes 
und fordern vor allem die EU-Staa-
ten unter Androhung von Handels-
konsequenzen auf, ihr Festhalten am 
einseitig von den USA gekündigten 
Atomabkommen mit dem Iran end-
lich aufzugeben. Israel arbeitet an ei-
ner gemeinsamen Allianz mit arabi-
schen Staaten (Saudi-Arabien, VAE) 
zur „Bekämpfung“ des Iran. In einer 
Videobotschaft am 14. Februar be-
nutzte Präsident Netanjahu hierfür 
das hebräische Wort für „Krieg“. Auf 
der Münchner Konferenz verwahrte 
sich der iranische Außenminister Sa-
rif gegen alle offenen Angriffe gegen 
sein Land und bezeichnete das US-
Vorgehen als von „pathologischer 
Besessenheit“ geleitet. An gleichem 
Ort beklagte Katars Außenminister 
Mohammed al-Thani eine weitere 
„Blockbildung“ und „dramatische“ 
Polarisierung in der Nahostregion, 
an der jedoch sein Land nicht unbe-
teiligt ist.

Bürger- und Stellvertreterkrieg 
im Jemen

Die Militärintervention seit 2015 
einer breiten, saudisch-geführten 
Länderallianz (u. a. VAE, Katar, Ku-
wait, Jordanien, Sudan, Senegal, Paki-
stan) richtet sich gegen die Rebellion 
der Huthi-Milizen. Diese kämpfen 
aus ihrer Sicht gegen eine Unterdrü-
ckung und Benachteiligung durch die 
jemenitische Regierung Präsident Ha-
dis, der aus der Hauptstadt Sana im 
Landesinnern vertrieben wurde und 
zum saudischen Nachbarn flüchtete. 
Den etwa 150.000 bis 200.000 Soldaten 
und Kämpfern der Allianz mit massi-
ver saudischer Luftwaffenunterstüt-
zung (Luftbetankung durch USA), 

steht eine Zahl von 2.000 bis 10.000 
Huthi-Milizionären gegenüber. Das 
größtenteils halbwüstenhafte Land 
im Süden der arabischen Halbinsel 
mit einer westlichen Gebirgsregion, 
aus deren Norden die Huthi stam-
men, verfügt vor allem über Öl. 90 % 
des Exports machen Erdöl und Erd-
ölprodukte aus. Seine Lage am süd-
östlichen Ausgang des Roten Meeres 
mit Öffnung zum Golf von Aden 
und Indischen Ozean verleiht dem 
Jemen eine geostrategische Bedeu-
tung. Auch für den „Schattenkrieg“ 
der USA am Horn von Afrika, wo die 
US-Air Force in Somalia laut „New 
York Times“ allein in den ersten bei-
den Monaten dieses Jahres 24 Luft-
angriffe gegen vermutete Stellungen 
der sunnitischen Al Shabaab-Milizen 
flog, bei denen Hunderte Menschen, 
darunter viele Zivilisten, starben. Im 
und aus dem Jemen operieren zu-
dem radikalislamistische Gruppie-
rungen des Al Kaida-Netzwerks und 
des IS. Der hinter der kriegerischen 
Auseinandersetzung stehende jahr-
zehntelange Konflikt zwischen den 
Bevölkerungsgruppen der sunniti-
schen Mehrheit und der schiitisch-
zaiditischen Minderheit hat politi-
sche, stammesethnische, religiöse 
und landesgeschichtliche Ursachen. 
Dahinter steht außerdem der Kampf 
um Hegemonie zwischen Saudi-Ara-
bien und dem Iran, der sich hinter die 
Huthi stellt. Das ruft wiederum die 
Einmischung des Westens auf den 
Plan, dessen Vertreter USA, Groß-
britannien und Frankreich mit Lo-
gistik und einer Seeblockade (USA/
Pakistan) die Regierung unterstützen, 
während Deutschland an verschiede-
ne Allianzmitglieder wie Saudi-Ara-
bien, VAE und Katar Waffentechnik 
lieferte. Die teils erbitterten Kämpfe, 
an denen auf beiden Seiten Teile von 
Jemens Armee beteiligt sind, finden 
vor allem im westlichen Drittel des 
Landes um die wichtigen Städte Sana, 
Hodaida, Ta‘izz und Aden statt. Das 
Land ist reich an Kulturgütern wie 
der antiken Stätte Saba. Der Krieg 
wird begleitet von einer der größten 
humanitären Katastrophen der Ge-
genwart mit Flüchtlingselend (2018: 
2,3 Mio. Binnenflüchtlinge), Hunger 
und gesundheitlicher Not. Offiziell 
waren bis März 2016 fast 3.100 Zivil-
tote zu beklagen. Die UNO geht 2019 
von einem zivilen Hilfebedarf von 4,2 
Milliarden Dollar aus. 
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Der INF-Vertrag von 1987 

Die stets als rein defensiv dekla-
rierte US-Raketenabwehr in Polen 
und Rumänien kann mit nur we-
nigen technischen Modifikationen 
in eine offensive Raketenwaffe mit 
Mittelstreckenreichweite verändert 
werden, was im Aufrechnen neuer 
russischer und amerikanischer Mit-
telstreckenwaffen immer ausgeblen-
det wird und Rußland nicht zu Un-
recht Grund zur Beschwerde über 
ein ungleiches Kräfteverhältnis gibt, 
weshalb man nachzurüsten gedenke. 
Grundsätzlich betrachtet ist der Kern 
des INF-Vertrags nicht mehr zeit-
gemäß, da auch Länder wie China, 
Pakistan, Indien, Nordkorea, Israel, 
(potenziell Iran), darunter z.T. sog. in-
offizielle Atommächte, über atomare 
Boden-Boden-Raketen mit Reichwei-
ten zwischen 500 und 5.500 km verfü-
gen, die vom INF-Reglement erfasst 
werden müssten. Die seegestützten 
Systeme sind ohnehin nicht vom INF-
Abkommen abgedeckt. Der alte INF-
Vertrag ist ein Produkt des bipolaren 
Kalten Kriegs mitten auf dem europä-
ischen Kontinent, als weltweit bis zu 
70/80.000 Atomwaffen existierten, da-
von etwa 4.000 auf westeuropäischem 
Boden (Stand 2012: 150-200, davon 
20 in Deutschland). Im Gegensatz zu 
den heute „nur“ noch etwa 16.000, 
davon über 90 Prozent im Besitz der 
USA und Rußlands. Darauf verweist 
auch ständig China als Grund, wes-
halb es nach den Worten des bei der 
Münchner Konferenz auftretenden 
hochrangigen chinesischen Außen-
politikers im ZK, Yang Jichie, nicht 
beabsichtige, sich an einem neuen 
erweiterten INF-Abkommen zu be-
teiligen. Die EU-Länder Frankreich 
und Deutschland wollen, wie beteu-
ert wird, nichts unversucht lassen, 
den gekündigten INF-Vertrag noch 
einmal zu retten. Armeeministerin 
von der Leyen räumt zugleich prä-
ventiv ein, dass bei einem Scheitern 
dann nachgerüstet werden müsste. 
Also alles wie gehabt beim NATO-
Doppelbeschluss von 1979, vierzig 
Jahre zurück.  

Deutsche Rüstungsexporte 
rückläufig? 

Bei den deutschen Rüstungsex-
porten ist ein im Trend liegender 

erneuter Rückgang zu verzeichnen. 
Bis zum 13. Dezember 2018 gab 
es nach Angaben des Bundeswirt-
schaftsministeriums Ausfuhrgeneh-
migungen im Wert von 4,62 Milliar-
den Euro gegenüber 2017 mit 6,24 
Milliarden. 2015 waren es noch mit 
Höchststand seit Beginn der öffent-
lichen Berichterstattung 7,86 Milliar-
den Euro. Die Summe reiht sich da-
mit immer noch ein in die Top-Werte 
der letzten Jahre, während die Bun-
desregierung 2017 zur rückläufigen 
Summe erklärte, sie „bestätigt die 
Fortführung einer verantwortungs-
vollen Rüstungsexportpolitik“. Be-
reits vor 2015 wurde das autokrati-
sche, saudische Regime in Riad aus 
deutscher Sicht als Sicherheitsgarant 
der Region betrachtet und groß-
zügig mit Waffentechnik versorgt. 
Saudi-Arabien rangierte an sechster 
Stelle der deutschen Waffenkunden. 
Im 1. Halbjahr 2015 erhöhte sich die 
Summe der Ausfuhren nach Saudi-
Arabien (Militärausgaben: 69,4 Mrd. 
Dollar!) und Nordafrika von 219 
auf 587 Millionen Euro. Als völlig 
unverständlich und „schäbig“ be-
zeichnete es die Linke-Sprecherin 
Sevim Dagdalen auf „heute.de“, 
dass die deutsche Regierung 2018 
eine deutliche Zunahme von Rüs-
tungsexporten nach Saudi-Arabien 
zugelassen habe. Allein bis Oktober 
führten deutsche Firmen Waffen in 
das im Jemen kriegführende Land 
im Wert von 160 Millionen Euro aus 
- 50 Millionen Euro mehr als 2017. 
Auf der Münchner Konferenz sprach 
sich die deutsche Kanzlerin für eine 
gemeinsame europäische Rüstungs-
exportpolitik aus. Dies wird als Fol-
ge unweigerlich zu einer Absenkung 
der im europäischen Vergleich rela-
tiv strengen deutschen Kontrollauf-
lagen führen. Druck auf Berlin üben 
dabei Frankreich (Militäretat 2017: 
57,8 Mrd. Dollar bzw. 1,8 % des BIP) 
und Großbritannien (47,2 Mrd. und 
2,1 %) aus. So forderte der französi-
sche Wirtschaftsminister Bruno Le 
Maire eine Lockerung der strikten 
Regelungen für Waffenexporte in 
Drittländer mit den Worten: „Es ist 
nutzlos, durch verbesserte Koope-
rationen zwischen Frankreich und 
Deutschland Waffen herzustellen, 
wenn man nicht in der Lage ist, sie 
zu exportieren.“ („Welt am Sonn-
tag“, 24.2.). Deutschland soll nach 
britischer und französischer Vor-

stellung z.B. Gemeinschaftspro-
jekte wie den Eurofighter aus dem 
Exportstopp nach Saudi-Arabien 
ausnehmen. Merkel signalisierte 
Verständnis und Kompromissbe-
reitschaft. Der Rüstungsexport-Be-
richterstatter der SPD-Fraktion im 
Bundestag, Florian Post, empfahl 
SPD-Chefin Nahles vor dem Tref-
fen des Koalitionsausschusses den 
endgültigen Stopp von Rüstungs-
lieferungen nach Saudi-Arabien, die 
bisher wegen der Kashoggi-Affäre 
noch bis Ende März blockiert sind. 
Grünen-Fraktionschef Hofreiter 
fordert ein europäisches Rüstungs-
export-Kontrollgremium und eine 
klare Ausfuhrbegrenzung.

Münchner Sicherheitskonferenz – 
ein Fazit

Die Münchner Sicherheitskonfe-
renz msc oder SiKo ist zumeist ein 
genauer Indikator für Stimmungs-
lagen und aufscheinende Grundli-
nien im politischen Weltgeschehen. 
In einem „Spiegel“-Interview sagte 
Konferenzleiter Wolfgang Ischinger 
vorab: „Wir erleben einen Epochen-
umbruch. Seit dem Zerfall der Sow-
jetunion war die Lage nie so gefähr-
lich wie heute.“ Als kurzes Fazit des 
diesjährigen Treffens von etwa 600 
hochrangigen politischen Reprä-
sentanten, Militärs und Rüstungs-
lobbyisten vom 15. bis 17. Februar 
lässt sich festhalten: Wie schon im 
Vorjahr, aber noch viel deutlicher, 
traten mehr die zunehmenden Wi-
dersprüche, strategischen Konkur-
renzen und multipolaren Rivalitäten 
als Gemeinsamkeit und Bereitschaft 
zum Dialog hervor. Das Sicher-
heitsverständnis der Teilnehmer ist 
eindimensional fixiert auf Aspekte 
hochgerüsteter Militärmacht und 
internationaler Interessenpolitik und 
grenzt dringend gebotene, relevante 
friedens- und abrüstungspolitische 
Einsichten, Erfordernisse und Initi-
ativen kategorisch aus.

EK/HB, 14. März 2019

Fast alle Angaben zu Militärhaushalten 
entstammen einer Übersicht von 2017 

des schwedischen SIPRI-Instituts/
Fact Sheet Rüstung der Infostelle 

Militarisierung IMI, Dez. 2018
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SPD-Flugblatt

Im März letzten Jahres haben 
wir uns in einem Artikel „SPD und 
GroKo ja – nein – vielleicht“ mit der 
SPD befasst. Damals hatten sich die 
SPD-Mitglieder mit 66% für eine Be-
teiligung ihrer Partei an der Großen 
Koalition mit der CDU/CSU ausge-
sprochen; 78% der Mitglieder hatten 
abgestimmt. Wir schrieben damals: 
„Man muss davon ausgehen, dass 
ein erheblicher Anteil der JA-Stim-
men nicht aus echter Zuneigung 
für die Koalition erfolgte, sondern 
nur deshalb zustande kam, weil die 
Mitglieder der SPD eine weitere Ver-

schärfung der Parteikrise vermeiden 
wollten.“ Heute, ein Jahr später, ist 
deutlich geworden, dass damit die-
ses Ziel nicht erreicht werden konnte. 
Der Niedergang der Partei hat sich 
vielmehr weiter fortgesetzt. 

Der Abstieg der SPD bei den 
Landtagswahlen in Bayern mit 9,7% 
und in Hessen, einer einstigen Hoch-
burg, mit 19,8% (vorher 30,7%), ist 
eine dramatische Niederlage. 

Dennoch hat es einige Zeit gedau-
ert, bis die Parteiführung eingesehen 
hat, dass es mit einem weiter so nicht 
mehr vorwärts gehen kann und sie 
sich zu einer Kursänderung genö-
tigt sah. Eine „Erneuerung“ der SPD 
wurde auf die Tagesordnung gestellt, 
aber wie diese konkret aussehen soll 
und was sie beinhalten soll, blieb wei-
terhin im Unklaren.

Deutlich geworden ist den Genos-
sinnen und Genossen, dass es so eben 

nicht weitergehen kann. Vier Land-
tagswahlen stehen 2019 bedrohlich 
vor der Tür – eine Marginalisierung 
der Partei im Osten Deutschlands ist 
nicht ausgeschlossen.

Bei Strafe des Versinkens in die 
Bedeutungslosigkeit, wie es bereits 
das Schicksal anderer sozialdemo-
kratischer Parteien in Europa war, 
bemüht sich die SPD um Schadens-
begrenzung, ja sie strebt sogar eine 
„Trendwende“ an. 

Nach vielen Aussprachen, Klau-
suren und im Debattencamp scheint 
sich die SPD auf das ihr immer noch 

anhaftende Image, die Partei der klei-
nen Leute zu sein, zu besinnen und 
möchte sich nun nach Agenda und 
Hartz IV wieder ein linkeres Image 
geben. Der Sozialstaat soll erneuert 
werden. Andrea Nahles erklärte in 
der Berliner Zeitung vom 6.2., das 
System solle wieder „vom Kopf auf 
die Füße gestellt werden“ – hier stellt 
sich allerdings schon die Frage, wer 
es denn vorher umgestülpt hatte. Der 
SPD-Vorstand hatte ein Konzept be-
schlossen, das den Titel trägt: „Arbeit 
– Solidarität – Menschlichkeit. Ein 
neuer Sozialstaat für eine neue Zeit“. 
Allein diese Ankündigung brachte 
die SPD bereits in der Gunst der Wäh-
lerinnen und Wähler nach vorne, was 
natürlich auch deutlich macht, wie 
es um deren Bewusstsein bestellt ist.

Sofort nach diesen Ankündi-
gungen hagelte es auch Kritik von 
rechts. CDU-Vize Bouffier kritisierte 

die geplante Neuausrichtung scharf 
und sagte den Zeitungen der Funke 
Mediengruppe, „die SPD plant die 
Beerdigung der soziale Marktwirt-
schaft“ –als ob diese tatsächlich noch 
existiere – und hat sich „mit ihrem 
Wunsch, wieder Wähler zu gewin-
nen, für einen strammen Linkskurs 
entschieden.“ Wirtschaftsvertreter 
sprechen von einem Griff in die sozi-
ale Mottenkiste. In der Süddeutschen 
Zeitung  kritisierte der Chef der Wirt-
schaftsweisen, Christoph Schmidt, 
die SPD-Pläne mit den Worten, „die 
Partei schickt sich an, das arbeits-

marktpolitische Rad 
wieder zurückzudre-
hen“. 

Worin besteht nun 
dieser sogenannte 
„Linksruck“ inhalt-
lich, den der SPD-Vor-
stand beschlossen hat 
und der von ihr als 
„neuer Anfang“ für 
die SPD bezeichnet 
wird, mit dem die Par-
tei Hartz IV hinter sich 
lassen will.

An die Stelle von 
Hartz IV soll ein Bür-
gergeld-Modell treten, 
mit weniger Sankti-

onen und höheren Leistungen für 
ältere Arbeitslose. Wer lange einge-
zahlt hat, soll bis zu drei Jahre Ar-
beitslosengeld bekommen, statt wie 
heute nach 12 oder 24 Monaten der 
Sozialhilfe anheim zu fallen. Vor-
gesehen sind außerdem für jüngere 
Hartz IV-Bezieher weniger Sanktio-
nen, jedoch keine Anhebungen der 
Bezüge außer der Reihe. Die bishe-
rigen Regelsätze sollen unverändert 
bleiben. Auf das Vermögen der Emp-
fänger des „Bürgergelds“ soll nicht 
so schnell zugegriffen werden kön-
nen wie bei Hartz IV. Zudem soll es 
bessere Leistungen für Kinder – die 
Kindergrundsicherung – geben. Wei-
terhin ist eine schrittweise Anhebung 
des Mindestlohns auf 12 € sowie eine 
Ausweitung von Qualifizierungsan-
geboten für Arbeitslose vorgesehen. 
Gefordert werden außerdem Zeitkon-
ten für Überstunden und das Anrecht 

„Linksruck“ der SPD
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auf Home Office. Die Tarifbindung 
soll u.a. durch steuerliche Anreize 
gestärkt werden.

Ein weiterer Schritt in Richtung 
„neuer Sozialstaat“ ist die Grundrente, 
von Hubertus Heil als „Respektrente“ 
bezeichnet. Damit sollen Geringver-
diener bessergestellt werden als Men-
schen, die nicht oder nur wenig ge-
arbeitet haben. Wer mindestens 35 
Jahre sozialversicherungspflichtig 
in Voll- oder Teilzeit gearbeitet hat 
oder entsprechende Zeiten der Kin-
dererziehung oder Angehörigen-
pflege nachweisen kann, soll nicht 
mehr in die Grundsicherung fallen, 
wie die Sozialhilfe im Alter heißt. 
Stattdessen würde die Rentenkasse 
automatisch die erworbenen soge-
nannten Rentenpunkte hochstufen 
und einen Zuschuss bezahlen, mit 
dem Betroffene unterm Strich mehr 
Geld als in der Grundsicherung hät-
ten. Im Maximalfall läge das Plus bei 
447 € im Monat (Hannoversche All-
gemeine vom 4.2.). Das vorgebliche 
Ziel wird dennoch verfehlt, denn die 
Grundrentenbeträge bleiben in der 
Armutszone, sie bieten also keinen 
Schutz vor Altersarmut.

So steht das im Prinzip auch im 
Koalitionsvertrag – nicht viel Neu-
es also. Der Streit entzündet sich 
daran, dass die SPD keine Bedürf-
tigkeitsprüfung mehr vorsieht. Die 
Union wirft der SPD nun vor, damit 
den Koalitionsvertrag brechen zu 
wollen und kündigt massiven Wi-
derstand an. In den Reaktionen aus 
der SPD zeigt sich, wie gespalten 
die Partei in dieser Frage in sich sel-
ber ist. Der Mittelstandsbeauftragte 
der SPD, Harald Christ, beobachtet 
die Entwicklung seiner Partei mit 
Sorge. Er fordert einen Kurs der 
Mitte und warnt vor einem Wett-
bewerb mit der Linkspartei. Ande-
renfalls sieht er für die Zukunft der 
SPD schwarz.

Für die Linke begrüßt Vorsit-
zender Riexinger die Grundrente 
als einen Schritt in die richtige Rich-
tung. Vor allem Rentnerinnen und 
Rentner in Ostdeutschland könnten 
davon profitieren. Er ist allerdings 
der Meinung, dass sie zu kurz greift, 
denn sie löst das Problem der Al-
tersarmut, besonders von Frauen und 
jüngeren Generationen nicht, denn sie 
geht mit den geforderten 35 Beitrags-
jahren an der Lebensrealität vieler 
Menschen vorbei.

Völlig unannehmbar ist das neue 
Sozialstaatskonzept der SPD für die 
Unternehmerverbände. BDI-Präsi-
dent Kramer warnte vor „einer Rol-
le rückwärts in ein sozialpolitisches 
Denken des letzten Jahrhunderts, das 
die Wirtschaft abwürgt und eine hohe 
Arbeitslosigkeit zur Folge hat.“

Entgegen dem Getrommel von 
Union, FDP und der Wirtschaft vom 
„Linksruck“ der SPD entpuppt sich 
das Konzept des „Sozialstaats für eine 
neue Zeit“, mit dem sie Hartz IV hin-

ter sich lassen will, als ein Schrittchen 
in die richtige Richtung. Wenn das 
allerdings alles an Erneuerung sein 
soll, was sich die Sozialdemokratie 
vorstellen kann, so zeigt das, wie weit 
sich die SPD von ihren ehemaligen 
Forderungen, als sie noch traditionel-
le sozialdemokratische Inhalte hatte, 

entfernt hat.
Doch wie will die SPD ihre Vor-

haben nun durchsetzen? In der Gro-
ßen Koalition wird ihr das kaum 
gelingen. Hier müssen wir uns nun 
ein wenig ins Reich der Spekula-
tionen begeben. Die SPD könnte 
ja immer wieder versuchen, der 
CDU/CSU den schwarzen Peter zu-
zuschieben und darauf hinweisen, 
dass sie als SPD ja schon wolle – al-
lein ihre arbeitnehmerfreundlichen 
Vorhaben ließen sich mit der Uni-
on nicht verwirklichen. Diese allzu 
offensichtliche und leicht durch-
schaubare Taktik würde von den 
Wählerinnen und Wählern nicht 
hingenommen. Außerdem müssten 
die Medien mitspielen, die bei der 
Bildung der GroKo die Frage der 
Staatsverantwortung hauptsächlich 
bei der SPD sahen und weniger bei 
der FDP, die sich ja mit ihrem fei-
gen Rückzug aus den Verhandlun-
gen für die Jamaika-Koalition vor 
der Regierungsverantwortung ge-
drückt hatte. Bliebe als Alternative 
die Beendigung der Koalition – aber 
das hat Nahles kategorisch ausge-
schlossen. Eine weitere Möglichkeit 
wäre, das ganze „Erneuerungs-
programm“ lediglich als linkes 
Blinken abzutun und es, bevor es 
überhaupt wirklich spruchreif ist, 
um des lieben Koalitionsfriedens 
willen gleich wieder in die Tonne 
zu treten. Damit würde die SPD 
nun das Restchen Vertrauen, das 
sie noch genießt, verspielen – geht 
eigentlich auch nicht. Da bleibt nun 
nicht mehr viel übrig. Ein Einstehen 
für das neue Sozialstaatsmodell 
könnte Glaubwürdigkeit bringen, 
die Aufkündigung der Koalition 
würde von der Union ausgehen 
und die SPD könnte in Sachen 
Vertrauen bei den Wählerinnen 
und Wählern punkten – so Nahles 
denn da mitspielt. Anders ausge-

drückt, die SPD macht dieses neue 
Sozialstaatsprogramm zu einem Teil 
ihres Wahlprogramms und verschafft 
sich eine ganz passable Position für 
Neuwahlen. 

SPD-Wahlwerbung zur Europawahl
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Aber da war doch noch etwas: 
Dass die SPD sich in ihrem neuen 
Sozialstaatsmodell nur auf Korrek-
turen der Agenda 2010 einlässt, ohne 
diesen „Sündenfall“ als eine Ursa-
che ihrer Unglaubwürdigkeit ein-
zugestehen, ist die eine Sache. Die 
andere, die geflissentlich außen vor 
bleibt, ist die Frage der finanziellen 
Schieflage in Deutschland. Von einer 
Umverteilung von Oben nach Unten 
ist in der SPD anscheinend nicht die 
Rede, bzw. es kommt nichts davon 
an die Öffentlichkeit. Unter der Kohl-
Regierung lag der Spitzensatz bei der 
Einkommensteuer bei knapp 54%, es 
brauchte schon die „rot“-grüne Re-
gierung Schröder-Fischer, um die-
sen auf 42% zu senken. Der Satz der 
Körperschaftsteuer sank von 50% ab 
1989 auf heute 15%: lauter zusätzliche 
Geschenke an die Reichen in diesem 
Lande; Geschenke, die nach verschie-
denen Berechnungen um die 50 Milli-
arden Euro jährlich ausmachen – und 
das seit 2002. Zusätzlich wurde hier 
der größte Niedriglohnsektor in der 
EU eingeführt, was maßgeblich zum 
Status Deutschlands als Exportwelt-
meister beigetragen hat auf Kosten 
der anderen EU-Staaten; andererseits 
hat gerade dies die Schere zwischen 
Arm und Reich in Deutschland im-
mer weiter aufgehen lassen.

Auf der Tagesordnung müssten 
außerdem die Wiedereinführung der 
Vermögensteuer und eine gerech-
tere Erbschaftsteuer sowie eine Be-
steuerung der Spekulationsgewinne 
stehen. Von all dem ist beim „Links-
ruck“ der SPD nichts zu vernehmen. 
Mit dem dann gut gefüllten Staatssä-
ckel könnten längst überfällige Inves-
titionen in die Infrastruktur getätigt 
werden; z.B. könnten Schulen saniert 
oder im Gesundheitssystem die Pri-
vatisierungen zum Zweck der Profit-
bildung wieder rückgängig gemacht 
werden. Die Liste wäre lang…!

Mit einem solchen Programm 
könnte die SPD die Linke ins Boot 
holen; allerdings reicht das auch nicht 
für eine Regierungsmehrheit und ob 
die Grünen sich an einer Koalition mit 
diesen Inhalten beteiligen würden, 
muss bezweifelt werden. 

Abgesehen davon ist in der deut-
schen Bevölkerung weder Bereit-
schaft noch Akzeptanz für eine Re-
gierung aus SPD, Linken und Grünen 
vorhanden. Denn die Gesellschaft 
wartet nicht auf einen Linkskurs. 

Aber Schluss mit den Spekulati-
onen!

Fazit ist, die SPD hat die Lage er-
kannt und beginnt trotz ihrer momen-
tanen 15% einen Überlebenskampf zu 
führen. Sie muss sich wenigsten ein 
bisschen in ein alt-sozialdemokra-
tisches Mäntelchen hüllen, um bei 
den anstehenden Landtagswahlen 
in Bremen, Sachsen, Thüringen und 
Brandenburg nicht marginalisiert zu 
werden. 

Das dürfte wohl auch einer der 
Hauptgründe für das Programm 
des neuen Sozialstaats sein – Par-
teiführung und Mitglieder wissen, 
dass ihnen das Wasser bis zum Halse 
steht. Weitere deutliche Verluste bei 
den kommenden Wahlen bedeuten 
auch einen weiteren Verlust von Pos-
ten, die zu vergeben sind, und einen 
herben Einbruch der Parteifinanzen. 
Wenn beides weniger vorhanden 
ist, wird der ganze Parteiapparat 
schrumpfen müssen. Wie sich das auf 
die Aktivitäten und die Attraktivität 
der SPD im Lande auswirken wird, 
liegt auf der Hand.

Zum Schluss soll ein Absatz des 
Artikels aus der Frühjahrsnummer 
2018 zur Einschätzung des neuen 
„Linksrucks“ herangezogen werden:

„Aber die SPD konnte sich auch 
nicht zu einer echten Kurskorrektur 
durchringen. Es ist auch fraglich, ob 
das dieser SPD überhaupt möglich 
ist. Denn sie müsste sich dazu tief-
greifend ändern und Positionen und 
Begründungen aufgreifen, die man 
bisher als Leistung und Erfolg der 
SPD verkauft hat. 

Die SPD will der Anwalt der Be-
völkerung für soziale und progres-
sive Themen sein. In der Realität 
akzeptiert sie aber stillschweigend 
die Bedingung, das nur unter Be-
jahung und strikter Beachtung der 
kapitalistischen Logik und der sich 
daraus ergebenden Grenzen zu ma-
chen. Im Konfliktfall muss das So-
ziale und Progressive dann des Öf-
teren hinter anderen Interessen, die 
als Allgemeinwohl, Staatsinteressen, 
Marktzwänge etc. verkauft werden, 
zurücktreten.

Diese Haltung müsste die SPD 
aufgeben. Damit ist noch nicht ge-
meint, dass die SPD konsequent an-
tikapitalistisch werden müsste. Aber 
sie müsste sich wieder ernsthaft fra-
gen, welche Interessen sie eigentlich 
vertreten will.“
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ein solches Papier veröffentlicht. In 
mehreren Blöcken werden die wich-
tigsten gesellschaftlichen und ge-
werkschaftlichen Problemfelder dar-
gestellt. Dazu Hofmann: „Wir haben 
uns gefragt, was wir in unseren zentra-
len Handlungsfeldern erreicht haben, in 
welche Richtung wir gehen müssen, wo 
wir handeln und welche Themen wir be-
sonders in den Blick nehmen sollten. Und 
dazu stellen wir uns und euch Fragen.“

In dem Debattenpapier wird zu-
erst grundsätzlich auf die politische 
aktuelle Situation und den daraus 
resultierenden Perspektiven einge-
gangen.

Richtig wird festgestellt: „Vor uns 
liegen gewaltige Veränderungen. Es geht 
um einen grundlegenden Wandel. Um 
nichts weniger als um eine Transforma-
tion unserer Wirtschaft, unserer Lebens- 
und Arbeitswelt. Es geht um die Zukunft 
der industriellen Branchen am Standort 
Deutschland, es geht um die Zukunft der 
Beschäftigten in der Industrie und des 
Handwerks“.

Das ist allerdings sehr zurückhal-
tend ausgedrückt. Die IG Metall wird 
nicht nur durch die die Rationalisie-

rungswelle, der sogenannten Indust-
rie 4.0 Probleme bekommen sondern 
auch durch die in der Automobilin-
dustrie anstehende Umstellung der 
Motorentechnik. Die Verdrängung 
des Verbrennungsmotors durch den 
Elektromotor, wird Arbeitsplätze, ja 
ganze Produktionsstandorte kosten.  
Das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung in Nürnberg geht 
mittelfristig alleine in den Werken 
der Automobilindustrie davon aus, 
dass durch die Einführung von Elek-
tromotoren mehr als 110.000 Arbeits-
plätzen wegfallen. Die zunehmende 
Digitalisierung der Industrieproduk-
tion ist dabei noch nicht berücksich-
tigt. Die mögliche Anzahl ist heute 
allerdings auch  noch nicht eindeutig 
quantifizierbar, doch sie wird beacht-
lich sein.

Diese Rationalisierungs- und 
Umstrukturierungskeule wird die 
IG Metall also gerade dort tref-
fen wo sie heute mitgliederstark 
und durchsetzungsfähig ist; in den 
Großbetrieben der Automobilher-
steller und deren Zulieferer. Daher 
müssten alle Alarmglocken läuten 

Im Oktober dieses Jahres findet 
in Nürnberg der 24. Ordentli-
che Gewerkschaftstag der IG 

Metall statt. Dabei geht es nicht zu-
letzt um die Politik der Gewerkschaft 
in den kommenden vier Jahren. Da 
die IG Metall die größte Einzelge-
werkschaft in der BRD ist und für 
die bundesdeutschen Schlüsselin-
dustrien zuständig ist, kann davon 
ausgegangen werden, dass deren 
Beschlüsse und Politik auch für alle 
anderen DGB-Gewerkschaften rich-
tungsweisend sind. Daher ist der 
Gewerkschaftstag auch für uns von 
besonderem Interesse.

Erstmals werden zur Vorberei-
tung des Kongresses in stärkerem 
Maße auch  die Mitglieder mit ein-
bezogen. Der erste Vorsitzende der 
IGM, Jörg Hofmann dazu im Mit-
gliedermagazin metallzeitung: „Bei 
der IG Metall wird Beteiligung groß 
geschrieben. Auch wenn es darum geht, 
den Kurs der nächsten vier Jahre zu be-
stimmen.“ 

Mit einem Debattenpapier soll das 
erreicht werden. In der Dezemberaus-
gabe des Mitgliedermagazins wurde 

Seit mehr als 90 Jahren immer die selbe Leier
Das Irrlicht der sogenannten Wirtschaftsdemokratie
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und die Organisation in den Wi-
derstandsmodus gefahren werden. 
Stattdessen spricht das Debatten-
papier, also der Vorstand, davon, 
dass „auch in der Transformation faire 
Bedingungen für alle Mitglieder- und 
Beschäftigtengruppen“ gelten müss-
ten. An einer anderen Textstelle 
des Debattenpapiers wird festge-
stellt: „Die IG Metall hat in diesem 
Strukturwandel klare Ziele. Sie will 
Beschäftigung und Standorte erhalten, 
Mitbestimmung ausbauen und für die 
Herausforderungen nutzen, sie will si-
chere und interessante Arbeit und gut-
entlohnte Tätigkeiten.“ Dass sie das 
will, ist die eine Seite, ob sie dazu 
in der Lage ist, die andere.

Dann soll schließlich der Sozial-
staat nach Auffassung des Vorstan-
des weiterentwickelt werden. Im 
Papier wird von einem Sozialstaat 
4.0 gesprochen, ohne dass konkreter 
beschrieben wird, was wir darunter 
verstehen sollen. Gelingen soll das 
mit starken, durchsetzungsfähigen 
Gewerkschaften. Es geht um den 
Kampf für eine „wirklich demokra-
tische und gerechte Wirtschaftsord-
nung“. Diese sei, so im Papier, die 
historische unvollendete Mission 
der Arbeiterbewegung.

Abgesehen davon, dass die his-
torische Mission der Arbeiterbewe-
gung die Überwindung des Kapita-
lismus und der Aufbau einer sozia-
listischen Gesellschaftsordnung ist, 
muss man schon fragen was denn 
eigentlich eine „wirklich demokrati-
sche und gerechte Wirtschaftsordnung“ 
sein soll. Schon 1928 wurde vom 
ADGB die Forderung nach der Wirt-
schaftsdemokratie erhoben. 

August Thalheimer ging damals 
auf diese Frage ein und stellte resü-
mierend fest: „Das also ist des Pudels 
Kern: die kapitalistischen Vertreter und 
Sprecher erwarten von dem, was die Ge-
werkschaftsführer unter ‚Wirtschaftsde-
mokratie‘ verstehen, keine Bedrohung 
des Bestandes der kapitalistischen Ge-
sellschaft, sondern eine willige Mitar-
beit der Arbeiter an ‚unserer‘, d.h. der 
kapitalistischen Wirtschaft… für die Ar-
beiterklasse (ist) die Losung der ‚Wirt-
schaftsdemokratie‘… ein Irrlicht, das sie 
noch tiefer in den kapitalistischen Sumpf 
hineinführt“. Thalheimer stellte fest: 
unter kapitalistischen Bedingungen 
kann es keine Demokratie in der 
Wirtschaft geben. Das galt 1928 und 
das gilt auch heute noch. 

Das beeindruckt aber die heutigen 
Gewerkschaftsführungen, nicht nur 
die der IG Metall, wenig. In dem De-
battenpapier stellt der IG Metallvor-
stand dar, was er unter Demokratie 
und Gerechtigkeit in der Wirtschaft 
versteht. Nämlich einen fairen und 
gut regulierten Handel und eine in-
ternationale Zusammenarbeit und 
Kooperation. Es bedarf Regeln zum 
Schutz von Arbeitnehmer- und Ver-
braucherinteressen. Das europäische 
Sozialstaatsmodell muss ausgebaut 
werden und darf nicht an innerer 
Schwäche scheitern. Und schließlich 
soll im Betrieb konsequent mitbe-
stimmt werden und mit den Arbeit-
gebern „autonom flächendeckende Tarife 
und Arbeitsbedingungen verhandelt“ 
werden und somit direkt die Wirt-
schafts- und Lebensbedingungen 
gestaltet werden. Also seit mehr als 
90 Jahren nichts dazugelernt.

Hier wird, was die Betriebspolitik 
anbelangt, die heutige Praxis der IG 
Metall und der Betriebsräte in den 
Großbetrieben beschrieben. In dem 
Bereich hat die Gewerkschaft in den 
zurückliegenden Jahren relativ viel 
erreicht, hier sind die Arbeitsbedin-
gungen mehr oder weniger gut und 
die Löhne im Vergleich mit kleinen 
Betrieben, nicht tarifgebundenen Be-
trieben und anderen  Branchen hoch. 
Die Folge davon ist, dass der Organi-
sationsgrad in dem Bereich sehr hoch 
und die Gewerkschaft, wenn notwen-
dig auch handlungsfähig ist. In die-
sen Betrieben werden die Betriebsräte 
und die IG Metall von Unterneh-
merseite nicht bekämpft, sondern 
man lässt ihnen die Illusion, Einfluss 
auf Managemententscheidungen zu 
haben. Zum Dank üben sich die Be-
triebsräte in ausgeprägter Sozialpart-
nerschaft und Co-Management. Die 
vorhandenen Mitbestimmungsrechte 
werden nicht benutzt um die Klassen-
gegensätze zwischen den Kapitalis-
ten und den abhängig Beschäftigten 
sichtbar zu machen, sondern um den 
„sozialen Frieden“ im Betrieb und in 
der Gesellschaft zu erhalten. August 
Thalheimer lässt grüßen!

Um aber den „gewaltigen Verän-
derungen, die vor uns liegen“, wie der 
Vorstand im Debattenpapier schreibt, 
etwas entgegenzusetzen, bedarf es ei-
ner Arbeiterklasse, die sich ihrer wie-
der selbst bewusst ist. Es bedarf nicht 
der Klasse an sich, sondern der Klas-
se für sich. Diese entsteht aber nicht 

durch die praktizierte Kooperation 
mit dem Kapital, wie sie auch in dem 
Debattenpapier skizziert ist, sondern 
in der Konfrontation mit demselben. 
Ansatzpunkte dafür gibt es in allen 
Betrieben zur Genüge.

Im IG Metallvorstand geht man ja 
selbst davon aus, dass man auch in 
den Großbetrieben schwächer wird. 
Wie will man sich aber dann behaup-
ten und Regelungen, die zugunsten 
der Beschäftigten wirken durchset-
zen. Rechtsfragen sind Machtfragen, 
wer sollte das nicht besser wissen 
als die Gewerkschaften. Wenn sich 
heute Unternehmer kooperations-
bereit zeigen, dann tun sie das weil 
sie das müssen um ungestört ihrer 
Geschäften nachzukommen. Aber 
warum sollten sie weiter auf Ko-
operation setzen, wenn die Gewerk-
schaften geschwächt sind und in den 
Belegschaften die Arbeitsplatzangst 
umgeht?

Dasselbe gilt für den Sozialstaat. 
Unter kapitalistischen Bedingun-
gen, das haben wir alle vorgeführt 
bekommen, wird der Sozialstaat 
nicht ausgebaut, sondern zurückge-
fahren. Dazu bedarf es nicht einmal 
akuter Wirtschaftskrisen. Durch die 
vor uns liegende Umstrukturierung 
und Digitalisierung der Wirtschaft 
müssen wir aber, auch wenn wir das 
heute noch nicht konkret benennen 
können, mit sehr hohen Arbeitslo-
senzahlen rechnen. Mit solchen Zah-
len, die unter Umständen die heuti-
gen Sozialsysteme an ihre Grenzen 
bringen. Die politischen Auswir-
kungen sind heute kaum absehbar. 
Die Kampfkraft der Gewerkschaf-
ten ist, mit dem heute bestehenden 
Bewusstsein, ihrer Mitglieder unter 
solchen Bedingungen kaum wach-
sen. Deshalb bedarf es einer Wende. 
Die Vorstände der Gewerkschaften, 
nicht nur der IG Metall sind dazu 
aktuell nicht in der Lage. 

Ob es in Teilen der Mitgliedschaft 
und Funktionäre zu einem Umden-
ken kommt, wird die weitere Ent-
wicklung zeigen. Das gilt für die 
Resonanz auf das Debattenpapier als 
auch auf die Anträge, die von Mit-
gliederversammlungen und Dele-
giertenkonferenzen gestellt werden. 
Der Annahmeschluss für Anträge ist 
der 1. Mai des Jahres. Wir werden 
versuchen, die eingereichten An-
träge auszuwerten und darüber an 
dieser Stelle berichten.
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Vor gut zehn Wochen hat 
die Eisenbahn- und Ver-
kehrsgewerkschaft (EVG) 

ihren Tarifabschluss durchgesetzt. 
Zum zweiten Mal in Folge konnte die 
EVG das Hauptanliegen der Mitglie-
der nach Arbeitszeitverkürzung in 
Form eines Wahlmodells durchset-
zen. Das Wahlmodell beinhaltet die 
Verkürzung der Arbeitszeit durch 
die Entscheidung eines Beschäftigten, 
bei gleichem Lohn eine Wochenstun-
de (ab 2020 zwei Wochenstunden) 
weniger zu arbeiten oder sechs Tage 
(ab 2020 zwölf Tage) mehr Urlaub im 
Jahr zu wählen. Alternativ erhält der 
Beschäftige die Differenz ausgezahlt. 
Neben Lohnerhöhungen, Erhöhung 
der betrieblichen Altersvorsorge und 
Zulagen wurden über 30 Detailforde-
rungen durchgesetzt.

Mitte Januar stimmte der Bun-
desvorstand den Vereinbarungen zu. 
Inzwischen wird die Tarifauseinan-
dersetzung ausgewertet und an der 
Umsetzung gearbeitet, in der insbe-
sondere auf den Personalausgleich 
geachtet wird. Es wird eine überaus 
positive Bilanz gezogen, und das nicht 
nur, weil die Mitglieder mit dem Er-
gebnis zufrieden sind.

Die EVG hatte bereits vor der Ta-
rifrunde 2016 begonnen, ihre Forde-
rungsaufstellung und den Tarifkampf 
auf eine immer breitere Einbeziehung 
der Mitglieder einzustellen und auf 
die aktive Beteiligung zu setzen. Nach 

Einstieg in die Arbeitszeitverkürzung
Bilanz und Erfahrungen des Arbeitskampfes bei der DB AG 

den ersten Diskussionen in Betriebs-
gruppen oder auf regionaler Ebene, 
der Durchführung von Zukunfts-
werkstätten, offenen Sitzungen der 
Tarifkommission und einer Mitglie-
derbefragung waren die Forderungen 
gesetzt und schon bei Verhandlungs-
beginn eine breite Sensibilisierung 
vorhanden.

Die Mobilisierung begann mit dem 
Angebot von Streikschulungen. Die 
Verhandlungsrunden wurden mit Ak-
tionen begleitet. Hierbei setzte man auf 
Experimente, deren Ausgang nicht klar 
war. So rief der Vorstand beispielswei-
se die Mitglieder zu einem „Tag des 
Lärms“ zu einem bestimmten Zeit-
punkt zu dezentralen Aktionen auf. Im 
Nachgang war aus der EVG-Zentrale 
zu hören, dass Unsicherheit herrschte, 
ob man sich auf die Eigeninitiative der 
Mitglieder verlassen könne. Die Reso-
nanz war jedoch überwältigend. An 
über 400 Orten in Deutschland wurden 
kreative Aktionen dokumentiert und 
in Kurzfilmen an die Zentrale gesen-
det. Eine Viertelstunde lang wurde ge-
trommelt, gepfiffen und getrötet, was 
das Zeug hielt. EVG-Mitglieder ließen 
auf Lokomotiven die Signalhörner er-
schallen und bei Werksfeuerwehren 
die Sirenen erklingen. Samba-Gruppen 
sorgten für Aufmerksamkeit, auch 
an und auf vielen Bahnhöfen waren 
Mitglieder aktiv. Dem Lärm folgten 
Lichtaktionen mit ähnlicher kreativer 
Resonanz.

Auch an den Verhandlungsor-
ten wurde die Kampfbereitschaft 
demonstriert. Der Höhepunkt war 
der Tag des Warnstreiks – aufgrund 
des doch sehr kleinen hauptamtli-
chen Apparats war auch der Erfolg 
des Warnstreikaufrufs von Eigenin-
itiativen in den Betrieben abhängig. 
Es wurde wahrgenommen dass in 
nur eineinhalb Stunden die Bahnen 
bundesweit zum Stillstand kamen. 
Und so konnten nur drei Stunden 
Warnstreik dem Arbeitgeberverband 
deutlich machen: Wenn die EVG zum 
Streik ruft, reicht auch kein Notfahr-
plan mehr. Nach jeder Verhandlungs-
runde wurden Dutzende Videokon-
ferenzen durchgeführt, in denen die 
Verhandlungskommission über den 
Verlauf informierte.

Die beiden Tarifabschlüsse der 
EVG sind verschiedentlich kritisiert 
worden. Im Zentrum steht dabei 
das Wahlmodell, da der Beschäftig-
te in dem Jahr der Umsetzung zwar 
mit gleichem Lohn weniger arbeitet, 
aber keine Lohnerhöhung erhält. So 
beträgt der Reallohnverlust die Höhe 
der Inflation. Das Wesentliche an der 
Tarifbewegung der EVG ist jedoch, 
dass die Aufstellung von Forderun-
gen und deren Durchsetzung in ei-
nem breiten demokratischen Prozess 
vollzogen wurde, in denen zigtausen-
de von Mitgliedern einbezogen sind. 
Dies führte zur Durchsetzung von 
Arbeitszeitverkürzung, die seitdem 
in allen Gewerkschaften wieder auf 
der Tagesordnung ist. Früher waren 
die Verhandlungen fast Geheimrats-
tagungen und die Aufstellung der 
Forderungen auf die Kommissionen 
beschränkt. Das gehört der Vergan-
genheit an, und so trägt die Gemein-
schaft der Mitglieder das Ergebnis 
– mit allen Kompromissen, und den-
noch ist im Kern der Mitgliederwille 
umgesetzt.

Rainer Perschewski

unsere zeit (UZ) – Zeitung der DKP, Aus-
gabe: 15. Februar 2019

www.unsere-zeit.de
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Venezuela:

„Es ist falsch, von Hilfslieferungen zu 
reden“

Im Moment spielt der Streit um Hilfs-
lieferungen in der Berichterstattung die 
Hauptrolle. Es ist von Hunger die Rede, 
von fehlenden Medikamenten. Wie ist die 
Versorgungslage in Venezuela?

Dario Azzellini: Komplex. Es 
herrscht kein Hunger. Die Lage ist 
nicht so schlimm, wie sie oft darge-
stellt wird. Wer Geld hat, bekommt 
alles. Die Oberschicht und Men-
schen, die Zugang zu Devisen haben, 
können gut leben. Für einen Großteil 
der Bevölkerung gibt es Lebensmit-
telpakete, die über staatliche Struktu-
ren verteilt werden. Über 60 Prozent 
der Bevölkerung werden so versorgt 
(Nach unabhängigen venezolani-
schen Zahlen stieg der Anteil von 
69,2 Prozent der Haushalte 2017 auf 
87,9 Prozent 2018. Anmerkung der 
Redaktion). Dazu kommt der Unter-
schied zwischen Stadt und Land. Auf 
dem Land kann die Eigenproduktion 

die Versorgung besser sicherstellen 
als in den Städten. Insgesamt aber 
erfordert die Organisation des All-
tags einiges an Phantasie, weil zum 
Beispiel Babynahrung, Windeln und 
bestimmte Lebensmittel nur auf dem 
Schwarzmarkt oder selten erhältlich 
sind.

Viele andere Produkte sind für 
die arme Bevölkerung ohne Zugang 
zu Devisen sehr teuer und nicht er-
schwinglich. Die Menschen verbrin-
gen viel Zeit damit, Schlange zu ste-
hen oder Geschäfte zu suchen, wo die 
benötigten Waren vorhanden sind. 
Ernsthafte Schwierigkeiten bestehen 
in der Versorgung mit Medikamen-
ten und medizinischem Gerät. Das 
Land ist stark von Importen abhän-
gig aufgrund der wirtschaftlichen 
Struktur, die im wesentlichen Erdöl-
export bedeutet. Darum kann es sein, 
dass es manche Produkte wochen-
lang nicht gibt. Trotzdem ist die Lage 
weit davon entfernt, für die arme Be-
völkerung so problematisch zu sein 
wie in manchen anderen Ländern La-
teinamerikas oder der Karibik, über 
die jedoch nicht gesprochen wird.

Viele, auch Kritikerinnen und Kriti-
ker der Regierung, machen vorwiegend 

die US-Blockade für die schlechte Ver-
sorgungslage verantwortlich. Ist das 
richtig?

Die Knappheit liegt zum großen 
Teil an der Blockade. Die spanische 
Fluglinie Iberia hat erst kürzlich eine 
Ladung von Diabetes-Medikamenten 
nicht befördert – mit Hinweis auf die 
Sanktionen. Dafür kommen Medi-
kamente aus Russland, China, Kuba 
und von der Panamerikanischen Ge-
sundheitsorganisation ins Land. Die 
Regierung kooperiert also durchaus 
mit internationalen Organisationen 
und ist bereit Hilfslieferungen an-
zunehmen.

Die Blockade und ihre Auswirkun-
gen scheinen sich in den letzten Jahren 
verschärft zu haben. Woran liegt das?

Die ersten Sanktionen gegen Ve-
nezuela hat die Obama-Regierung 
2015 verhängt. Anfangs trafen sie 
einzelne Personen, dann hat man sie 
ausgeweitet auf bestimmte Unter-
nehmen. Trump hat die Sanktionen 
dann stark verschärft. Sämtliche Erd-
ölgeschäfte sind verboten, Finanzge-
schäfte, der Handel mit Gold und der 
Kryptowährung Petro. Dazu kommt 
die Besonderheit, dass sich die USA 
anmaßen, Unternehmen aus anderen 

In Venezuela geht es nicht um 
Hilfslieferungen und Demokratie, 
sondern darum, dass die US-
Regierung ihren Hinterhof wieder 
unter Kontrolle bringen möchte. 
Ein Interview mit Dario Azzellini

Am 23. Januar prokla-
mierte sich Juan Gu-
aido selbst zum Inte-

rimspräsidenten von Venezuela. 
Die unmittelbar danach erfolgte 
Anerkennung durch Präsident 
Trump und dann durch viele ande-
re Staaten, einschließlich Deutsch-
lands, machte klar: Es handelt sich 
dabei um den vorher mit den USA 
abgesprochenen Versuch die Ver-

sorgungskrise zu nutzen, um die 
Macht des chavistischen Präsi-
denten Nicolas Maduro zu delegi-
timieren und letztlich in Venezuela 
eine neue, den USA genehme Re-
gierung zu installieren. Auch die 
Medien machen weitgehend mit. 
In der Berichterstattung dominiert 
die Sicht des Juan Guaido. 

Bei Redaktionsschluss dieser 
Ausgabe ist die Auseinanderset-

zung noch im Gange, ihr weiterer 
Verlauf und ihr Ausgang sind noch 
nicht eindeutig erkennbar.

Zur Lage in Venezuela brin-
gen wir einen Nachdruck. Eine 
eigene gründliche Analyse mit der 
Einschätzung der Entwicklung in 
Venezuela, und darüber hinaus in 
ganz Lateinamerika, müssen wir 
auf einen späteren Zeitpunkt ver-
schieben.
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Ländern zu sanktionieren. Deswegen 
haben inzwischen zum Beispiel auch 
europäische Banken venezolanische 
Gelder eingefroren aus der Befürch-
tung, Nachteile in ihrem US-Geschäft 
zu erleiden. Es gab auch schon vor 
2015 alle möglichen Versuche, Vene-
zuela zu blockieren, aber viele, auch 
europäische Länder haben konti-
nuierlich mit Venezuela gehandelt, 
dazu gehören Italien, Österreich und 
Portugal.

Welche Rolle hat Deutschland ein-
genommen?

Deutschland hat eher eine blo-
ckierende, aber erst jetzt eine aggres-
sive Haltung eingenommen. Davor 
lief die Blockade eher durch Passi-
vität. Die Wirtschaftsbeziehungen 
wurden nicht gefördert, es gab keine 
Unterstützung, es wurde nicht nach 
Wegen der Zusammenarbeit gesucht. 
Deutschland hat eine gewisse Son-
derrolle, weil die beiden Parteien, die 
Venezuela zwischen 1958 und 1998 
abwechselnd regierten, eng mit der 
CDU und der SPD verbunden sind. 
Durch den jahrzehntelangen Aus-
tausch sind politische Verbindungen 
entstanden, die heute noch existie-
ren, wo die beiden Parteien zur rech-
ten Opposition gehören. Wer damals 
mit Stipendien gefördert wurde, hat 
heute oftmals eine wichtige Position 
in Deutschland inne.

Der venezolanische Präsident Ma-
duro bezeichnet die von seinem selbst-
ernannten Widersacher Juan Guaidó 
organisierten Hilfslieferungen als Vor-
wand für ein bewaffnetes Eingreifen der 
USA mit dem Ziel, ihn zu stürzen. Ist 
das nicht übertrieben?

Es ist falsch, von Hilfslieferungen 
zu reden. Sowohl die Uno als auch 
das Rote Kreuz haben es abgelehnt, 
sich an Guaidós Projekt zu beteiligen 
und davor gewarnt, Hilfslieferun-
gen zu politisieren. Es ist außerdem 
zynisch, auf der einen Seite Güter 
im Wert von ein paar Millionen US-
Dollar zur Verfügung zu stellen, die 
gewaltsam über die Grenze gebracht 
und mit rechten Netzwerken verteilt 
werden sollen, wenn man auf der 
anderen Seite Milliarden von US-
Dollar auf venezolanischen Konten 
in den USA und Großbritannien be-
schlagnahmt.

Der ganze Aufwand ist zudem 
viel höher als der Wert dieser Gü-
ter. Wenn es um Hilfe ginge, hätte 
man die Güter der Uno übergeben 

können, dann hätten sie Venezuela 
ohne Probleme erreicht. Oder die 
Regierungen könnten Venezuela er-
lauben, die Medikamente mit seinem 
beschlagnahmten Geld zu kaufen. 
Das ist aber unter den Sanktionen 
verboten. Es geht nicht um humani-
täre Hilfe, sondern um den Versuch 
der Eskalation, um einen Vorwand 
für einen militärischen Eingriff zu 
haben.

Die US-Regierungen haben Maduros 
Vorgänger Hugo Chávez 14 Jahre lang 
nicht gestürzt. Warum sollte US-Präsi-
dent Trump ausgerechnet jetzt Maduro 
stürzen wollen?

Um das zu verstehen, müssen wir 
die Lage kurz aus der Vogelperspek-
tive betrachten. Die globalen Verhält-
nisse sind im Umbruch begriffen. Die 
Trump-Regierung hat den Anspruch 
der Bush-Regierung, eine unipolare 
Weltordnung zu schaffen, aufgege-
ben. Der Rückzug aus Syrien ist das 
jüngste Anzeichen. Im Hintergrund 
schwelt der Handelsstreit mit China. 
Die USA haben vor, Südamerika und 
die Karibik wieder vollständig unter 
ihre Kontrolle zu bringen. Dafür ist 
Venezuela zentral.

Warum Venezuela?
Es geht dabei um zwei Dinge: 

Zum einen um Rohstoffe. US-Firmen 
sollen wieder Zugang zum Erdöl be-
kommen, die größten Reserven welt-
weit. Außerdem verfügt Venezuela 
über die zweitgrößten Goldvorkom-
men. Zudem ist Venezuela reich an 
seltenen Erden, die immer wichtiger 
werden und deren größter Produzent 
ausgerechnet China ist. Schließlich 
lagert auch noch eine große Menge 
Coltan in Venezuela, das für unsere 
digitale Technik entscheidend ist. 
Hinzu kommen die achtgrößten Gas-
vorkommen, Diamanten, verschiede-
ne Erze, Süßwasser, Biodiversität…

Es geht aber um mehr. Venezu-
ela ist nur der Anfang. Danach sind 
Nicaragua, Kuba und Bolivien an 
der Reihe. Dass sich jetzt alles auf 
Venezuela konzentriert, hängt da-
mit zusammen, dass rechte und 
rechtsradikale Kräfte gerade große 
Teile Lateinamerikas unter Kontrol-
le bekommen haben, denken wir an 
Bolsonaro in Brasilien und Duque in 
Kolumbien, aber auch Macri in Ar-
gentinien. Jetzt soll der Moment in 
Venezuela kommen.

Das klingt fast, als ob es schon zu 
spät wäre.

Nein, die Situation ist durchaus 
labil, genau deswegen haben es die 
rechten und rechtsradikalen Kräfte 
so eilig.. Wäre nicht mit rechtlichen 
Konstrukten gegen Lula vorgegan-
gen worden, hätte er wohl die Wahl 
gewonnen und nicht Bolsonaro. 
Macri hat sehr wenig Rückhalt und 
sieht sich ständigen Massenprotes-
ten gegenüber, während Argentinien 
in einer umfassenden Wirtschafts-
krise und Rezession ist. Duque hat 
nur knapp gewonnen. Gegen seine 
Wahl liegen im Übrigen eine riesige 
Anzahl lokaler Fälschungsvorwürfe 
vor, ohne dass sich eine von den Re-
gierungen beschwert hätte, die jetzt 
freie Wahlen in Venezuela fordern. 
Die Befriedung des Bürgerkriegs in 
Kolumbien war von Obama eigent-
lich als Voraussetzung für ein mi-
litärisches Eingreifen in Venezuela 
gedacht worden. Doch der Friedens-
prozess mit dem ELN ist abgebro-
chen worden, das Abkommen mit 
den Farc wird nicht eingehalten, ein 
Teil der Farc hat sich nie demobilisie-
ren lassen, andere Teile gehen schon 
wieder in den Untergrund.

Guaidó ist im Rahmen der Studie-
rendenproteste gegen Chávez 2007 zum 
ersten Mal in Erscheinung getreten. 
In Deutschland verbindet man Studie-
rendenproteste mit 1968 oder mit dem 
Protest gegen Studiengebühren. Wofür 
standen die jungen Menschen, die gegen 
Chávez auf die Straße gegangen sind?

Einer der Hauptgründe für den 
Start der Studierendenbewegung 
war die Entscheidung der Regierung 
Chávez, zum einen die Zugangsbe-
schränkungen zu den öffentlichen 
Unis abzuschaffen und zum anderen 
ein zusätzliches Universitätssystem 
zu schaffen, das einer halben Million 
Menschen ein Studium erlaubt hat, 
die vorher keinerlei Zugang dazu 
hatten. Die Studierenden haben das 
als Affront gesehen, als eine Entwer-
tung der eigenen Elitenposition.

Man muss dazu wissen, wie das 
Bildungssystem in Venezuela und 
fast allen lateinamerikanischen Län-
dern aussieht. Die Zugangsbeschrän-
kungen an den öffentlichen Unis füh-
ren dazu, dass nur die Mittel- und 
Oberschichten Zugang dazu haben, 
weil sie sich die besseren Privatschu-
len leisten können, so dass die Kin-
der die Aufnahmeprüfungen an den 
öffentlichen Universitäten schaffen. 
Private Universitäten bieten fast im-
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mer minderwertige Abschlüsse ge-
gen Bezahlung. Arme Familien legen 
dann zusammen, um einigen ihrer 
Kinder überhaupt einen Abschluss 
zu ermöglichen. Genau dagegen ist 
die Regierung Chávez vorgegangen 
und dagegen hat sich die Bewegung 
gerichtet. Die Eliten glauben, dass 
der Staat ihnen gehört.

Wie hat sich Guaidós Karriere nach 
2007 entwickelt?

In Venezuela ist Guaidó im Prin-
zip unbekannt geblieben. Er hat in 
Virginia und Washington studiert, 
gefördert mit Stipendien. Wie oft er 
wirklich an der Uni war, ist unklar. 
Jedenfalls hat er auch Schulungen 
durch US-Think-Tanks, das bedeu-
tet mehr oder weniger direkt durch 
den Geheimdienst erhalten. Mit an-
deren Worten: Er wurde konsequent 
als US-Statthalter ausgebildet und 
aufgebaut. In Venezuela hat er in 
der Opposition keinerlei Relevanz 
gehabt und ist der Bevölkerung 
völlig unbekannt gewesen. Er ist ja 
auch erst wenige Tage, bevor er sich 
selbst zum Präsidenten erklärt hat, 
zum Vorsitzenden der Nationalver-
sammlung gewählt worden. Er wird 
genauso schnell in der Versenkung 
verschwinden, wie er aufgetaucht ist. 

Was soll die internationale Gemein-
schaft auch mit einem Präsidenten, 
der weder im Militär noch in der 
Bevölkerung noch in der Opposition 
Rückhalt hat?

Guaidós Partei heißt Voluntad Po-
pular, also Volkswille. Das klingt nach 
Demokratie. Wofür steht diese Partei?

Die Partei will die Kontrolle über 
den Staat als Verwalter des natio-
nalen Reichtums zurück, weil die 
Geschäfte über den Staat laufen. 
Sie gehört zur rechten Sektion der 
Opposition. Eine Videoaufnahme 
aus Santiago de Chile zeigt das gut. 
Dort gab es eine Demonstration der 
venezolanischen Opposition gegen 
Chilenen, die vor der Botschaft Ve-
nezuelas gegen eine Intervention 
protestierten. Der Sprechchor der 
Opposition war: "Kommunisten! 
Schwuchteln! Dass eure Eltern um-
gelegt wurden, liegt daran, das sie 
bescheuert waren!" Das ist die vene-
zolanische Opposition.

Was würde es für die Bevölkerung 
bedeuten, wenn sie an die Macht käme?

Ganz sicher wäre eine völlige mi-
litärische Eskalation die Folge. Es ist 
eine Sache, eine Regierung zu haben, 
die autoritär ist, für die Partizipati-

on nicht im Vordergrund steht, aber 
unter der es Freiräume gibt, wie jetzt 
unter Maduro. Es ist eine ganz ande-
re Sache, eine Regierung zu haben 
wie zum Beispiel in Kolumbien, wo 
du erschossen wirst, wenn du ver-
suchst politisch oder auch nur selb-
storganisiert zu arbeiten.

Genau das kündigt die Opposi-
tion an, die Rachegelüste sind groß. 
Eine rechte Regierung wäre ohne 
massive Gewalt völlig unmöglich 
durchzusetzen und aufrechtzuer-
halten. An der Versorgungssituati-
on würde sich überhaupt nichts ins 
Positive ändern. Für die Oberschicht 
gäbe es sicher alle Waren, aber die 
Lebensmittelverteilungen würden 
komplett wegfallen. Die Wirtschafts- 
und Finanzpolitik würde auf Hun-
gerkatastrophen wie auf Haiti hin-
auslaufen.

Außenminister Heiko Maas hat sich 
frühzeitig eindeutig auf die Seite Gu-
aidós gestellt. Was verspricht sich die 
deutsche Regierung von dieser Partei-
nahme?

Ich bin mir nicht ganz sicher, ob 
sie vielleicht einfach nicht begreift, 
was da los ist. Auch aus neokoloni-
aler Perspektive ist da nichts zu ho-

Caracas, Februar 2019, Kundgebung gegen den Putschversuch
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len. Es geht Trump ja nicht darum, 
die EU zu beteiligen. Es geht gerade 
darum, zu demonstrieren, dass La-
teinamerika sein Einflussgebiet ist. 
Je deutlicher der Rückzug aus dem 
Nahen Osten und je drängender 
der Konflikt mit China, desto mehr 
werden die USA hier Stärke zeigen. 
Manchmal handeln Regierungen 
auch rein ideologisch, aber das ist hier 
nur schwer nachvollziehbar. Sicher 
ist, dass die deutsche Regierung so 
einen Konflikt in einer zunehmend 
multipolaren Welt anheizt, ähnlich 
wie vor dem Ersten Weltkrieg. Es 
gibt keine einzige internationale In-
stitution, die Guaidó anerkannt hat. 
Selbst der wissenschaftliche Dienst 
des Bundestages hat erklärt, dass die 
Anerkennung Guaidós wahrschein-
lich völkerrechtswidrig war. Die Re-
gierung hat sich selbst ins Abseits 
manövriert.

2002 gab es einen Putschver-
such gegen den damaligen Prä-
sidenten Chávez. Er scheiterte 
binnen Stunden am Widerstand 
von Teilen des Militärs und dar-
an, dass seine Unterstützerinnen 
und Unterstützer zu Tausenden 
protestierten. Warum ist Guaidós 
Putschversuch gegen Maduro nicht 
schon längst zusammengebrochen?

Nun, er ist ja bereits zu-
sammengebrochen. Das Mili-
tär steht weiterhin hinter der 
Regierung, die Regierung ist 
nicht zerfallen, es gab keinen Volks-
aufstand… 2002 hatte der Putsch im 
Land Unterstützung in den Reihen 
des Militärs und der Unternehmer. 
Heute geht im Land selbst alles sei-
nen regulären Gang. Im Moment fin-
det der Machtkampf vor allem auf 
der internationalen Bühne statt. Ein 
weiterer Unterschied ist, dass Chávez 
damals viele Hoffnungen von Basis-
bewegungen auf sich gezogen hat.

In den letzten Jahren dagegen ha-
ben viele Basisbewegungen in einem 
Konfliktverhältnis zur Regierung 
gestanden. Die Hoffnung, dass die 
Regierung den Sozialismus einführt, 
gibt es nicht mehr. Gleichzeitig ste-
hen aber die Basisorganisationen, 
die Strukturen der lokalen Selbst-
verwaltung wie kommunale Räte 
und Comunas, die Organisationen 
der Landarbeiter, Afro-Venezolaner 
und Venezolanerinnen, Basismedi-
en, feministische Netzwerke klar auf 
Seiten der Regierung gegen eine Mi-

litärintervention und gegen jede Ein-
mischung von Außen.

Wie stehen sie denn zu der Forderung 
nach Neuwahlen?

Was für freie Wahlen soll es geben, 
wenn die Opposition eine Invasion 
will und die USA damit drohen? Sie 
würden an der Lage auch nichts än-
dern, sondern die Bewegungen dazu 
zwingen, Wahlkampf für die Regie-
rung zu machen. Die Forderung ist 
nicht besonders verbreitet, außer 
unter Liberalen im Ausland. Eine Al-
ternative für sie wäre, die eigenen Re-
gierungen unter Druck zu setzen, die 
Blockade zu beenden. Dann könnten 
die Bewegungen in Venezuela ihre 
Konflikte mit der Regierung austra-
gen. In einer polarisierten Situation 
ist das viel schwerer. Rund um Chá-
vez’ Tod gab es eine Zunahme von 
Landbesetzungen und Kämpfen um 

Betriebe. Mit dem wachsenden Druck 
von außen sind diese Kämpfe immer 
weiter in den Hintergrund getreten. 
Es ist kurzsichtig und arrogant, den 
Basisorganisationen zu sagen, sie 
sollten sich nicht auf die Seite der Re-
gierung stellen, denn es geht darum, 
den Raum zu erhalten, in dem Kämp-
fe überhaupt möglich sind.

In den Medien kursieren Zahlen, wo-
nach 80 Prozent der Menschen mit Ma-
duro unzufrieden sind. Das mag übertrie-
ben sein, klingt aber nach einem scharfen 
Gegensatz zu der Unterstützung, die 
Chávez genoss. Woran liegt das?

Die Zahlen sind mit Vorsicht zu 
genießen. Es gibt dazu keine verlässli-
che Quelle. Dennoch genießt Maduro 
ganz sicher weniger Unterstützung 
als Chávez. Maduro hat viele Fehler 
gemacht, sei es in der Finanzpolitik 
oder in der Wirtschaftspolitik. Es ist 
nicht nur der äußere Druck Schuld 
an der Lage. Selbstverwaltung und 
Arbeiterkontrolle sind immer weiter 

in den Hintergrund geraten. Aber 
Druck von außen führt auch nicht 
dazu, dass kritische Diskussionen 
blühen, sondern dazu, dass Loyalität 
ein wichtigerer Faktor wird als poli-
tische Überzeugung.

Viele linke Elemente und kritische 
Stimmen aus der Regierung und der 
Partei sind so marginalisiert worden. 
Auf der anderen Seite sind in den 
letzten drei Jahren weitere Öffnungen 
für Kapital und das extraktivistische 
Wirtschaftsmodell vorangetrieben 
worden – was aber eben auch eine 
neokoloniale globale Tendenz ist. Es 
gibt viele Gründe, mit Maduro unzu-
frieden zu sein. Aber im Allgemeinen 
schlägt das nicht um in Unterstüt-
zung für die Opposition, sondern es 
drückt sich einfach in der Ablehnung 
von Maduro aus.

Kannst Du Dir einen Ausweg aus der 
derzeitigen Misere vorstellen?

Der einzige Ausweg liegt 
darin, eine Situation herzu-
stellen, in der die sozialen 
Bewegungen ihre Kämpfe 
wieder aufnehmen können. 
Es gibt auch jetzt Kämpfe, 
wie zum Beispiel Landbeset-
zungen, um staatliche Lände-
reien zur Eigenversorgung 
zu bewirtschaften. Aber die-
se Kämpfe richten sich nicht 
gegen die Regierung, in dem 
Sinne, dass es um ihren Sturz 
oder ihre Ablösung ginge. Es 

geht darum, die Regierung konkret 
dazu zu zwingen, eine Kurskorrektur 
zu vollziehen.

Welche Position sollten Linke in 
Deutschland einnehmen?

Sie müssten eigentlich Druck auf 
die eigene Regierung ausüben, dass 
sie die Anerkennung des selbster-
nannten Präsidenten zurücknimmt, 
dass sie sie Blockade von Venezuela 
beendet und die Beschlagnahme von 
Geldern aufhört. Und sie kann eine 
wichtige Rolle als Gegengewicht zu 
der abstrusen Desinformation und 
Propaganda in den Medien spielen. 
Das kann Freiräume schaffen. Zu-
dem sollte sie in Kontakt mit Basis-
bewegungen in Venezuela treten und 
diesen zuhören und sie unterstützen.

26. Februar 2019
Interview: Jan Maas, marx21

Das Interview wurde zuerst bei 
marx21.de veröffentlicht: www.

marx21.de
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Die Abwicklung des „rea-
len Sozialismus“ und das 
„Ende des sozialdemokrati-

schen Jahrhunderts“ gaben Ende der 
achtziger Jahre des 20. Jahrhunderts 
den Anlass, erneut über kritiklos 
gepflegte Traditionen in der Arbei-
terbewegung nachzudenken. Wie 
konnte die Kapitulation der deut-
schen Arbeiterbewegung vor dem 
Faschismus geschehen und wie ist 
die allzu lange Akzeptanz der Ent-
artungsformen des Stalinismus nach 
1945 zu erklären? Thematisiert wur-
de das bis 1992 im Rahmen des von 
Gerd Lobodda (Bevollmächtigter der 
IG Metall-Verwaltungsstelle Nürn-
berg) und mir als Direktor des Bil-
dungszentrums der Stadt Nürnberg 
initiierten Wolfgang Abendroth-Fo-
rums. Das geschah zu einem Zeit-
punkt, als die reformerische Rich-
tung der Arbeiterbewegung eben-
falls in eine tiefgreifende Krise ge-
raten war. Dieselben bürokratischen 
Tendenzen, die zum Niedergang des 
Sozialismus in Osteuropa beigetra-
gen hätten, seien auch hierzulande 
von den Gewerkschaften in Ansät-
zen „mit der Muttermilch eingesogen 
worden“, konstatierte der damalige 
IG Medien-Vorsitzende Detlev Hen-
sche am Vorabend des 1. Mai 1990 im 
Rahmen des 5. Abendroth-Forums. 
Anschließend machten wir uns mit 
intellektuellen Grenzgängern aus 
Ost und West (Jürgen Kuczynski, 
Berlin, Dieter Fricke, Jena und Arno 
Klönne, Paderborn) daran, diese 
Fehler im Zusammenhang der Vor-
bereitung einer Dauerausstellung zu 
100 Jahren IG Metall in der einstigen 
roten Hochburg Nürnberg aufzuar-

beiten. Rosa Luxemburgs viel zitier-
ter Kernsatz über die „Freiheit der 
Andersdenkenden“ aus dem unvoll-
endeten Manuskript „Zur russischen 
Revolution“ lieferte den Ausgangs-
punkt für unzählige Diskussionen. 
Die von Annelies Laschitza im Dietz-
Verlag 1990 zusammengestellte und 
eingeleitete Neuausgabe aus dem 4. 
Band der Gesammelten Werke von 
1974, ergänzt um Paul Levis Einlei-
tung von 1922, gehörte zur Grund-
ausstattung der Seminarteilnehmer. 
Zum Abschluss des mehrmonatigen 
Veranstaltungskomplexes suchten 
wir in Berlin vom 2. bis 6. Oktober 
1991 mit rund 50 Betriebsfunktionä-
ren der IG Metall eine Antwort mit 
Friedhelm Kröll auf das Seminarthe-
ma: „Was hat der Pergamon-Altar mit 
der Arbeiterbewegung zu tun?“ Eine 
geeignete Fragestellung, um den 
Spuren der Arbeiteropposition zwi-
schen Verfolgung, Unterdrückung 
und Widerstand unter dem NS-Ter-
ror nachzugehen – mit der in Vorbe-
reitungsseminaren behandelten Äs-
thetik des Widerstands von Peter Weiss 
und Akten der Gestapo zur Roten 
Kapelle in der Hand. Ließen sich 
über ästhetische Kategorien geistige 
Erkenntnisprozesse mit politischen 
und sozialen Einsichten auch in der 
damaligen Umbruchphase verbin-
den? Auf jeden Fall eröffnete der 
nicht alltägliche und für die traditio-
nelle Bildungsarbeit ungewöhnliche 
Besuch im Pergamonmuseum den 
Teilnehmern einen anderen Blick, 
um die geschichtliche Wahrheit als 
Erinnerung für morgen zu bemü-
hen und die Bedingungen für eine 
handlungsorientierte Kultur- und 

Bildungsarbeit zu verbessern.1 Denn 
gerade der „Geschichtsbruch“ von 
1989/90 (Peter Glotz) zwang dazu, 
über kritiklos gepflegte Traditionen 
der Arbeiterbewegung nachzuden-
ken und Themen aufzuarbeiten, die 
möglicherweise mehr Licht in die 
Schatten der Vergangenheit bringen 
könnten. 

Einen Höhepunkt des Seminars 
bildete die Diskussion mit zwei Re-
präsentanten der Hauptrichtungen 
der deutschen Arbeiterbewegung. 
Sie fand am „Tag der deutschen Ein-
heit“ in dem IG Metall-Bildungs-
zentrum am Pichelssee statt. Jürgen 
Kuczynski, Nestor der wissenschaft-
lichen Intelligenz der abgewickelten 
DDR, und der Historiker Reinhard 
Rürup, Mitglied der Historischen 
Kommission beim Parteivorstand 
der SPD und Leiter einer der zentra-
len Gedenkstätten des NS-Terrors in 
Berlin, informierten und diskutier-
ten mit den Teilnehmern darüber: 
„Was bleibt von der Arbeiterbewegung 
nach 1989/90?“ Neben historisch-
kritischen Aufräumarbeiten zu dem 
Komplex, was von der DDR im wie-
der geeinten Deutschland bleiben 
wird, ging es vornehmlich um die 
Aufarbeitung der geschichtlichen 
Erbmasse unseres Jahrhunderts, die 
die Gegenwart noch bestimmt – trotz 
des immer wieder verkündeten „Ab-
schieds vom Proletariat“. Besonders 
intensiv wurde darüber gestritten, 
ob mit der von den ehemaligen Sie-
germächten zugestandenen Verei-
nigung der beiden Staaten Deutsch-
lands – und mit dem Ende der vom 
Ost-West-Gegensatz bestimmten 
Weltordnung – auch die Lehren 
aus der nationalsozialistischen Zeit 
untergehen und die Opfer des Sta-
linismus alles überwölben werden. 
Bleibt von den Lernprozessen aus 
der NS- Zeit – „Nie wieder Faschismus. 
Nie wieder Krieg“ – nach dem Zusam-

 1- Jörg Wollenberg, Erfahrung und konkrete Utopie. Positionen -Projekte -Perspektiven zur 
politischen Bildung und regionaler Kulturarbeit, Nürnberg 1992. Zu den Abendroth-Fo-
ren von 1985-1992 mit Repräsentanten der Linken von Georg Benz, Frank Deppe, Detlef 
Hensche, Horst Schmitthenner, Hansi Urban, Arno Klönne, Jürgen Kuczynski bis zu 
Peter Glotz, Walter Grab u.a. dort S.55ff; Derselbe: Die andere Erinnerung. Spurensuche 
eines widerständigen Grenzgängers, Bd.II,2017, S. 251-336

„Linie Luxemburg, Gramsci – Voraussetzung: 
Aufklärung historischer Fehler … Ablehnung 
jeder Illusionsbildung“ (Peter Weiss)
Zu den Rosa Luxemburg-Seminaren  der IG Metall  in 
Zusammenarbeit mit Annelies Laschitza, Jürgen Kuczynski u.a.
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hinein über das Leben und Wirken 
von Rosa Luxemburg (und Karl Lieb-
knecht) in der Arbeiterbewegung zu 
referieren und zu diskutieren. Den 
ungemein kenntnisreich und le-
bendig vermittelten Informationen 
konnte sich keiner entziehen. Dieser 
Höhepunkt des Seminars fand eine 
weitere Zuspitzung darin, dass jeder 
Teilnehmer die Biographie über Rosa 
Luxemburg – handschriftlich signiert 
von der Autorin – überreicht erhielt: 
„Im Lebensrausch, trotz alledem“ soll-
te als Geschenk der Organisation so 
nicht nur die Erinnerung an eine der 
interessantesten Persönlichkeiten des 
20 Jahrhunderts dauerhaft festhalten. 

Zugleich galt es, die Teilnehmer dar-
an zu erinnern, wie eng Rosa Luxem-
burg mit der Vorgängerorganisation 
der heutigen IG Metall verbunden 
blieb. Die revolutionären Obleute des 
Metallarbeiter-Verbandes waren mit 
dem späteren DMV-Vorsitzenden Ro-
bert Dißmann ihre wichtigsten Bünd-
nispartner in der Novemberrevoluti-
on von 1918. Daher ist es wiederum 
kein Zufall, dass der nach 1945 von 
dem ersten Nachkriegsvorstand der 
IG Metall als „Dissmannianer“ denun-
zierte, basisorientierte Bezirksleiter 
aus Hannover, Otto Brenner, der 

menbruch der DDR nur noch: „Nie 
wieder korrupter Sozialismus“ (Oskar 
Negt) oder gar als Folge des Bal-
kankrieges. „Nie wieder Krieg – ohne 
uns“? Peter Weiss zitiert in diesem 
Zusammenhang an mehreren Stel-
len in den „Notizbüchern 1971-1980“ 
den alten Streit zwischen Ernst Bloch 
und Georg Lukácz. Vor dem Hinter-
grund der frühen Entartungsformen 
des Stalinismus hatten sie darüber 
debattiert, ob der schlechteste Sozi-
alismus immer noch besser sei als 
der beste Kapitalismus. Ernst Bloch 
meinte, dass der schlechteste Sozi-
alismus eben kein Sozialismus sei, 
denn durch ihn würde die Idee der 
sozialistischen Demokratie und ihre 

politische Moral insgesamt korrum-
piert. Auch für Jürgen Kuczynski 
und Reinhard Rürup war nach dem 
„Zusammenbruch der Länder des so 
genannten realen Sozialismus“ keines-
wegs das Projekt Sozialismus been-
det. Und Jürgen Kuczynski,der ehe-
malige Lehrer an der „Marxistischen 
Arbeiterschule“ in Berlin, der 1931 
Albert Einstein zu dem berühmten 
MASCH- Vortrag begleitet hatte2, 
konkretisierte seine Darstellung vom 
Ende der „Mischgesellschaft DDR 
mit einem sozialistischen Element vor 
allem in ihrer Sozialpolitik und einem 
absolutistisch-feudalen Element ohne 
Basisdemokratie, das sie zugrunde rich-

tete“, mit Hilfe einer ironischen Zu-
spitzung: „Anfang der achtziger Jahre 
kam eine japanische Handelsdelegation 
in die DDR, die zahlreiche Kulturein-
richtungen und Betriebe besuchte, dar-
unter auch die Robotron -Betriebe, das 
Zentrum der (international konkur-
renzfähigen) Elektronik-Produktion 
der DDR. Bei der Auswertung des Be-
suches wurden sie gefragt, was ihnen 
am besten in der DDR gefallen habe. 
Die Antwort war: Eure Museen – Per-
gamon, Robotron.“ Dieses Seminar 
lieferte zugleich den Auftakt für die 
Wochenseminare über Leben und 
Werk von Rosa Luxemburg

10 Jahre Rosa 
Luxemburg-Seminare 
mit Annelies 
Laschitza in Berlin

Um die weit verbrei-
tete Sozialpartnerschaft 
in den Kreisen der Ge-
werkschaften kritisch 
am Beispiel historischer 
und aktueller Erfah-
rungen zu hinterfragen 
und dabei an Rosa Lu-
xemburgs Auseinan-
dersetzung mit Eduard 
Bernstein In „Sozialre-
form oder Revolution“ 
von 1899 anzuknüp-
fen, entstand ein Semi-
narangebot zu Leben 
und Werk von Rosa 
Luxemburg. Es wurde 
seit1999 als Kooperati-
onsseminar des Berliner 
Bildungszentrums am 
Pichelssee und der IG 
Metall-Bezirksleitung 

Niedersachsen/Sachsen-Anhalt als 
Wochenseminar angeboten und von 
den Bezirkssekretären Hartmut Tölle 
und Harald Kolbe und von mir mehr 
als 10 Jahre geleitet. Und immer war 
die Anfang 2019 verstorbene Heraus-
geberin der Werke von Luxemburg, 
Annelies Laschitza, dabei, um am je-
weiligen Donnerstag ab Nachmittag 
teilweise bis in die Nachtstunden 

2- „Was der Arbeiter von der Relativitätstheorie wissen muss“, 26.10 1931. Dieser Vortrag 
gab den Anlass zu dem plagiatorischen Seminartitel und zu einem Brief von Kuczynski 
vom 20. 12. 1995 an mich. Er schrieb mir, dass er als 27-jähriger damals Einstein zu dem 
Vortrag begleiten durfte. „Dazu hatte mich Anna Seghers, die Frau des MASCH- Leiters 
überredet. Und da ich ihn kannte, bat man mich, ihn in die MASCH zu bringen, da die 
Straße, in der sie lag, die am stärksten von Nutten und Zuhältern bewohnte Straße Ber-
lins war und ich ihn vor ihnen schützen sollte, was mir auch gelang.“

Annelies Laschitza
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Umsetzung der Inhalte und Ziele 
des Seminars.

Das Luxemburg- Seminar be-
ginnt am Sonntagabend mit einer 
Vorführung von Margarethe von 
Trottas Kultfilm über Rosa Luxem-
burg, 1986 im Zeichen von Glas-
nost unter Mitarbeit von Annelies 
Laschitza gedreht als gemeinsames 
Produkt der noch real existierenden 
beiden deutschen Staaten. Damit 
wird ein Einstieg gewählt, der nicht 
nur die Fehler der Sozialdemokratie 
und der sich konstituierenden KPD 
in den Mittelpunkt stellt, sondern 
auch an die ebenso sensible Hu-
manistin und die stets unabhängig 
bleibende, mit jeder Kreatur leiden-
de, emanzipierte Rosa L. erinnert. 
Dem folgt am Montag nach einer 
ausführlichen Einleitung, die durch 
einen umfangreichen Reader zu Le-
ben und Werk von Luxemburg für 
die Teilnehmer ergänzt wird, ein 
zweitägiges Lektüre-Seminar. Kleine 
Gruppen nähern sich in Lesekreisen 
den Schriften von Rosa Luxemburg, 
unterbrochen und gestützt ledig-
lich durch zwei Exkursionen auf 
den Spuren von Rosa Luxemburg 
in Berlin (Dienstag- und Mittwoch-
nachmittag). Die Textauswahl folgt 
den zentralen Themen von Rosa Lu-
xemburg. Und das weniger auf der 
Grundlage ihrer Schriften als viel-
mehr der Vermittlung und Kompri-
mierung ihrer Analysen in ihren Re-
den vor den Arbeiterfunktionären. 
Die erste Arbeitsgruppe zu „Sozialre-
form oder Revolution“ (1899) liest und 
interpretiert so die Rede, die sie zu 
dem Thema auf dem SPD-Parteitag 
im Oktober 1899 in Hannover hielt 
(Gesammelte Werke, Bd.1, S.567-578). 
Die zweite Arbeitsgruppe zu „Mas-
senstreik, Partei und Gewerkschaften“ 
behandelt die Rede zur Frage des 
Massenstreiks auf dem SPD-Partei-
tag 1906 in Mannheim (Bd.2, S.171-
176) und die vom Oktober 1910 in 
Hagen auf einer außerordentlichen 
Mitgliederversammlung des DMV 
(Bd.2, S. 463-483). Die dritte Arbeits-
gruppe zur „Krise der Sozialdemokra-
tie“ analysiert die Junius-Boschüre 
von 1916 (Bd.4, S.49-164) und liest 
daraus vorher festgelegte Ausschnit-
te. Arbeitsgruppe 4 zu Rosa Luxem-
burg als Lehrerin auf der SPD-Par-
teischule beschäftigt sich mit der 
Rede zur Frage der Parteischule auf 

spätere Vorsitzende der IG Metall, 
mit Wolfgang Abendroth, Iring Fet-
scher, Erich Gerlach und Walter Fabi-
an dafür sorgte, dass seit Anfang der 
sechziger Jahre des 20.Jahrhunderts 
die politischen Schriften Rosa Luxem-
burgs von der gewerkschaftsnahen 
Europäischen Verlagsanstalt (EVA) in 
der BRD neu herausgegeben wurden, 
ergänzt um Texte von Paul Levi, Paul 
Frölich, Karl Korsch, August Thalhei-
mer, Antonio Gramsci oder Anton 
Pannekoek. So hofften wir in den Zei-
ten des Kalten Krieges zwischen Ost 
und West, die Diskussion um „Freiheit 
und Sozialismus“ offen zu halten und 
mehr Demokratie zu wagen.

Zum Programm und den 
Arbeitsmaterialien der 
Luxemburg-Seminare.

Den Teilnehmern wurde schon 
Wochen vor dem Seminar ein Rea-
der mit einer Fülle an Arbeitsmate-
rialien zugesandt. Neben Orientie-
rungstexten und Literaturhinweisen 
handelt es sich um Auszüge aus 
den Werken, vor allem den Reden 
von Rosa Luxemburg, die die ers-
ten beiden Tage die Seminararbeit 
als Lektüreseminar prägen. Damit 
sollte das Ziel verfolgt werden, 
nicht Wissen anzuhäufen, sondern 
es sollte am Beispiel der Schriften 
von Rosa Luxemburg die interdis-
ziplinäre Aufarbeitung und Verge-
genwärtigung der Vergangenheit 
als Voraussetzung einer Politik 
der deutschen und internationalen 
Arbeiterbewegung in der verwan-
delten Welt von heute gefördert 
werden: Eine Welt, in der die Richt-
linien von 1917/18, aber auch die 
von 1945 und 1989/90 zweifelhaft 
oder ungültig geworden sind. An-
gelegt als kritische Geschichte der 
internationalen Arbeiterbewegung 
gilt das Erkenntnis leitende Inter-
esse – mit Peter Weiss und seinem 
Jahrhundertwerk, der „Ästhetik des 
Widerstands“, formuliert – der „Linie 
Luxemburg, Gramsci – Voraussetzung: 
Aufklärung historischer Fehler…, Ab-

lehnung jeder Illusionsbildung“. Die-
ser Bildungsansatz setzt mit Rosa 
Luxemburg nach wie vor auf die 
Selbstentfaltungspotentiale der ab-
hängig Beschäftigten. Er plädiert 
für „Sozialismus durch Aufklärung“ 
und geht von einer radikalen Selbst-
überprüfung der Organisation aus, 
angelehnt an den kategorischen Im-
perativ von Rosa Luxemburg: „Die 
Befreiung der Arbeiterklasse kann nur 
das Werk der Arbeiterklasse selbst sein, 
sagt das Kommunistische Manifest, 
und es versteht unter Arbeiterklas-
se nicht etwa einen sieben- oder auch 
zwölfköpfigen Parteivorstand, sondern 
die aufgeklärte Masse des Proletariats 
in eigner Person.“ Wir knüpfen da-
mit an eine einst im Metallarbei-
ter-Verband weit verbreitete und 
in sozialistischen Heimvolkshoch-
schulen wie Tinz und Bad Dürren-
berg, dem Sprockhövel Weimars, 
lange praktizierte Konzeption der 
Bildungsarbeit als Erziehung zum 
systematischen und selbständigen 
Denken und Handeln an. Mit dem 
von Otto Brenner nach 1945 kons-
tatierten „Niedergang marxistisch-
wissenschaftlicher Grundhaltung“ in 
den Gewerkschaften der BRD gin-
gen diese Traditionen verloren oder 
wurden verdrängt – trotz der Erneu-
erungsversuche in den 1960er Jah-
ren durch die Bildungsabteilung der 
IG Metall unter Leitung von Heinz 
Dürrbeck und unter Mitarbeit von 
Hans Matthöfer, Hans Preiss, Os-
kar Negt u.a.3 Fast zeitgleich liefen 
in der DDR Versuche, die „Bestre-
bungen der revolutionären deutschen 
Arbeiterbewegung zur systematischen 
sozialistischen Bildung und Erziehung 
erwachsener Werktätiger“4 zwischen 
1918 und 1923 für die Erneuerung 
der proletarischen Erwachsenenbil-
dung zu reaktivieren. Raubdrucke 
der MASCH-Kurse zur Politischen 
Ökonomie und zur Geschichte der 
internationalen Arbeiterbewegung 
von 1930, hrsg. von Hermann Dun-
cker, K.A. Wittfogel und Alfons 
Goldschmidt, gehörten damals zur 
Grundausstattung der Referenten 
der IG Metall in der BRD.

3- Vgl. u.a. 25 Jahre Bildungsarbeit der IG Metall 1951-1976 (Arbeitsheft 714, hrsg. vom 
Vorstand der IG Metall, 1976; Edith Großpietschh/Georg Benz (Hg.), Wissen, um zu 
handeln. Ein Buch der Solidarität mit Heinz Dürrbeck, Göttingen 1998.

4- So der Titel der 1964 vorgelegten Dissertation von Artur Meier an der Humboldt-Univer-
sität, 1971 als Reprint in Hamburg erschienen. Ende der 1970er Jahre widmen sich auch 
in der BRD mehrere Arbeiten der Sozialistischen Arbeiterbildung zwischen 1918 und 
1923 (z.B. Thomas Ferber, 1978; Horst Blidon, 1979, Jüttner/Krug/Wollenberg, 1980).
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dem SPD-Parteitag von September 
1908 in Nürnberg und dem Artikel 
in der Leipziger Volkszeitung vom 
21.Juni 1911 zu „Gewerkschaftsschu-
le und Parteischule“ (Bd.2, S.254-263 
und 549-553). Die fünfte Arbeits-
gruppe zur „Russischen Revolution“ 
und ihre Folgen für die Politik von 
Spartakus und Sozialdemokratie er-
hält den kompletten Text „Zur Rus-
sischen Revolution“ und liest daraus 
vorgegebene Textabschnitte. Die eng 
damit verknüpfte Arbeitsgruppe 6 
behandelt Rosas Stellung zur No-
vemberrevolution am Beispiel des 
Beitrags zu „Nationalversammlung 
oder Räteregierung?“ und ihrer Rede 
zur Frage der Beteiligung der KPD 
an den Wahlen zur Nationalver-
sammlung auf dem Gründungspar-
teitag der KPD am 30.12.1918 (Bd.4, 
S.462-465 und 481-487). Und eine 
siebte Arbeitsgruppe, deren Ergeb-
nisse die abschließende Diskussion 
am Freitag mit bestimmt, greift auf 
Luxemburgs Stellung zu ökonomi-
schen Fragen zurück: das Schlusska-
pitel aus der Vorlesungsreihe an der 
SPD-Parteischule („Einführung in die 
Nationalökonomie“) zu dem Thema: 
„Die Tendenzen der kapitalistischen 
Wirtschaft“(Bd.5, S.770-778).

Der zweite Hauptteil des Semi-
nars wird von Impulsreferaten mit 
anschließenden kurzen Arbeitsgrup-
penphasen geprägt. Der Donnerstag 
widmet sich am Vormittag dem von 
Rosa 1916 formulierten „obersten 
Gebot der Pflicht gegenüber unseren 
historischen Aufgaben, wenigstens aus 
den eigenen Fehlern zu lernen.“ Hier 
geht es um die Aufarbeitung der 
gescheiterten Novemberrevolution 
von 1918 unter dem heute in der IG 
Metall eher vergessenen Vorsitzen-
den des Metallarbeiter-Verbandes, 
Robert Dißmann (1878–1926). Der 
Anhänger von Rosa Luxemburg 
und Kritiker der Kriegspolitik der 
Gewerkschaften wurde als Führer 
der Opposition und Verteidiger des 
Rätesystems im Oktober 1919 von 
der Stuttgarter Generalversammlung 
zum Vorsitzenden gewählt. Mit den 
Revolutionären Obleuten des DMV 
plädierte er für den Klassenkampf-
charakter der Gewerkschaften und 
gegen das von seinem Vorgänger 
August Schlicke als Arbeitsminister 
eingebrachte Betriebsrätegesetz. Das 
Gesetz wurde trotz der großen Pro-
testkundgebung vom 13. Januar 1920 

vor dem Reichstag (mit 42 von den 
Polizeitruppen erschossenen De-
monstranten) vom Parlament am 9. 
Februar 1920 verabschiedet. Robert 
Dißmann veränderte die Organisati-
on 1919/20 personell und inhaltlich 
so radikal, dass seine Gegner von 
einst, die nach 1945 zu den ersten 
Vorsitzenden der IG Metall in den 
Westzonen gewählt worden waren, 
die „Dißmann-Richtung“ erneut als 
Gespenst an die Wand malten (Wil-
helm Petersen/Walter Freitag). Sie 
verhinderten den Aufstieg der Op-
positionellen in der Organisation um 
Otto Brenner, Erich Söchtig und Fritz 
Salm allzu lange. 

Otto Brenner und die verhinder-
te Neuordnung nach 1945 (aus der 
Sicht der „Luxemburgisten“) heißt 
deshalb der folgende Themenkom-
plex. Es erinnert u.a. daran, dass es 
Otto Brenner war, der das Plädoyer 
für die Demokratisierung von Wirt-
schaft und Gesellschaft durch mehr 
Mitbestimmung stets mit der Auffor-
derung verband, mehr innergewerk-
schaftliche Demokratie zu wagen.

Die das Seminar abschließende 
Diskussion widmet sich einem wei-
teren, nicht unbedingt als Niederlage 
empfundenen Dissens, aus dem es 
mit Luxemburg zu lernen gilt: „Ver-
eint geschwächt?“ Zu den Folgen von 
1989/90 für die Arbeiterbewegung. 

Nicht unerwähnt bleiben darf der 
Hinweis auf zwei „Gastreferenten“ 
als Höhepunkte des Luxemburg-
Seminars. Es handelt sich um die 
schon angedeutete Mitarbeit von 
Annelies Laschitza. Ihr Beitrag am 
Donnerstag über das Wirken und 
die Aktualität von Rosa Luxemburg 
in der deutschen und internationa-
len Arbeiterbewegung – unter Ein-
schluss der Schwierigkeiten im Um-
gang mit Luxemburg in der UdSSR 
und DDR – ergänzt und vertieft die 
vorher im Seminar erarbeiteten Er-
gebnisse. Einen anderen Zugang der 
Annäherung liefert der Dia-Vortrag 
des Kunst- und Fotohistorikers Diet-
hart Kerbs aus Berlin schon am Mon-
tagabend über „Bildpresse und Bür-
gerkrieg“. Am Beispiel der von ihm 
entdeckten Fotos von Willy Römer 
erhalten die Teilnehmer einen au-
thentischen Einblick in die Berliner 

Januarkämpfe von 1919. Ein Blick, 
der wegen der Zerstörung vieler die-
ser Schauplätze heute nur mühsam 
nachzustellen ist, aber inhaltlich in 
den Arbeitsgruppen eine wichtige 
Rolle gewinnt. Auf jeden Fall erleich-
tert diese Form der Veranschauli-
chung den Zugang zum Thema, der 
zugleich den Gang durch Berlin auf 
den Spuren von Rosa Luxemburg 
mit vorbereiten hilft.

Folgerungen für die 
Bildungsarbeit

In Anlehnung an Rosa Luxem-
burg sollte auch unter erschwerten 
Bedingungen die fundamentale 
Selbstüberprüfung der Organisa-
tionen der Arbeiterbewegung der 
Ausgangspunkt der Bildungsarbeit 
bleiben. In der systematischen Un-
terbindung der Initiativen von unten 
sah sie mit ihren Anhängern einen 
zentralen Grund für die Niederla-
ge im Kampf um eine sozialistische 
Umgestaltung der Gesellschaft. Hier 
gilt es heute mit antikapitalistischen 
Strategien anzuknüpfen. Hat jedoch 
ein solcher Ansatz überhaupt an-
gesichts des „Strukturkonservativis-
mus“ in der Arbeiterbewegung eine 
Chance auf Realisierung? Ist man 
in den Führungsetagen und unter 
den Funktionsträgern bereit, über 
notwendige Strukturveränderungen 
nachzudenken? Anregungen dazu 
geben Texte von Peter Weiss und 
August Thalheimer, auf die in der 
Schlussdiskussion und bei der Aus-
wertung der Ergebnisse im Luxem-
burg-Seminar zurückgegriffen wird5: 
60 Jahre nach Rosa Luxemburg fasst 
Peter Weiss in den „Notizbüchern“ 
noch einmal seine Rück-Erinnerun-
gen und Reflexionen über die Opfer 
des Stalinismus und die Widersprü-
che im sowjetkommunistischen La-
ger im Gefolge des Spanischen Bür-
gerkrieges, der Moskauer Prozesse 
und des Hitler-Stalin-Paktes Anfang 
Juli 1978 so zusammen: 

„Die Forderung kam auf uns zu: zu 
unterscheiden zwischen den Morden der 
Faschisten und den Morden, die auf uns-
rer Seite begangen wurden. Hinter den 
faschistischen Morden sahen wir ein für 

5- Peter Weiss, Notizbücher 1971-1980, Buch 41, Frankfurt/M 1981, S. 722 -724.;  August 
Thalheimer, Über die Kunst der Revolution und die Revolution der Kunst, Ein Versuch, 
Bremen 1971, S. 10ff. (München 2008, S. 44ff.); Arno Klönne, Die deutsche Gewerk-
schaftsbewegung, Hamburg 1984, S.163 ff. 
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immer mörderisches System, in dem es 
nur einen einzigen Änderungsversuch 
gab, welcher nicht aussichtslos war: der 
Angriff mit dem Ziel der völligen Ver-
nichtung. Die Verbrechen im Namen 
des Kommunismus, so ungeheuerlich 
sie auch waren, ließen sich zurückfüh-
ren auf historisch bedingte Deforma-
tionen: sie konnten, auf dem Weg der 
Vernunft, zu einer Klärung gebracht 
werden. Während der Faschismus für 
immer verdammt werden musste, waren 
im Kommunismus die Ausartungen un-
term Druck einer kollektiven Paranoia 
zu verurteilen, doch wir konnten uns 
eine Zeit vorstellen, in der die Despotie 
ausgemerzt, die Bleikammern geöffnet, 
die Hintergründe der Unmenschlichkeit 
dargelegt, die Opfer rehabilitiert sein 
würden: dafür kämpften wir. Manchmal 
aber fürchteten wir, dass alles schon all-
zu sehr vom Wahnsinn zerfressen und 
verwildert war, als das es noch ein objek-
tives Denken, ein Eingreifen in die eig-
ne Geschichte geben könnte. Wir waren 
schrecklich bedroht. Wir mußten uns 
noch einmal entscheiden. Zwischen zwei 
Schrecklichkeiten zogen wir die eine vor, 
die vielleicht noch einen Ausweg, eine 
Möglichkeit zur Verbesserung enthielt. 
Starr vor Schrecken mußten wir unsre 
Wahl treffen.“ Aber eine solche Wahl 
muss auch nach dem „Geschichts-
bruch“ von 1989/90 nicht heißen, 
den Sozialismus insgesamt auf den 
Müllhaufen der Geschichte zu wer-
fen. Erinnerungsarbeit als konstruk-
tive Form der politisch bewussten 
Aneignung von Geschichte für die 
Gegenwart und Zukunft, die die Fra-
ge nach den Opfern des Faschismus 
und Stalinismus nicht ausklammert, 
bedeutet für Peter Weiss keinesfalls, 
das Projekt Sozialismus aufzugeben. 
Der „russische Sonderfall“ – die „all-
mächtige Regierungsmaschine des alle 
Seiten dieser Gesellschaft beherrschen-
den Zwanges“, so August Thalheimer, 
der mit Rosa zu den Gründern und 
Vorsitzenden der KPD gehörte und 
ab 1923 die „Rechts“-Opposition 
(KPO) anführen sollte, muß aber 
erst verschwinden oder wenigstens 
auf ein Mindestmaß zurückgeführt 
werden, „und stattdessen das freiwil-
lige von der Selbstdisziplin geleitete zur 
selbstverständlichen Gewohnheit gewor-
dene und bewusste kollektive Handeln“ 
sich durchgesetzt haben. Aus der 
dialektischen Begriffsfassung „eines 
Anfanges des Sozialismus“, in dem der 
„Widerspruch des Ausgangspunktes“, 

aber auch des „noch nicht Erreicht-
habens des Endpunktes“ enthalten ist, 
ergibt sich die Aufgabe, „nicht fortzu-
setzen, wo die Russen aufgehört haben, 
sondern neu anzufangen.“

Wie Annelies Laschitza hatte der 
Zeitgenosse und Autor der vierzig-

bändigen „Geschichte der Lage der 
Arbeiter“, Jürgen Kuczynski, nicht 
nur den Metallarbeiter/innen auch 
in seinem 90. Lebensjahr als „ein 
hoffnungsloser Fall von Optimismus“ 
immer wieder Mut für einen solchen 
Neuanfang gemacht. Der „linien-
treue Dissident“ ließ sich – wie Rosa 
Luxemburg und die sozialistischen 
Grenzgänger von Abendroth über 
Weiss bis zu Hobsbawm – trotz Trau-
er, Schmerz und Enttäuschung die 
„Vorfreude auf eine neue Wende“ nicht 
nehmen, auch wenn der Umschlag 
der erhofften Freiheit, des sozialen 
Fortschritts und der Anfechtung 
des Kapitalismus so häufig in neuer 
Ausgrenzung oder Verfolgung ende-
te. Denn wer keine Kraft zum Träu-
men hat, der hat auch keine Kraft 
zum Erkennen und zum Kämpfen. 

Um in den Gewerkschaften auch in 
Zukunft oppositions- und kampffä-
hig zu bleiben, müssen auch die zu 
Wort kommen, die sich mit Rosa Lu-
xemburg innerhalb der Arbeiterbe-
wegung den Anpassungstendenzen 
an bestehende Machtverhältnisse 
widersetzen, Niederlagen nicht in 
Siege umwandeln und Alternativen 
zur Politik der etablierten Organi-
sationen zu formulieren versuchen. 
Der im Januar 2014 im Dietz-Verlag 
von Annelies Laschitza nachträglich 
herausgegebene 6. Band der Gesam-
melten Werke von Rosa Luxemburg 
erinnert mit den zahlreichen Erst-
veröffentlichungen aus den Jahren 
1893 bis 1906 noch einmal an den 
Kampf von Rosa Luxemburg, in der 
Inkubationsphase der Spaltung der 
Arbeiterbewegung nach Auswegen 
aus der Krise zu suchen, den kriti-
schen Blick auf die revolutionären 
Ereignisse in anderen Ländern – wie 
damals 1905 auf Rußland – zu wer-
fen und nicht allein „auf die Erfahrung 
der deutschen Gewerkschaftsbewegung“ 
und den „selbstlosen Verehrern des his-
torischen Prozesses“ in „einem Land mit 
Millionen sozialdemokratischer Wähler“ 
zu vertrauen (S.921). 

Vor dem Hintergrund der Nie-
derlagen der deutschen Arbeiterbe-
wegung von 1914 und 1933 hat der 
„Luxemburgist“ Arno Klönne In sei-
nem Standardwerk zur „Geschichte 
der deutschen Arbeiterbewegung“ von 
1984 unter Rückgriff auf Rosa Luxem-
burg darauf hingewiesen, dass der 
Zerschlagung der deutschen Arbei-
terbewegung von 1933 „eine sozusagen 
innere Niederlage der traditionellen For-
mationen von Arbeiterbewegung voraus-
ging, die sich, will man sie im Ereignis 
fassen, auf das Jahr 1914 datieren lässt“. 
Mit Rosa Luxemburg interpretiert 
Arno Klönne diese Niederlage als 
Folge der falschen Hinwendung zur 
deutschen Frage und der Vernachläs-
sigung der friedenspolitischen und 
internationalen Verpflichtungen. Ri-
siken eines Denkens und Handelns, 
die bis heute auch bei Teilen der Lin-
ken nach wie vor „ideologische Rutsch-
gefahren“ erzeugen und dazu führen, 
dass die BRD von ihrer immer noch 
unzulänglich aufgearbeiteten Ver-
gangenheit eingeholt wird. Der 100. 
Jahrestag der Novemberrevolution 
hat daran noch einmal eindrucksvoll 
und kontrovers erinnert.

Jörg Wollenberg

Peter Weiss



24 Frühjahr 2019Arbeiterstimme Nr. 203

Der US-amerikanische  
Schriftsteller, Sozialakti-
vist und Abenteurer Jack 

London (1876-1916) ist vielen vor al-
lem bekannt als Verfasser von Aben-
teuer-, Goldgräber-, Tramp- und 
Südseegeschichten. Das betrifft aber 
nur die eine Seite seiner Persönlichkeit 
und seines kurzen bewegten Lebens, 
das sich voll innerer Unruhe wie ein 
Feuer intensiv verzehrte. London war 
darüber hinaus auch Milieu-Journa-
list, kritischer Zeitchronist, Kriegsbe-
richter, politischer Aktivist und So-
zialist eigener Prägung. In Londons 
Biografie verkörpert sich die ameri-
kanische Ideologie vom Aufstieg als 
Selfemademan aus niederen Schichten 
zum erfolgreichen Schriftsteller, der es 
nach bitteren Jahren der Armut zu An-
sehen und Wohlstand brachte, den er 
auch zu genießen gedachte. Vor allem 
Londons Abenteuerromane, Tier- und 
Erlebnisgeschichten wie „Wolfsblut“, 
„Der Seewolf“, „Lockruf des Goldes“, 
„Ruf der Wildnis“, „Alaska Kid“ u. 
a. begründeten seinen Weltruhm, so 
dass ihn auch Kinder und Jugend-
liche immer noch gerne lesen. Dass 
London aber auch noch ein anderes, 
sensibles Gesicht hatte und anderen 
Ambitionen anhing, ist weit weniger 
bekannt, wird vielleicht auch eher 
gerne ausgeblendet. Gemeint ist sein 

leidenschaftliches politisches und 
sozialkritisches Engagement und 
die Parteinahme in Wort und Schrift 
für den Sozialismus, aber auch sein 
privates Unternehmertum, worauf 
hier vor allem der Fokus gelegt wer-
den soll, ohne Londons literarisches 
Wirken auszublenden.   

Drang nach Westen

Jack London wurde am 12. Ja-
nuar im denkwürdigen Jahr 1876 in 
San Francisco geboren. In welchem 
auch die Socialist Workers Party der 
USA gegründet und in Deadwood, 
South Dakota, der legendäre Re-
volverheld Wild Bill Hickok hinter-
rücks in einem Saloon erschossen 
wurde. Die USA begingen den 100. 
Jahrestag ihres Bestehens. Zugleich 

gingen 1876 mit der Indianerschlacht 
am Little Bighorn in Montana die In-
dianerkriege mit einer Niederlage für 
den ruhmsüchtigen Oberstleutnant 
„General“ George A. Custer faktisch 
zu Ende. Sie war für die indianischen 
Ureinwohner nur noch ein symboli-
scher Triumph. Ihre Zeit neigte sich 
dem Ende zu. Zu Zehntausenden wur-
den sie in Ghettos, Reservate genannt, 
gepfercht, wo sie unter Armeebewa-
chung und schlecht verwaltet von 
oft korrupten Indianerbeauftragten 
der Regierung unwürdig dahinvege-
tierten. Der ausgewanderte badische 
Revolutionär von 1848, Carl Schurz, 
versuchte noch als US-Innenminister 
sich für die Ureinwohner einzusetzen, 
arrangierte Treffen mit Häuptlingen. 
Der Amerikanische Bürgerkrieg, der 
erste industriell und mit modernsten 
Methoden und Waffen geführte Krieg 
der Neuzeit, war 1865 zu Ende. Der in-
dustrialisierte imperiale Norden setzte 
sich mit dem Sieg gegen die rückstän-
dige Sklavenhalterei des großagrari-
schen Südens durch. Der Weg nach 
Westen zur Eroberung der letzten 
weißen Flächen war nun endgültig 
offen. Ein Massentreck von Siedlern 
und Farmern wälzte sich auf den ver-
schiedenen Trails durch Täler und 
über Pässe der Rocky Mountains bis 
nach Oregon und Kalifornien. In Te-

xas und anderen Staaten des mittleren 
Westens wurden die ersten ergiebigen 
Ölquellen erschlossen, auf  den Gold-
rausch in Kalifornien 1849 folgte bald 
ein Ölrausch, der eine ganz neue fos-
sile Industrie begründete. Nicht nur 
New York oder Chicago, sondern auch 
Städte wie Sacramento, Los Angeles, 
San Francisco und Oakland erfuhren 
dank neuer Stahlbetonkonstruktionen 
einen Bauboom ohnegleichen und 
wuchsen z. T. nun explosionsartig 
auch in die Höhe. Die Eisenbahnbauer 
schlossen in den Rocky Mountains mit 
kühnen eisernen Brückenkonstruktio-
nen  und Tunneln die letzten Lücken 
zwischen Ost und West. Massen von 
aus ganz Europa einwandernden Ar-
beitern trafen mit ihren Familien ein 
und bevölkerten in Elendsquartieren 
die Gürtel um die Städte. Von Über-
see jenseits des Pazifiks kamen vor 
allem Chinesen ins Land mit ihren 
Suppen-, Reis- und Nudelküchen und 
Kokain- und Marihuana-Höhlen in 
dunklen Hinterhöfen. San Francisco 
hatte eine extra Chinatown. Sie alle 
wurden zur Reservearmee, aus der 
die Fabrikanten und Unternehmer 
wie der Eisenbahnmagnat James Hill 
oder der Finanzmogul John Morgen 
sowie die Imperien der Rockefellers, 
Vanderbilts, Strauss‘ und Astors nach 
Belieben billige Arbeitskräfte bezie-
hen konnten. Ein Krieg der Klassen 
und in den Klassen kennzeichnete die 
Frühindustrialisierung und Moderni-
sierung des amerikanischen Westens. 
In diese sozial gespannte Atmosphä-
re und Welt der Wölfe unter Wölfen 
wuchs der junge Jack London hinein 
und besuchte den Umzügen der Fa-
milie folgend von 1881 bis 1889 ver-
schiedene Volksschulen.   

Zwei Charakterseiten

Natürlich wird man Londons schil-
lernde Persönlichkeit nicht auseinan-
der dividieren können und dürfen. In 
einen Geschichten Schreibenden hier 
und Politikengagierten dort, in Phan-
tasie- und Realgestalt, die er immer 
zugleich war. Ohne Londons Erfah-
rungen und Erleben aus frühem, un-

Zwischen Abenteuer und Sozialismus 
Eine literarisch-politische Skizze über Jack London
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stetem Leben ganz unten auf der sozi-
alen Leiter, hätte es den anderen, der 
sich darüber erhob und schrieb und 
damit seiner Empörung über soziales 
Unrecht, ökonomische Ausbeutung 
und gesellschaftliche Unterdrückung 
Ausdruck gab, nicht gegeben. Lon-
don selbst war handelnder Akteur 
und Raubein und zugleich genauer 
Beobachter von Menschen und Mili-
eus.  In keinem seiner Romane trug er 
dem Gegensatz der zwei Seiten, denen 
er zuneigte, so sehr Rechnung wie in 
„Der Seewolf“ (1904). Verkörpert in 
den Romanfiguren des despotischen 
Kapitäns des Schoners „Ghost“, Wolf 
Larsen, mit seinen schier übermensch-
lichen Kräften und dem humanisti-
schen Idealen verpflichteten Schrift-
steller und Schöngeist aus wohlerzo-
genem Haus, Humphrey van Wey-
den. Er, der körperlich Unterlegene, 
wird von Larsen, der Robbenfängern 
im Eismeer ihre Beute abjagt, immer 
wieder herausgefordert. Das deutsche 
Fernsehen adaptierte den Stoff ein-
zigartig in einem TV-Vierteiler unter 
Wolfgang Staudtes Regie. Obwohl 
sich die Filmhandlung nicht streng 
an die Romanvorlage hielt und auch 
Handlungsstränge aus anderen Lon-
don-Geschichten übernahm. Larsen 
kommt am Ende durch eine Tumor-
krankheit elend um und die Mensch-
lichkeit van Weydens, obwohl selbst 
längst zum harten ruhelosen Seefahrer 
geworden, obsiegt. Dies schien wie 
ein Plädoyer des Autors, offenbarte 
aber neben Londons Bewunderung 
für Karl Marx und andere Sozialisten 
auch seinen Hang zur Lehre Charles 
Darwins von der natürlichen Auswahl 
und Durchsetzung des Stärkeren und 
zur durch Nietzsche geprägten Philo-
sophie Herbert Spencers. 

Das Sein bestimmt das 
Bewusstsein   

Marxens zentraler Satz vom gesell-
schaftlichen Sein, das das Bewusstsein 
bestimmt, und Londons Auffassung 
von der evolutionären Prägung des 
Menschen durch seine soziale und 
materielle Umwelt, fanden in Ent-
sprechung zueinander. Nur kommt 
bei London noch ein Schuss Darwin-
scher Überlebenskampf-Lehre hinzu. 
Das macht auch Londons eigenes So-
zialismusverständnis mit sozialdarwi-
nistischen Zügen aus, lässt ihn auch 

immer wieder am Menschen zweifeln, 
was in seinen rauen Geschichten vor 
allem des Nordens und Landstreich-
erlebens durchscheint. Londons Le-
ben wurde ohne feste elterliche Ob-
hut von früh an bestimmt, sich in der 
Welt und Halbwelt der boomenden 
Westküsten-Metropolen San Francis-
cos und Oaklands alleine durchzu-
schlagen und zu behaupten. Er wuchs, 
bedingt durch Umzüge der Familie, in 
den Slums beider Städte auf. In Oa-
kland, der Stadt jenseits in der Bucht 
von San Francisco, trat er 1895 in die 
High-School ein. Dazwischen liegen 
Jahre des Herumstromerns, in denen 
London immer wieder die Sklaverei 
der Kinderarbeit kennenlernte, um 
der Familie in ihrem Auskommen zu 
helfen und einer Frühreife, die ihn 
allzu schnell ohne richtige Kindheit 
erwachsen werden ließ Der leibliche 
Vater hatte Londons Mutter noch 
während der Schwangerschaft ver-
lassen und stritt die Vaterschaft ab. 
Ein späterer Partner der Mutter Flora 
Wellman, die spiritistischen Lehren 
anhing und ihren Sohn nie wirklich 
als Mutter annahm, kümmerte sich 
um ihn, von dem er auch den Namen 
angenommen hat. Denn eigentlich 
hieß er nach dem leiblichen Vater John 
Griffith Chaney. 1891 mit unglaublich 
frühen 15 Jahren, wurde er mit gelie-
henen 300 Dollar seiner Amme bereits 
Miteigner einer kleinen Schaluppe 
namens ‚Razzle Dazzle‘, mit der er in 
der Bucht von San Francisco kreuzte, 
mit seinen Saufkumpanen die staatlich 
geschützten Austernzuchten plünder-
te und das Diebesgut unter der Hand 
verhökerte. So wurde er bald zum 
„Prinzen der Austernpiraten“ und 
verschaffte sich Respekt. Er war als 
Erwachsener mittelgroß, kräftig von 
Statur, mit einer zähen Ausdauer. Und 
er lernte bald das Whiskeytrinken 
wie ein Alter. Als die Austernpolizei 
immer schärfer gegen die Räuber-
banden vorging, wechselte London 
die Seiten, wurde selbst Führer einer 
Patrouille der Fischereipolizei und 
stellte ihr des eigenen Vorteils wegen 
seine Kenntnisse des Diebswesens 
zur Verfügung. Da war er 16 Jahre 
alt. Zugleich war London bildungsbe-
flissen und wissenshungrig. Den Ver-
such, nach vorzeitigem Schulabgang 
1896 an der Berkeley-University 1897 
nochmal zu studieren, brach London 
trotz im Selbststudium erworbenem 
Hochschulzugang ab. Es konnte ihm, 

obwohl es ihn in Berührung mit ge-
hobener Bildungs- und Kulturwelt, 
Debattierclubs und erstmals der Soci-
alist Workers Party brachte, zu deren 
Boy-Socialist er wurde, nicht annä-
hernd das geben, was das Leben ihn 
täglich lehrte. Ein frühes Foto jener 
Tage zeigt London noch als Zeitungs-
jungen, wie er an einem Tisch der 
Hafenspelunke „Heinold’s First And 
Last Chance“ (Heinolds erste und letz-
te Gelegenheit) sitzt, den Kopf in die 
Hände gestützt hat und in die Lektüre 
eines aufgeschlagenen dicken Buches 
vertieft ist. Vielleicht eines jener Lexi-
konbücher, die er sich aus öffentlichen 
Leihbüchereien besorgte, aus denen 
er sich täglich einen Artikel einpräg-
te. Wissen bedeutete Macht für Lon-
don, durch Wissen sicherte man sich 
anderen gegenüber einen Vorsprung 
und Vorteil. Schneller und gewitzter 
sein als andere war seine damalige 
jugendliche Lebensdevise.  

Frühe sub-proletarische 
Erfahrungen

London wurde später trotz eigen-
nütziger Sozialisierung zum glühen-
den Sozialisten und Agitator, u. a. 
auch durch seine Erfahrungen unter-
wegs als Tramp entlang der Schienen-
stränge. Hier erfuhr er nicht nur den 
brutalen Konkurrenzkampf um die 
besten Plätze auf den Zügen, sondern 
auch Solidarität in den Lagern der Ho-
bos (Bahntramps), die gnadenlos der 
Willkür der bewaffneten Zugpolizei 
ausgesetzt waren. Nicht selten kam es 
zu Kämpfen auf den Zügen und gab 
es Tote auf beiden Seiten. In der Bay-
Area von San Francisco und Oakland 
lebten 1,5 Millionen Menschen in ärm-
lichen Verhältnissen. Die Depression 
von 1893/94 führte in ganz Amerika 
zu Millionen Arbeitslosen und Hun-
gernden. London schaufelte Kohlen 
im Heizwerk der Oakländer Straßen-
bahn, als Arbeiter dem Siebzehnjähri-
gen das einfache kapitalistische Prin-
zip des industriellen Mehrwerts er-
klärten: anstelle von zwei entlassenen 
Arbeitern, die je 40 Dollar im Monat 
erhielten, leistete er allein deren Pen-
sum für 30 Dollar. London, der eigent-
lich für ein Leben als Tramp plante, 
schloss sich nur halbherzig motiviert 
einem Sternmarsch von Arbeitslosen 
im ganzen Land auf die Hauptstadt 
Washington an. Unterwegs bildete 
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er mit anderen zusammen eine Art 
Vorhut, die Geldspenden einsam-
melte und Lebens-mittelgaben ent-
gegennahm, von denen sie das Beste 
für sich abzweigten. Der anfängliche 
Treck von 700 Teilnehmern aus dem 
Westen Richtung Osten, die Arbeits-
losenarmee des gewerkschaftlichen 
Anführers „General“ Kelly, schwoll 
bald auf über 2.000 an, die erreicht 
hatten, kostenlos per Bahn zu reisen. 
Der Kelly-Marsch verband sich mit 
der populistischen Bewegung um 
den Steinbruchbesitzer Jacob Coxey 
aus Ohio, verkrachter Demokrat und 
Initiator eines Wohlfahrtsplans sowie 
Organisator einer nationalen „Armee 
des Gemeinwohls“. Am 1. Mai 1894 
wurde Coxey jedoch in Washington 
verhaftet und wegen Störung des 
Friedens und Beleidigung der US-Re-
gierung angeklagt. Zu dem Zeitpunkt 
war Kellys Marsch erst in Iowa ange-
langt und hatte die für diesen Tag in 
der Hauptstadt geplante Vereinigung 
mit Coxeys Leuten verpasst. Die Mar-
schierenden zerstreuten sich bald und 
auch London verließ die Kelly-Armee. 
Er schlug sich als Zugtramp unter 
dem Namen „Sailor Jack“ allein wei-
ter Richtung Osten durch, wo er durch 
eine Reihe von größeren Städten kam 
und als nicht sesshafter Vagabund im 
Erie-County erstmals ein amerikani-
sches Gefängnis kennenlernte und 
in Ketten gelegt wurde. Er legte eini-
ge tausend Kilometer auf Schienen-
strängen zurück, bis er über Kanada 
wieder nach Oakland gelangte. 1902, 
nach seinen ersten größeren journa-
listischen Erfolgen, führte ihn ein Zei-
tungsauftrag in die Westend-Slums 
der britischen Hauptstadt London, wo 
er inkognito als amerikanischer See-
mann getarnt recherchierte. Darüber 
verfasste er die 1903 erschienene Sozi-
alreportage „The People of the Abyss“ 
(Die Menschen der Tiefe). Eigentlich 
sollte er über den Burenkrieg in Afrika 
berichten. London ergänzte seine Be-
richte in die USA des vorgefundenen 
sozialen Elends und der in ihm leben-
den Menschen durch zahlreiche Foto-
grafien mit handlicher neuer Kodak-
Technik und einklappbarer Kamera-
optik. Er hatte auch beim legendären 
Erdbeben 1906 in San Francisco seine 
Kamera dabei, um die schlimmen Ge-
bäudezerstörungen und verheerenden 
dreitägigen Brände, die den größten 
Schaden anrichteten, fotografisch fest-
zuhalten. Am meisten traf es die Ar-

beiter und armen Leute. In „Collier’s“ 
erschien am 5. Mai 1906 sein Report 
der sozialen Katastrophe „The Story of 
an Eye-Witness“ (Bericht eines Augen-
zeugen; in: „Geschichten vom Rande 
der Wirklichkeit“; s. Literatur). .   

Die Seereise mit der „Snark“

Jack London war begeisterter Foto-
graf und Seefahrer und so gibt es auch 
von seiner Seereise 1908/09 mit sei-
ner zweiten Frau Charmian mit dem 
selbst konstruierten Zweimast-Segler 
„Snark“ von San Francisco über Ha-
waii in die polynesischen und melane-
sischen Inselwelten bis nach Australi-
en viele unterwegs geschossene Fotos 
von den Besuchen auf Hawaii, Tahiti, 
den Marquesas, Fidschis, Samoa, Neu-
en Hebriden und Salomonen, wo sie 
auf Guadalcanal Station machten. Sie 
fanden mit Texten Eingang in einen 
illustrierten Reisebildband „Die Fahrt 
mit der ‚Snark‘“, basierend auf dem 
Logbuch, das Londons Frau führte 
und gelten heute als ethnographische 
Zeugnisse von besonderem Wert. 
Ähnlich wie B. Travens illustriertes 
Reise-Buch „Land des Frühlings“ über 
die indigene Urwald-Bevölkerung im 
mexikanischen Bundesstaat Chiapas. 
Der Besuch der Südsee war auch eine 
Reminiszens Londons an zwei von 
ihm verehrte große Schriftsteller-Vor-
bilder: Herman Melville und Robert 
Louis Stevenson. Sie hatten ihr Leben 
zeitweise auf den Marquesas und 
Samoa verbracht. Doch als London 
dort eintraf, existierten die von bei-
den Dichtern beschriebenen paradie-
sischen Inselwelten nicht mehr bzw. 
hatten sich zivilisatorisch sehr verän-
dert. Vielfach wurden die Eingebore-
nen auf den Inseln von den Weißen 
zur Plantagenarbeit gezwungen. Im 
Roman „Die Insel Berande“ schildert 
London eine Eingeborenenrebellion 
gegen die weißen Ausbeuter. Und in 
„Die Meuterei auf der Elsinore“ war 
der Aufstand der Mannschaft eines 
Segelschoners Gegenstand einer ty-
pischen Roman-Erzählung Londons. 
Immer galt sein Blick und seine Par-
teinahme den Erniedrigten und Be-
leidigten.   

Der Segeltörn, der eigentlich als 
mehrjährige Weltreise geplant war, 
fand in Sydney ein vorzeitiges Ende, 
da sich London und mehrere Besat-
zungsmitglieder in der Südsee neben 

der Malaria eine seltsame Krankheit 
mit Geschwüren am Körper zuge-
zogen hatten, die dringende medizi-
nische Behandlung mit metall- und 
quecksilberhaltigen Salben und Me-
dikamenten erforderten. Das Schiff 
kam noch vor Ort unter den Hammer. 
Die schwer verträgliche Behandlung 
mit der an Nebenwirkungen reichen 
Medizin setzte London erheblich zu 
und verschlechterte trotz Genesung 
nach der Rückkehr seinen allgemein 
angeschlagenen Gesundheitszustand 
weiter. Es machte London mehr und 
mehr schwermütig und mürbe, seine 
einst strotzende Konstitution schlei-
chend dahinschwinden zu sehen und 
widersprach seiner Auffassung vom 
überlegenen starken Leben. Er setzte 
gegen seine Schmerzen zunehmend 
Morphium und Laudanum, zwei star-
ke Schmerz- und Betäubungsmittel, 
ein und wurde abhängig davon. So 
wie er zuvor schon in Jugendjahren 
vom Alkohol abhängig geworden war, 
worüber er in seinen autobiografi-
schen Romanen „Martin Eden“ (1908), 
gleichzeitig ein Bildungsroman, und 
„König Alkohol“ (John Barleycorn; 
1912) freizügig Auskunft gab, ohne 
sich deshalb für krank zu halten. Er 
war, was man einen „kontrollierten“ 
oder „Pegel-Trinker“ nennen könnte. 
Immer wieder lagen zwischen seinen 
Exzessen längere abstinente Phasen, 
zumal es auch die Ehe mit Charmian 
stark belastete. Noch kurz vor seinem 
Tod schrieb London in einem Brief: 
„‘Martin Eden‘ und ‚Der Seewolf‘ (…) 
waren Proteste gegen die Philosophie 
Nietzsches, insofern die Philosophie 
Nietzsches die Stärke und den Indivi-
dualismus selbst bis zum Kriege und 
zur Zerstörung vertritt und sich gegen 
Zusammenarbeit, Demokratie und 
Sozialismus wendet. Der Weltkrieg 
ist die logische Folge der Philosophie 
Nietzsches.“ (zit. nach Recknagel, S. 
195).

Alaska-Abenteuer und erste 
Literaturerfolge

Gelingen und Scheitern lagen bei 
Jack Londons selfmade Unternehmun-
gen nicht selten eng beieinander. Von 
seinem nur knapp elf Monate dauern-
den Trip 1897/98 zu den neu entdeck-
ten Goldfeldern im Klondike-Distrikt 
am Yukon in Nordwestkanada und 
Ost-Alaska, kehrte er vorzeitig we-
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gen einer ernsten Skorbuterkrankung, 
auch „arktische Lepra“ genannt, und 
körperlicher Erschöpfung zurück, die 
auch sein Gebiss arg ramponierte. Die 
täglichen Mühen der schweren Trans-
porte von Ausrüstung über schneebe-
deckte Pässe, unwegsame Pfade und 
hunderte von Kilometern mit selbst-
gebauten Flößen auf dem wilden Yu-
kon; das oft wochenlange Ausharren 
im Winter in Eis, Schnee und arkti-
scher Dunkelheit und Kälte, setzte 
London hart zu und zehrte an sei-
nen jungen Kräften. Es prägte sich 
ihm unauslöschlich als „das weiße 
Schweigen“ ein. Was er dabei selbst 
erlebte und an Lagerfeuern und 
bei Blockhüttenaufenthalten von 
anderen hörte und aufschnappte, 
begründete mit den Alaska- und 
Nordlandgeschichten Londons 
erste schriftstel-lerischen Versuche 
und späteren Erfolge. 1899 erschien 
eine erste Geschichtensammlung 
„Odyssee des Nordens“. Er avan-
cierte darüber zum meisterlichen 
Kurzgeschichten-Erzähler, seinem 
eigent-lichen literarischen Genre. 
In strenger Selbstdisziplin legte 
er sich auf, täglich 1.000 Worte zu 
schreiben. Obwohl Alaska für ihn 
nur eine kurze Episode blieb, er 
trotz eines erworbenen Claims nur 
mit lächerlichen vier Dollar und 
ein paar Cent Goldstaubausbeu-
te zurückkam, prägte sie sich tief 
ein. Ohne Alaska kein schreibender 
Jack London. Sein „Gold“ war hin-
fort literarischer Art. Stilistisch be-
deutsam und wegweisend sind die 
in Dualität zueinander stehenden 
beiden Romane „Ruf der Wildnis“ 
und „Wolfsblut“ als Kern und Basis 
seines ganzen literarischen Schaffens. 
In ersterem geht es um die Verwil-
derung eines Wolfshundes, der aus 
menschlicher Zivilisation ausbricht 
und zum Leittier eines Wolfsrudels 
wird. Im zweiten um die umgekehrte 
Entwicklung der Zähmung und An-
passung eines Wolfsmischlings an die 
Menschen. Beides steht sinnbildlich 
und allegorisch für die zwei Tenden-
zen in Londons Wesen: den Zug zum 
sesshaften, geborgenen Häuslichen, 
das er kaum kennengelernt hatte und 
den ruhelosen Abenteuerdrang in die 
Wildnis und zum Reisen, zwischen 
denen er zeitlebens schwankte, ähn-
lich wie in der Charakterdualität im 
„Seewolf“. Heimkehr und Flucht. Das 
Bild eines Wolfes wurde fortan auf 

allen ersten Buchcovern zu Londons 
Markenzeichen. 

Das allererste literarische Werk 
Londons war jedoch seine Schilde-
rung einer Sturmfahrt 1893 als junger 
Vollmatrose auf dem Dreimast-Rob-
benfangschiff „Sophia Sutherland“ 
im Nordmeer. Sie mündete in die Er-
zählung „Ein Taifun vor der japani-
schen Küste“, mit der London gleich 
den 1. Preis im Zeitungswettbewerb 

des „San Francisco Call“ errang. Lon-
don orientierte sich in Themen, Stil 
und philosophischem Schreiben u. 
a. am Dschungelbuchautor Rudyard 
Kipling und den finster-makabren 
Fantasy-Stoffen von Edgar Allen Poe. 
Über Kipling schrieb London 1901 
den zwei Jahre später in „The Reader“ 
publizierten Essay „These Bones Shall 
Rise Again“ und über Poe die 1903 in 
„The Critic“ erschiene Abhandlung 
„The Terrible and Tragic in Fiction“ 
(beide dt. in: „Geschichten vom Rande 
der Wirklichkeit“; a.a.O.). Als London 
um 1900/01 nach etwa zwei Jahren der 
Mühen den Durchbruch endlich ge-
schafft hatte, avancierte er zu einem 
bedeutenden modernen amerikani-
schen Schriftsteller und Autor, neben 

Mark Twain, Ambrose Bierce, Henry 
James, Theodore Dreiser und Upton 
Sinclair, an dem sich spätere Größen 
wie z. B. Ernest Hemingway oder John 
Steinbeck orientierten. London, als 
politischer Schriftsteller weitgehend 
vergessen, wurde und wird noch heu-
te in aller Welt als Autor von Abenteu-
ergeschichten gelesen und geliebt. Ob-
wohl Reisen, wie er sie zu Land und 
Wasser unternahm, heute nicht mehr 

so exklusiv den Reiz des Abenteu-
erlichen und Exotischen haben und 
zur Routine wurden, während sie 
heute eher die Faszination ausüben 
einer Zeit und Welt, die nicht mehr 
existiert                                                                          

Soziale Gemeinschaft 
– ökologischer Landbau – 
Tierzucht 

Im kalifornischen Glen Ellen/
Sonoma County, im zauberhaften 
Moon Valley (Mondtal), erwarb 
der Autodidakt Jack London von 
seinen inzwischen reichlich flie-
ßenden Verlags-Tantiemen 1905 
ein 50 Hektar großes Ranchanwe-
sen, genannt die „Beauty Ranch“ 
(Schöne Farm), die er ab 1910 zu 
einer Modellfarm ausbauen woll-
te. Wo er nach nachhaltigen Ge-
sichtspunkten ohne Kunstdünger 
Gemüse- und Früchteanbau und 
Pferde- und Viehzucht betrieb, ex-
klusive Baumpflanzungen anlegte 
und mit neuen Schweinehaltungs-
methoden experimentierte. Lon-
don war der Erste in Kalifornien, 
der für sein geerntetes Getreide 
Silos aus Beton baute. Damit ver-

banden sich ursprünglich für London 
durchaus nicht nur unternehmerische 
Zwecke, um damit Geld zu verdienen, 
sondern auch sozialgemeinschaftliche 
Ziele, die sich auch von Sozialutopien 
nährten wie jenen von Robert Owen 
oder Edward Bellamy. Nicht nur 
Agrarmodell, sondern auch Grund-
stein vielleicht für eine sozialistische 
Künstlerkolonie oder Siedlung. Die 
Beauty Ranch wuchs und entwickelte 
sich zum Treffpunkt für allerlei nam-
hafte Persönlichkeiten der Region, 
engere Vertraute, politische Freun-
de von der Sozialistischen Partei bis 
hin zu Tramps und Vagabunden, die 
vorbeischauten. London scheint eine 
soziale Ausweitung des Projekts ir-
gendwann nicht weiter verfolgt zu 
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im Mondtal mitten im kalifornischen 
Urwald gelegen, brannte im August 
1913 bis auf die stützenden Grund-
mauern aus Lavagestein ab, kaum 
dass es auf die Fertigstellung zuging. 
Ob aus Brandstiftung blieb unklar. 
Liegen gelassene ölige Lappen sollen 
sich selbst entzündet haben, hieß es 
hinterher. London, der diesen Tief-
schlag kaum noch mal verwand, hat-
te es auf einer Grundfläche von 1.500 
m² selbst entworfen, auch als Gäste-
haus gedacht, überwiegend erbaut 
aus Holz mit 29 Zimmern und einem 
ausgeklügelten Wasserleitungssystem 
für ein Schwimmbassin mit aus heißen 
Quellen fließend warmem und kaltem 
Wasser und legte beim Bau selbst mit 
Hand an. In Alaska hatte er gelernt, 
wie man stabile Holzhäuser baut.  

Das aufwendige Projekt, wegen 
dem man London bisweilen auch 
schon mal Größenwahnsinn attes-
tierte, fraß seine Geldmittel auf und 
zwang ihn zu weniger anspruchsvol-
ler Schriftstellerei, die ihn  zeitweilig 
zum verhassten „Schreibsklaven“ 
machte. So entstanden z. B. Stories 
wie das unvollendete Romanfrag-
ment „Das Mordbüro“, das erst in den 
1960er Jahren lange nach Londons Tod 
von Robert L. Fish im London-Stil zu 
Ende geschrieben wurde. Sein bester 
Kurzhornstier brach sich bei einem 
Sturz das Genick. Der Paradezucht-
hengst ‚Shire‘ verendete durch Gift. 
Früher als andere erkannte London 
die Möglichkeiten des neuen Stumm-
films, wovon er sich Geldeinnahmen 
erhoffte. Er stieg ins Filmgeschäft ein 
und gründete die Firma Bosworth 
Inc. Ein Darsteller mit kräftiger Statur, 
ähnlich London selbst,, Jack Bosworth, 
spielte die Hauptfigur in London-
Abenteuer-Geschichten. Da man es 
mit Filmrechten damals noch nicht 
so genau nahm, entstanden Parallel-
produktionen anderer Firmen, so dass 
man als Echtheitszertifikat Londons 
Filmen stets einige Filmszenen mit 
ihm selbst voranstellte, die wenigen, 
die es von ihm gibt. 1913/14 entstan-
den so sieben Filme, darunter erstmals 
„Der Seewolf“, die jedoch nur ein lau-
es Echo fanden. Das frühe Pionierki-
no wurde vom Publikum noch nicht 
wirklich ernst genommen. Zudem 
behinderte der Weltkrieg ab 1914 den 
Vertrieb. Die Filmerei wurde ein wei-
terer London-Flop, von der nicht viel 
erhalten blieb. Schließlich zu erwäh-
nen ist noch das private Unglück des 

haben, nachdem er erkennen musste, 
dass seine Beauty Ranch mehr Ärger 
und Verluste einbrachte als Nutzen 
und Fortschritt. Er ließ deshalb seine 
Stiefschwester Eliza London-Shepard 
zu sich kommen, die auch während 
seiner häufigen Abwesenheiten auf 
Reisen in Begleitung seiner Frau mit 
strengem Regiment zur verlässlichen 
Hilfe bei der Führung der Farm und 
den Finanzgeschäften wurde.

Fehlschläge, Katastrophen und 
früher Tod

Typisch für Jack Londons Land-
wirtschaftsexperiment war es, dass 
seine Schweine es in einer sauberen 
Stallung, deren Boden und Wände mit 
Beton ausgegossen waren, hygienisch 
besser haben sollten, als in dem Dreck, 
in dem sie sonst hausten. Man sprach 
vom aufwendig errichteten, runden 
Stall aus Natursteinen schon belustigt 
vom „Schweinepalast“ (Pig’s Palace). 
Die kreisförmige Bauform sollte es 
einem einzigen Mann rationell erlau-
ben, von einer zentralen Futterstelle in 
der Mitte aus die Tiere in 17 Gruben 
zu versorgen. Aber die empfindlichen 
Schweine zogen sich vom kalten Beton 
Lungenentzündungen zu. Londons 
nach eigenen Entwürfen gebaute Se-
gelyacht „Snark“ wies aufgrund in 
der Eile des Aufbruchs schlecht aus-
geführter Dichtungsarbeiten nach 
ersten stürmischen Belastungen auf 
hoher See schwere Leckagen auf, so 
dass man zu monatelangen Repara-
turen auf Hawaii ausharren musste. 
Die Schiffscrew einschließlich des 
Kapitäns, eines Onkels seiner Frau, 
erwies sich als ungeeignet und wur-
de in Hawaii ersetzt. London lernte in 
kurzer Zeit die Grundkenntnisse der 
Hochseenavigation und steuerte den 
Schoner von da an selbst. Die Vulka-
ninseln im mittleren Pazifik wurden 
auch später noch für das Ehepaar Lon-
don zum Fluchtpunkt und seelischen 
Refugium, wo Jack und Charmian zu 
Fuß und Pferd das Land durchstreif-
ten, Jack an den Stränden surfte, zum 
Salonlöwen avancierte und politische 
und literarische Vorträge hielt. Die 
jungen Setzlinge einer aufwendig an-
gelegten Eukalyptusbaumpflanzung 
im Mondtal, von der sich London 
einmal einen einträglichen Gewinn 
versprach, gingen ein. Sein späteres 
Traumhaus, das riesige „Wolfshaus“ 

Paares, dass ein Kind vor und eines 
bei der Geburt starben. Alles in allem 
eine zu massive Anhäufung von Plei-
ten und Unglücken, die an Londons 
mentaler Verfassung nicht spurlos 
vorübergingen, ihn psychisch stark 
belasteten und depressiv zermürbten. 
Er las in jenen Tagen C. G. Jungs „Die 
Psychologie des Unbewussten“. Er aß 
üppige fette Speisen, hatte stark zuge-
nommen, bekam ein aufgedunsenes 
Gesicht und war schwer nierenkrank. 
Offiziell war die Angabe Nierenversa-
gen die Ursache seines vorzeitigen To-
des. Lange hielt sich unter Biografen 
aber auch die Version, London hätte 
sich das Leben genommen, was an-
gesichts seines übermäßigen Alkohol- 
und Zigarettenkonsums und seiner 
Morphiumsucht  durchaus im Bereich 
des Möglichen lag, zumal sich an sei-
nem Bett auch zwei leere Morphium-
phiolen fanden. Er, der Macher und 
Unternehmer, der „Übermensch“ und 
Kämpfer für Sozialismus, hätte dann 
so durch Krankheit gezeichnet und 
frühzeitig gealtert nicht mehr weiter 
leben und leiden wollen. Der deutsche 
Biograf Alfred Hornung verweist die 
unbewiesene Suizid-These jedoch ins 
Reich der Mythenbildung. 

London, die mexikanische 
Revolution und die Sozialisten   

Man könnte vielleicht sagen, dass 
London in seinem kurzen Leben 
je mehr von seiner sozialistischen 
Orientierung verlor, desto mehr er 
zum eigenen Unternehmer wurde, 
der auf seiner Ranch auch Land-
arbeiter beschäftigte. Seine eigene 
Theorie von der evolutionären Prä-
gung durch die Umstände schien 
ihn einzuholen. London war über 
die erfahrenen praktischen Miss-
erfolge und Schicksals-schläge ein 
anderer geworden und verbitterte 
zusehends. Als Kriegsberichterstat-
ter für „Collier’s Weekly“ in Mexiko 
1914, schimpfte er auf die anfangs 
von ihm unterstützten Sozial- und 
Bauernrevolutionäre, die seit 1910 
den gewaltsamen Umsturz betrieben 
und einen Guerillakrieg  gegen die 
Regierung führten. In seiner Solida-
ritätsdresse von 1911 schrieb er noch: 
„Wir Sozialisten, Anarchisten, Hobos, 
Hühnerdiebe, Gesetzlose und in den 
Vereinigten Staaten unerwünschte 
Bürger sind mit Herz und Seele mit 
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Euch in Eurem Kampf, Sklaverei und 
Autokratie in Mexiko zu stürzen.“ 
Nun nannte er sie einen Haufen von 
Banditen, die nur noch für ihren ei-
genen Vorteil kämpften. Sie sollten 
damit seiner Ansicht nach zu einem 
Ende kommen, das Land bräuchte 
dringend Stabilität, die ihm nur die 
USA gewähren könnten. Doch letz-
tere Einschätzung zielte ziemlich 
an der Wirklichkeit vorbei. London 
selbst setzte mit einem amerikani-
schen Kriegsschiff nach Mexiko über, 
was ihm seine Genossen verübelten. 
US-Marines intervenierten im südli-
chen Nachbarland und besetzten die 
wichtige Hafenstadt Veracruz. Das 
Ziel dieser von London begrüßten 
Einmischung war nichts als Kanonen-
bootpolitik im eigenen Hinterhof, um 
amerikanische Interessen an mexika-
nischem Öl zu wahren und ein Über-
greifen der Unruhen auf US-Gebiet 
zu verhindern. Die US-Regierung, 
die seit um 1900 eine Außenpolitik 
des „Big Stick“ (großer Prügel) be-
trieb, trat im Jahr nach Londons Tod 
in den Ersten Weltkrieg ein und ging 
daraus endgültig als erste imperiale 
Supermacht in Ablösung des briti-
schen Empire hervor.   

Schließlich traten London und 
seine Frau sogar 1916 einige Mona-
te vor seinem Tod noch aus ihrer  
Heimatsektion  der Socialist Party in 
Glen Ellen aus. Doch nicht, wie man 
vielleicht annehmen mochte, weil er 
zur Gegenseite übergelaufen wäre. 
In seiner brieflichen Austrittserklä-
rung schrieb er u. a.: „Ich verzichte 
auf die Mitgliedschaft in der Sozia-
listischen Partei, weil es ihr an Feuer 
und Kampfgeist gebricht und weil sie 
die Energie im Klassenkampf verlo-
ren hat (…). Weil die ganze Richtung 
des Sozialismus in den Vereinigten 
Staaten in den letzten Jahren nach 
Versöhnung und Kompromiss neigt, 
erlaubt mir meine Gesinnung nicht 
länger, ein Mitglied der Partei zu 
bleiben. Darum meine Resignation, 
darum mein Rücktritt (…). Im Na-
men der Revolution, J. L. (zit. nach 
Recknagel, S. 256/57). Dass Londons 
Begründung und persönliche Zwei-
fel nicht ganz aus der Luft gegriffen 
waren und auch von anderen geteilt 
wurden, zeigte schon ein Jahr zuvor 
ein Londons Kritik bestätigender 
Beitrag im „American Socialist“, der 
auf die Gefahr einer reformistischen 
Parteientwicklung hinwies und die 

Verdrängung revolutionärer Idea-
le zugunsten bloßen Stimmenfangs 
kritisierte. Londons Rückzug blieb 
unter Genossen nicht ohne Kontra. 
Bei Recknagel heißt es dazu: „Sozia-
listen aus Oakland stellten fest, dass 
der Genosse London schon lange 
den Kontakt zu ihrer Partei verloren 
habe, weil er es beispielsweise abge-
lehnt hatte, in ihren Versammlungen 
zu sprechen. Es könnte also gar nicht 
stimmen, dass er ‚bis zum heutigen 
Tag ein kämpfendes Mitglied‘ gewe-
sen sei.“ (S. 258). London konterte 
dies wiederum und verwies darauf, 
mit dem geschriebenen Wort seiner 
Schriftstellerei weit mehr Menschen 
erreicht zu haben als mit dem gespro-
chenen auf Versammlungen. Aussage 
gegen Aussage, aber auch, wie Reck-
nagel meint, ein Aufweis sich „im 
Kreis“ drehender „Rechtfertigungen“ 
(Recknagel, ebd.).

Die wichtigen politischen Jahre

Etwa die ersten fünf Jahre nach 
der Jahrhundertwende waren poli-
tisch seine produktivsten. Er hielt an 
vielen Orten und zu sich bietenden 
Gelegenheiten für die Socialist Party 
Reden und Vorträge. Er agitierte bei 
Kundgebungen auf der Straße und 
schrieb politische Artikel. Er unter-
stützte die Aktivitäten der Unions 
(Gewerkschaften) und spendete Geld, 
wusste er doch als Intellektueller aus 
seinen eigenen Erfahrungen bestens 
Bescheid über die Bedingungen der 
arbeitenden Menschen und ihrer so-
zialen Nöte und Kämpfe. 1904 war 
London für die Hearst-Presse Kor-
respondent im Russisch-Japanischen 
Krieg, gelangte dabei auch nach Ko-
rea, doch nie nah genug heran an die 
Kampfgebiete. Dafür beeindruckte 
ihn die natürliche Anbauweise der 
Bauern ohne zusätzliche Dünger oder 
den Boden auszulaugen. Die Revolu-
tion von 1905 in Russland begrüßte er 
aus voller Überzeugung. Die Essays 
„Wie ich Sozialist wurde“ (1902), „Re-
volution“ und „Klassenkrieg“ (Class 
War; 1905), eine Artikelsammlung, 
die zeitlich eng beieinander liegend 
abgefasst wurde, offenbarten seine be-
obachtenden und analytischen Fähig-
keiten, auch wenn Londons Kenntnis 
des Marxismus nicht die profundeste 
war. Der US-Publizist und Historiker 
Philip S. Foner veröffentlichte 1964 

die umfangreiche Sammlung „The 
Social Writings of Jack London“ (Jack 
London: Soziale Schriften), der er sei-
ne eigene ausführliche Studie „Jack 
London: American Rebel“ (S. 3-130) 
voranstellte. Sie liegt nur in Englisch 
vor, ist aber die vielleicht zutreffends-
te knappe Betrachtung zur Einord-
nung von Londons politischem Werk. 
London bewarb sich in seiner Hei-
matstadt Oakland auch mehrfach um 
das Bürgermeisteramt, ohne Erfolg. 
Er kam über knapp 1.000 Stimmen 
nie hinaus. Im Gegenteil brachte ihm 
das sogar einen zeitweiligen Boykott 
seiner Schriften ein. Der DDR-Lite-
raturwissenschaftler Rolf Recknagel, 
bekannt auch für seine biografischen 
Studien zu Oskar Maria Graf und B. 
Traven, zitiert London in einer kennt-
nisreichen Biografie (1976) aus Äuße-
rungen bei Vorträgen in den Winter-
monaten 1904, als er im literarisch-
philosophischen John-Ruskin-Club 
über Fragen des Sozialismus und der 
Kunst sprach: „Ich bin Sozialist, ers-
tens weil ich als Proletarier geboren 
wurde und bald erkannte, dass der 
Sozialismus die einzige Rettung für 
das Proletariat ist; zweitens weil ich, 
als ich aufhörte, Proletarier zu sein ein 
Parasit (ein Kunstparasit, wenn Sie 
wollen) wurde, erkannte, dass der So-
zialismus die einzige Rettung für die 
Kunst und den Künstler ist“ (S. 173). 
Mit der Aktivistin und Frauenrecht-
lerin Anna Strunsky ging er während 
der ersten Ehe, aus der die Töchter 
Joan und Becky hervorgingen, eine 
vorübergehende Schaffens- und Lie-
besliaison ein, die auch eine geistige 
Bereicherung und Ergänzung dar-
stellte. Wie nach ihr Londons zweite 
Frau Charmian Kittridge (ab 1905), 
eine emanzipierte Reederstochter, in 
privater Hinsicht, übte Anna Strunsky 
bis zum Bruch 1902 politisch einigen 
Einfluss auf London aus, führte ihn 
auch in sozialistische Kreise ein. Un-
ter dem Titel „The Kempton-Wace-
Letters“(1901) veröffentlichten sie 
ihre politische Korrespondenz mitei-
nander. Charmian und Jack wuchsen 
immer mehr zusammen und ergänz-
ten einander auch intellektuell und 
in ihren kulturellen Interessen, vor 
allem der Reiselust in fremde Länder. 
Sie war intelligent, vornehm, gebildet, 
sportlich, wie Jack eine begeisterte 
Reiterin und sie konnte Maschine 
schreiben, korrigierte und tippte Lon-
dons Manuskripte.  
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Biografische und politische Werk-
Rezeption 

Im Roman „The Liitle Lady of the 
Big House“ (1916) setzte London sei-
ner resoluten, libertin gesonnenen 
Frau Charmian literarisch ein Denk-
mal. Sie betrieb dafür nach Londons 
Tod in ihrer eigenwilligen, zwei-
bändigen London-Biografie „Jack 
London - Sein Leben und Werk“ (dt. 
1929) eine Glättung und Beschöni-
gung der dunklen Seiten ihres Mannes 
und strickte an einem verklärenden 
London-Mythos. Es wurde eingangs 
schon erwähnt, dass man in der me-
dialen Rezeption Londons politische 
und unternehmerische Dimension 
allzu leicht ausklammert und gerne 
übergeht. Dankenswerter Weise hat 
der ISP-Verlag die Sammlung „Krieg 
der Klassen - sozialistische Schriften“ 
herausgegeben (1986), in der u. a. die 
Beiträge „Wie ich Sozialist wurde“, 
„Was mir das Leben bedeutet“, „Vor-
wort zu ‚Krieg der Klassen‘“, „Der 
Klassenkampf“, „Revolution“, „An 
die lieben, tapferen Genossen der me-
xikanischen Revolution“, „Austrittser-
klärung aus der Sozialistischen Partei“ 
auf Deutsch vorliegen und die neben 
einem Brief Trotzkis vom Oktober 
1937 an Londons  erste Tochter Joan 
eine ausführliche Nachbetrachtung 
„Jack London und die amerikanische 
Arbeiterbewegung“ (S. 203-250) von 
Paul Kleiser beinhaltet. In seinem Brief 
an die „Genossin London“ berichtet 
Trotzki aus seinem neuen mexikani-
schen Exil, wie sehr ihn die erstmali-
ge Lektüre von Jack Londons Sozia-
lutopie „Die eiserne Ferse“ (The Iron 
Heel; 1906) „überrascht“ habe „durch 
die Kühnheit und Unabhängigkeit 
[der] geschichtlichen Vorhersage“ des 
Buches. Der englische Schriftsteller 
und selbst Sozialist, George Orwell, 
kam freilich in seinem Vorwort zu 
Londons „Love of Live“ (Die Liebe 
zum Leben) zu einer differenzierte-
ren Bewertung. Über Londons uto-
pisches Buch schrieb er: „‘Die eiserne 
Ferse‘ ist kein gutes Buch. Insgesamt 
haben sich die Voraussagen des Bu-
ches nicht bestätigt. Seine Zeitabfol-
ge und die geographischen Angaben 
sind lächerlich. London machte den 
Fehler vieler seiner Zeitgenossen, in-
dem er annahm, dass die Revolution 
zuerst in den hochindustrialisierten 
Ländern ausbrechen würde. Aber in 
vielen Punkten hatte London richtig 

gesehen, wo alle anderen sich irrten. 
Und er hatte recht dank seiner Cha-
raktereigenschaft, die ihn auch zu ei-
nem guten Kurzgeschichtenschreiber 
machte und zu einem wenig verläßli-
chen Sozialisten.“ (zit. nach Ayck, S. 
141). Im utopischen Kurzroman „The 
Scarlet Plague“ (Die Scharlachpest), 
veröffentlicht zwischen Juni und Sep-
tember 1913 im „American Monthly 
Magazine“ (dt. in: „Geschichten vom 
Rande der Welt“; a.a.O.), findet sich 
der erstaunlich genau vorausschau-
ende Satz „Die Welt war voller Men-
schen. Die Volkszählung des Jahres 
2010 ergab acht Milliarden für die 
ganze Welt - ….“ Eine positive deut-
sche Resonanz auf „Die eiserne Ferse“ 
zeigte sich darin, dass im Zentralorgan 
der KPD, Rote Fahne, von Januar bis 
April 1923 der utopische Roman in 
Fortsetzung abgedruckt wurde. Ge-
samtbewertend urteilte die Rote Fahne 
im November desselben Jahres: „Und 
doch, obwohl solche Schwankungen 
und Abirrungen von den Grundsät-
zen und der proletarischen Ideologie 
im Gesamtwerk Jack Londons wie in 
seinem Leben manchen Schatten hin-
terlassen, bleibt er einer der Unseren“ 
(zit. nach Recknagel, S. 194).  

Es sind vor allem die älteren Bio-
grafien wie die von Irving Stone („Zur 
See und im Sattel“; Berlin 1948) oder 
Robert Barltrop („Jack London: The 
Man, the Writer, the Rebel“; Lon-
don1976), die authentisches Materi-
al aus erster Hand liefern. Londons 
Witwe und seine Halbschwester Eliza 
Shepard übergaben Stone einen Groß-
teil von Londons privatem,  literari-
schem und essayistischem Nachlass: 
Privatbriefe, Bibliothek, Rechnungs-
bücher, Papiere, Korrespondenz, 
Aufzeichnungen, Manuskripte und 
Familien-dokumente. Die Büchergilde 
Gutenberg hat 1982 zu ihrer Auswahl-
Edition mit Werken Jack Londons die 
überaus interessante London-Biogra-
fie von Andrew Sinclair hinzugefügt, 
Dem britischen Novellisten, Histori-
ker und Kritiker Sinclair ist bisher die 
vielleicht genaueste, weil „objektivste“ 
Darstellung von Londons Werk und 
Leben gelungen, mit einem umfang-
reichen Anmerkungsteil, die auch die 
fragwürdige Seite Londons kritisch 
einbezieht. Ihm diente auch noch 
persönlich die London-Tochter Joan 
(1901-1971) als informelle Gewährs-
person, die über Jahrzehnte als enga-
gierte, schreibende Gewerkschaftlerin 

politisch in die sozialistischen Fuß-
stapfen ihres Vaters trat. Sie schrieb 
mit „Jack London and his Times“ eine 
bemerkenswerte Werk-Biografie über 
ihren Vater, deren  „sorgfältige Objek-
tivität“ bei der Schilderung der ge-
sellschaftlichen Situation, wirtschaft-
lichen Entwicklung, philosophischen 
Ideen und politischen Strömungen, 
die ihren Vater trugen, Robert Barl-
trop lobend hervorhebt. Vor allem 
Sinclair bleibt jedoch auf kritische Di-
stanz zu all jenen, die London in die-
se oder jene Richtung vereinnahmen 
wollen und hinterfragt auf bisweilen 
ironische Weise jegliche damit ver-
bundene Mythen- und Legendenbil-
dung. Eine Reihe neu erschienener 
Biografien erfolgte anlässlich des 100. 
Todestags von Jack London am 22. 
November 2016, von denen sich die 
reich illustrierte von Viotte/Mauberret 
besonders abhebt. die auch durchaus 
Neues zum bekannten biografischen 
Bild des Schriftstellers beiträgt. Ein 
bibliophiles Kleinod stellt die Neuver-
öffentlichung auf Deutsch des Snark-
Reisebuches dar.

EK/HB, 5. März.2019

Literatur/Quellen (kl. Auswahl):
TV-Dokumentation: „Jack London - Ein 

amerikanisches Original“ (F, 2016; Regie: 
Michel Viotte); Arte, 3.12.2016/19.2.2019. 
Thomas Ayck: Jack London in Selbstzeug-

nissen und Bilddokumenten. Reinbek b. 
Hamburg 1976. Philip S. Foner (Ed.): The 
Social Writings of Jack London. Sicaucus, 

N. J. (USA) 1964. Alfred Hornung: Jack 
London. Abenteuer des Lebens. Darmstadt 

2016. Michael Krausnick: Jack London 
(Portrait). München 2006. Jack London: 

Krieg der Klassen - sozialistische Schriften. 
Hrsg. von Paul B. Kleiser und Christian 

Geyer. Frankfurt/M. 1983. Ders.: Geschich-
ten vom Rande der Wirklichkeit. Erzäh-

lungen und Essays. Frankfurt/M. - Berlin 
1985. Rolf Recknagel: Jack London. Leben 

und Werk eines Rebellen. Berlin (Ost) 
1976. Michel Viotte u. Noel Mauberret: 

Die vielen Leben des Jack London. Mün-
chen 2016. Londons Romane und Story-

Sammlungen sind zahlreich in deutschen 
Verlagen erschienen. Von den politischen 
Schriften wurden meist nur die Sozialre-

portage „Menschen am Abgrund“ und die 
Utopie „Die eiserne Verse“ aufgelegt. Der 

politische Schriftsteller London bleibt im 
Deutschen bis auf die genannte Ausnahme 

ausgeklammert.  
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Zu allen Zeiten seit dem Er-
scheinen des Marx‘schen 
Hauptwerks Das Kapital 

sind Fragen gestellt worden, was 
uns Marx zu Umwelt und Ökologie 
zu sagen hat. Anlässe dazu gab es in 
den 1970er Jahren mit wissenschaft-
lichen Studien wie „Die Grenzen des 
Wachstums“ (1972) des Club of Rome 
oder „Global 2000“ (1977), in Auftrag 
gegeben von der Regierung Carter in 
den USA. Später folgten internationale 
Abkommen zur Erhaltung des Klimas 
wie die von Rio de Janeiro (1992) und 
von Paris (2015). Verschärft wird die 
Debatte in der gegenwärtigen Ära 
des akuten Klimawandels. Von Kriti-
kern des Marxismus ist der Vorwurf 
erhoben worden, dass die marxisti-
sche Theorie einen unerschütterlichen 
Fortschrittsglauben predige, der sich 
darauf stütze, dass mit menschlicher 
Technik die Natur vollkommen be-
herrschbar sei, wenn nur erst die ka-
pitalistische Gesellschaft revolutionär 
überwunden und die Profitlogik mit 
ihr verschwunden sei. Marx‘ Fort-
schrittsoptimismus leite sich dem-
nach aus seiner Bewunderung für die 
kapitalistische Produktionsweise und 
die in ihr herrschende Bourgeoisie ab, 
die sich aus den entsprechenden his-
torischen Abschnitten im Kommunis-
tischen Manifest ergebe. Marx habe 

wegen dieses „Produktivkraft-Fetischs“ 
und seiner anthropozentrischen Sicht 
(der Mensch als Mittelpunkt allen Ge-
schehens in der Welt) zu Erkenntnis-
sen über Ökologie und Umweltfragen 
nichts beigetragen und dazu nichts 
Schriftliches hinterlassen. 

Man folgerte daraus einen unkri-
tischen „Produktivismus“, den Marx 
angeblich vertreten, Lenin übernom-
men habe und der später in der Sow-
jetunion und den mit ihr verbündeten 
Staaten umgesetzt worden sei. Das 
sei aber spätestens aus heutiger Pers-
pektive völlig verfehlt, weil die bloße 
gesellschaftliche Aneignung der ka-
pitalistischen Produktionstechnik die 
Probleme der Knappheit natürlicher 
Ressourcen und der Überlastung der 
Ökosphäre durch Abfall- und Gift-
stoffe nicht umgehen könne und die 
Rettung des Planeten so nicht mach-
bar sei. Marx‘ Kapitalismuskritik sei 
daher geradezu kontraproduktiv; sein 
„unökologischer Standpunkt“ sei dar-
in begründet, dass seine Werttheorie 
wegen der Verabsolutierung mensch-
licher Arbeit die Natur als „nicht wert-
tragend“ und damit geradezu „wertlos“ 
betrachte. Dies ist nur ein knapper 
Überblick über die gängigen Missver-
ständnisse zu diesem Thema. 

All dem lässt sich zunächst ein 
Kernsatz Marx‘scher Ökologie entge-
genhalten: „Die kapitalistische Produk-
tion entwickelt daher nur die Technik und 
Kombination des ge sellschaftlichen Pro-
duktionsprozesses, indem sie zugleich die 
Springquellen alles Reichtums untergräbt: 
die Erde und den Arbeiter (Das Kapital, 
Bd. I., MEW 23, S. 529).“ Zumindest 
der technische Fortschrittsglaube ist 
hiermit widerlegt: Das Kapital hat 
nicht nur produktive, sondern auch 
destruktive Wirkungen und Potenzen. 
Zudem ist darauf hinzuweisen, dass 
Marx und Engels „Naturbeherrschung“ 
nicht als „Unterwerfung der Natur“ un-
ter den despotischen Willen des Men-
schen und somit als Überschreitung 
der natürlichen Grenzen ohne nach-
teilige Folgen verstanden, sondern 
im Gegenteil als sinnvolle und wis-
senschaftlich fundierte Anwendung 
der Naturgesetze im von der Natur 
gegebenen Rahmen, dem auch der 

Mensch als biologisches Wesen sich 
nicht entziehen kann. 

Damit bleibt aber – oberflächlich 
betrachtet – die Aussage, dass Marx 
das Thema „Ökologie“ unterschätzt 
und sich wenig bis gar nicht damit 
auseinandergesetzt habe. In einer 
ersten Antwort dazu lässt sich darauf 
hinweisen, dass der Industriekapita-
lismus im 19. Jahrhundert (Marx leb-
te 1818–1883) noch wenig entwickelt 
war, seine Umweltschäden – über 
lokal wirksame Verhältnisse hinaus 
– noch geringe Aufmerksamkeit er-
regten und man ihnen noch relativ 
leicht ausweichen konnte. Marx hätte 
also in seiner Zeit gar nicht genügend 
Anschauungsmaterial und zwingende 
Gründe gehabt, sich mit dem destruk-
tiven Potenzial des Kapitalismus zu 
befassen, weil dieses Vorgehen weit-
gehend spekulativen Charakter ge-
habt hätte, was seine Sache nicht war. 

Das ist zwar eine zumindest teil-
weise zutreffende Feststellung. Den-
noch ist aber schon länger bekannt, 
dass sich Marx in seiner gewohnt 
gründlichen Wissenschaftlichkeit mit 
„Ökologie“ (der Begriff entstand ge-
gen Ende des 19. Jahrhunderts und 
etablierte sich seit den 1970er Jahren) 
auseinandergesetzt hat. Der Autor 
des hier vorgestellten, 2016 veröf-
fentlichten Buches, der Japaner Kohei 
Saito, hat sich die Mühe gemacht, die 
hierzu heute zugänglichen Quellen 
Marx‘schen Schaffens durchzusehen 
und zu verarbeiten. Demnach hat 
Marx in der Tat zur Ökologie nicht 
viel veröffentlicht; es beschränkt sich 
im Grunde – neben einigen Stellen 
im ersten Band des Kapital – auf den 
sechsten Abschnitt im dritten Band 
zu Grundrente und ihren abgeleite-
ten Formen Differentialrente I und II, 
also zu Fragen der Landwirtschaft, 
ihrer Ausbeutungsformen und der 
Bodenfruchtbarkeit. Diese von Marx 
begonnene Arbeit wurde aber erst 
von Engels beendet und nach Ansicht 
mancher Wissenschaftler gegenüber 
ursprünglichen Intentionen verändert. 

Das ist aber längst nicht alles. Sai-
to untersuchte die Manuskripte (un-
veröffentlichte Werkvorlagen) und 
Exzerpte (zum Selbstgebrauch ange-

Kohei Saito, Natur gegen Kapital
Marx‘ Ökologie in seiner unvollendeten Kritik des Kapitalismus
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fertigte Auszüge aus wissenschaft-
lichen Werken anderer), die in der 
MEGA (MarxEngels-Gesamtausgabe) 
in der Abteilung IV1 veröffentlicht 
sind bzw. werden. Es ist Aufgabe der 
marxistischen Wissenschaft, diese 
Werke zusammenzustellen und zu 
pflegen und die Erkenntnisse daraus 
allgemein zugänglich zu machen. 
Durch gründliche Untersuchung der 
einschlägigen, seinerzeit von Marx 
angefertigten Exzerpthefte und Ver-
gleiche seiner Erkenntnisfortschritte 
im Zeitverlauf konnte Saito die Ent-
wicklung Marx‘schen Denkens in 
diesem Bereich nachzeichnen. Hierbei 
kommt eine Fülle des Schaffens zum 
Vorschein. „Marx produzierte ein Drittel 
seiner Exzerpte in den letzten zehn Jahren 
seines Lebens, wobei es in fast der Hälfte 
der Exzerpte um Naturwissenschaften wie 
Biologie, Chemie, Botanik, Geologie, Mi-
neralogie etc. geht (Saito, S. 17).“ Auf die-
se Weise zeigt sich, wie intensiv Marx 
sich mit dieser Thematik beschäftigte. 

Früheren Generationen von Marx-
Forschern waren diese Quellen noch 
weitgehend unzugänglich, was einen 
Teil der eingangs angesprochenen 
Missverständnisse zu Marx‘ Verhält-
nis zur Ökologie erklären mag. Einer 
der Bearbeiter der IV. Abteilung der 
MEGA schreibt zu deren allgemei-
ner Bedeutung: „Die Quellengruppe 
Exzerpte, bibliographi sche Notizen und 
Marginalien bildet die materiale Basis der 
geistigen Welt und des Werkes von Marx 
und Engels, sie ist für die Marx-Engels-
Forschung und -Edition der Schlüssel 
zur geistigen Werkstatt beider Autoren 
und damit (…) der gebotene Zugang zum 
zeitgenössischen Kontext des histo rischen 
Marx bzw. Engels“ (zitiert nach Saito, S. 
18). So zeigt – nach Auffassung Saitos 
– die Untersuchung der Exzerpte, dass 
Marx sich keine bloß optimistische 
Vorstellung der Zukunft auf der Basis 
einer unendlichen Entwicklung der 
Produktivität machte, sondern dass 
er im Gegenteil die stofflichen Natur-
grenzen der menschlichen Produktion 
deutlich erkannte, um die spannungs-
volle Beziehung zwischen Kapital und 
Natur als zentralen Widerspruch des 
Kapitalismus zu erörtern. 

Allerdings, so muss einschrän-
kend gesagt werden, dachte Marx 
nicht von Anfang an „ökologisch“, 
sondern entwickelte seine Auffassung 
im Fortgang seiner Beschäftigung mit 
naturwissenschaftlichen Werken und 
Erkenntnissen. Durch die Rekonstruk-

tion des Marx’schen Arbeitsprozesses 
entlang der naturwissenschaftlichen 
Exzerpte in diesem Buch wird – nach 
Auffassung Saitos – deutlich, wie in 
Marx’ Projekt die Ökologie stetig an 
Bedeutung gewann und er in der Kon-
sequenz seine frühere optimistische 
Einschätzung des emanzipatorischen 
Potenzials des Kapitalismus ganz be-
wusst korrigierte. 

Der Gang der Darstellung 

Im ersten von zwei Teilen dieses 
Buches geht es um das Verhältnis von 
Ökologie und Ökonomie im Werk von 
Marx. Darin beschäftigt sich Saito mit 
zwei grundlegenden Begriffen und 
ihrer Rezeptionsgeschichte bei Marx: 
Entfremdung und Stoffwechsel zwi-
schen Mensch und Natur. 

Mit „Entfremdung“ meint Marx 
zunächst die Realität im Produkti-
onsprozess, in der der Arbeiter seine 
Tätigkeit in einem Produkt vergegen-
ständlicht, das jedoch nicht ihm gehört 
(sondern dem Kapitalisten, für den es 
eine zu veräußernde Ware ist). Weder 
befriedigt es seine Bedürfnisse noch 
bestätigt es seine kreativen Fähigkei-
ten. Das Resultat der Arbeit erscheint 
ihm zweitejns vielmehr als eine frem-
de, selbständige Macht. Drittens ent-
fremdet die lohnabhängige Arbeit 
ihn von der Natur und viertens von 
anderen Menschen. Arbeit im Kapi-
talismus (auch in vorkapitalistischen 
Ausbeutungsformen) ist also nicht 
Selbstzweck, sondern Entfremdung, 
Verarmung, Vereinzelung und Ent-
menschlichung. Daraus entsteht die 
radikale Forderung nach Aufhebung 
dieser Verhältnisse. Der junge Marx 
„entwirft den Kommunismus als Ziel ei-
nes geschichtlichen Prozesses, in dem der 
Mensch seine Entfremdung durch eine 
Revolution überwindet und die absolute 
Einheit zwischen Mensch und Natur als 
Gattungswesen realisiert“ (S. 31). 

Saito bezeichnet diese Ausein-
andersetzung mit dem Begriff der 
Entfremdung als die philosophische 
Periode von Marx. Die Deutsche Ideo-
logie und die Feuerbachthesen markie-
ren demnach das Ende dieser Phase 
und die Hinwendung zur politischen 
Ökonomie und zu den Naturwissen-
schaften, damit zu einer endgültig 

materialistischen Auffassung. Dies sei 
aber „nur ein neuer Abschnitt dersel ben 
lebenslangen Forschung“ (S. 66). Darin 
nimmt nun der Begriff des „Stoffwech-
sels“ eine zentrale Bedeutung ein. 

In den nächsten beiden Abschnit-
ten breitet Saito eine Fülle von Facet-
ten dieser Begrifflichkeit aus, begin-
nend mit der schlichten Feststellung: 
„Alles Lebendige muss mit seiner Umwelt 
im ununterbrochenen Austausch stehen, 
wenn es auf dem Erdball leben will (S. 
67).“ „Stoffwechsel“ meint das, was 
wir heute allgemein mit „Ökologie“ be-
zeichnen. Darin wirken einerseits die 
„übergeschichtliche Mensch-Natur-Bezie-
hung“, andererseits die unterschiedli-
chen Formen und Produktionsweisen 
jeder geschichtlichen Stufe. Die Re-
sultate dieser einzelnen Phasen sind 
jedoch nicht gleichgültig. Marx‘ Kritik 
ermöglicht die „einzigar tige Einsicht in 
den qualitativen Unterschied der kapitali-
stischen Produktionsweise zu allen vorhe-
rigen“ (S. 68) und damit in die Mittel 
und Strategien der Überwindung des 
Kapitalismus. Im folgenden werden 
weitere komplexe Aspekte genauer 
beleuchtet, etwa der „Arbeitsprozess 
als über geschichtlicher Stoffwechsel“ und 
die „kapitalistische Transformation des 
Stoffwechsels“, die im ersten Band des 
 Kapital erscheinen. Hier zeigt er auf, 
wie der kapitalistische Produktions-
prozess die Arbeitskraft zerstört, denn 
das Kapital „fragt nicht nach der Lebens-
dauer der Arbeitskraft. Was es interessiert, 
ist einzig und allein das Maximum von 
Arbeitskraft, das in einem Arbeitstag flüs-
sig gemacht werden kann“ (MEGA II/6: 
S. 269, hier zitiert nach Saito, S. 147). 

Ebenso geht es mit der Natur um. 
Hier kommt das oben erwähnte Ver-
hältnis zum Tragen, dass die unbe-
rührte Natur „nichts kostet“, marxis-
tisch gesprochen: keinen Wert (im 
marxistischen Sinne) hat, der ihr in 
einem Arbeitsprozess erst übertragen 
wird. „Das Kapital bezahlt nur für den 
Wert als Vergegenständlichung abstrakter 
Arbeit und keineswegs für die gesellschaft-
lichen und natürlichen Kräf te, die nicht 
in den Verwertungsprozess eingehen, 
während es sich die daraus resultieren-
den Mehrprodukte vollständig aneignet 
(S. 152).“ Und: „Davon profitiert das 
Kapital: Durch intensive und extensive 
Exploitation der Natur kann das Kapital 
nicht nur die Produktivität steigern, son-

1- In der MEGA sind in Abteilung I zusammengefasst alle veröffentlichten Werke und 
Aufsätze von Marx und Engels, in II »Das Kapital« in allen Fassungen sowie Vor- und 
Nacharbeiten, in III der Briefwechsel zwischen Marx und Engels und mit Dritten
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dern dem tendenziellen Fall der Profitrate 
entgegenwirken (S. 153).“ Deshalb sind 
Maßhalteappelle sinnlos, wenn sie 
nicht mit konkretem politischen und 
gesellschaftlichen Druck einhergehen, 
und deshalb führen andererseits mas-
sive Schäden wie Wasserverseuchung 
oder CO²-Emissionen nicht unmittel-
bar zur Einsicht in die drohende Ka-
tastrophe. 

Marx zog aus alldem die Konse-
quenz, dass er sich mit Naturwissen-
schaften gründlich auseinandersetzen 
musste, um sein Hauptwerk, die um-
fassende Analyse des kapitalistischen 
Produktions- und Vergesellschaf-
tungsprozesses, zu 
vollenden. Im zwei-
ten Teil (Marx‘ Öko-
logie und die Marx-
Engels-Gesamtaus-
gabe) beschreibt Sai-
to, wie Marx diese 
Aufgabe anging. Er 
war natürlich abhän-
gig von dem For-
schungsstand seiner 
Zeit. Dementspre-
chend finden wir im 
dritten Band des Ka-
pital seine (unvollen-
deten) Ausführun-
gen zur Bodenrente 
(d. h. zur kapitalis-
tischen Landwirt-
schaft). Dafür rezipierte er die Werke 
der wichtigsten Agrarwissenschaftler 
seiner Zeit, allen voran Justus von Lie-
big und seine „Agrikulturchemie“, die 
zur neuen naturwissenschaftlichen 
Basis für seine Kritik am Gesetz des 
abnehmenden Bodenertrags wurde. 

„Allerdings verabsolutierte Marx Lie-
bigs Agrikulturche mie nicht, wie wichtig 
dessen Theorie des Stoffwechsels für seine 
Kritik des Kapitalismus auch war. Wie im 
6. Kapitel ausgeführt wird, beschäftigte 
Marx sich im Jahr 1868 gleich nach der 
Veröffentlichung des ersten Bandes des 
Kapital mit weiteren naturwissenschaft-
lichen Schriften, und zwar mit solchen, 
die Liebigs Theorie der Bodenerschöpfung 
kri tisierten. Schon bald relativierte er seine 
Bewertung Liebigs und propagierte noch 
leidenschaftlicher die im Kommunis mus 
zu verwirklichende Notwendigkeit des 
vernünftigeren Umgangs mit der Natur. 
In der historischen Untersuchung des 
Liebig-Kritikers Carl Fraas entdeckte er 
sogar eine ‚so zialistische Tendenz‘. Wenn-
gleich Marx später diese neue Wertschät-
zung für Fraas nicht völlig in das Kapital 

integrie ren konnte, kann man anhand 
des Fraas-Exzerpts erkennen, warum die 
Naturwissenschaften für Marx‘ Studien 
nach 1868 eine zunehmende Bedeutung 
gewannen. Das Jahr 1868 markiert eine 
neue Periode der Marx‘schen Kritik des 
Kapi talismus. (S. 21)“ 

Mit dieser Zusammenfassung des 
zweiten Teils möchte ich schließen. 
Zu einer differenzierteren Darstellung 
fehlt hier nämlich der Raum. Zudem 
verfüge ich nicht über genügend na-
turwissenschaftliche Kenntnisse, spe-
ziell des Forschungsstandes zu Marx‘ 
Zeiten, um diese Zusammenhänge 
und das Fortschreiten von Marx‘ Ar-

beiten in diesem Bereich kompetent 
referieren zu können. Aber gerade 
auch diesen Teil des Buches habe ich 
mit Gewinn gelesen, weil er mir bis-
lang unbekannte Aufschlüsse und 
Eindrücke des wissenschaftlichen Ar-
beitens von Marx vermittelte. 

Fazit

Bereits im letzten Abschnitt der 
Einleitung hat der Autor ein Fazit vor-
weggenommen: 

„Trotz ihrer Unvollendetheit erlaubt 
uns Marx’ politische Ökonomie also, die 
ökologische Krise als Widerspruch des 
Kapitalismus zu behandeln, indem sie die 
Dynamik des ka pitalistischen Systems 
darstellt, der zufolge der schranken lose 
Trieb des Kapitals die stofflichen Bedin-
gungen seiner Verwertung untergraben 
und schließlich gegen die Grenze der Na-
tur prallen muss. Der Ausdruck ‚Natur 
gegen Kapital‘ meint allerdings freilich 
nicht, dass die Natur automatisch gegen 
den Kapitalismus wirken und zu des-

sen Ende führen würde. Der Kapitalis-
mus könnte immer weiter von der rück-
sichtslosen Ausbeutung des Naturreich-
tums profitieren, bis die Natur derartig 
zerstört ist, dass ein großer Teil der Erde 
unbewohnbar würde. In Marx’ Theorie 
des Stoffwechsels nimmt jedoch die Na-
tur einen bedeutenden Stellenwert für 
den Widerstand gegen das Kapital ein. 
Denn das Kapital kann die Natur nicht 
willkürlich unter seine ökonomischen 
Formbestimmungen subsumieren, son-
dern es zerstört die fundamentale mate-
rielle Bedingung der freien mensch lichen 
Entwicklung in immer größerem Umfang. 
Marx er kennt in der Zerstörung der Um-

welt durch das Kapi-
tal die Chance auf die 
Bildung einer neuen 
revolutionären Subjek-
tivität, die eine radi-
kale Umwälzung der 
gesellschaftlichen Pro-
duktionsweise fordert, 
um die freie und nach-
haltige Ent wicklung 
des Menschen zu ver-
wirklichen. (S. 21/22)“ 

Man muss dem 
nicht vorbehaltlos 
zustimmen, insbe-
sondere die hier sehr 
vage erscheinende 
„neue revolutio näre 
Subjektivität“ nicht 

ohne weiteres akzeptieren. Aber es 
lohnt sich, sich mit dem Argumentati-
onsgang auseinanderzusetzen, der zu 
dieser Schlussfolgerung führt (Saito 
meint mit dem Begriff offensichtlich 
eine Arbeiterklasse, die in ihrem Ei-
geninteresse am Überleben des Pla-
neten auch ökologische Forderungen 
aufnimmt und sich daran politisiert). 
Wenn schon Marx in seiner Zeit das 
destruktive Potenzial des Kapitalis-
mus im Verhältnis von Ökonomie und 
Ökologie erfasste, dann haben wir in 
unserer Zeit der zugespitzten Krisen-
dynamik (Klimawandel, Verkehrsin-
farkt etc.) erst recht allen Grund dazu. 
Das Buch zeigt, dass die marxistische 
Theorie hierfür die richtigen Einsich-
ten bereitstellt. 

F.D. 1.11.2018
Aus: Arbeiterpolitik Nr. 5. Dezember 2018 

www.arbeiterpolitik.de

Kohei Saito,  Natur gegen Kapital. Marx‘ 
Ökologie in seiner unvollendeten Kritik 

des Kapitalismus, Campus-Verlag,
Frankfurt/New York 2016, 328 Seiten
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Der spanische Bürgerkrieg

Die Niederlage der spanischen Re-
publik 1939 war eine Niederlage für die 
spanische und internationale Arbeiterbewe-
gung und ist bis heute Thema ungezählter 
Bücher. 

Die Aufsätze in dem vorliegenden Buch 
sind erstmalig in der Arbeiterstimme in 
den Ausgaben September 1986 bis Okto-
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ber 1987 veröffentlicht und später in einer 
Broschüre zusammengefasst worden.

Uns war es wichtig diese längst vergrif-
fene Broschüre mit einigen Ergänzungen 
neu aufzulegen.

Denn es handelt sich um eine der 
seltenen Darstellungen der Ereignisse in 
Spanien aus der Sicht der KPO (Kommu-
nistische Partei – Opposition), bzw. der 
sich in diese Tradition stellenden Gruppe. 
Die Position dieses Teils der Arbeiterbe-
wegung wird in der bis heute andauernden 
Diskussion kaum zur Kenntnis genommen. 
Im Anhang werden einige Diskussionsbei-
träge aus unserer Zeit dokumentiert. Die 
Kämpfe in Barcelona im Mai 1937, und die 
Kontroverse um den „Fall Maurin„ werden 
unter Verwendung erst jetzt zugänglicher 
Materialien dargestellt.

Wir sehen dieses Buch auch als einen 
Beitrag zur Diskussion über eine der Ur-
sachen, die zur weltweiten Niederlage der 
Arbeiterbewegung und der Ansätze zum 
Sozialismus geführt haben.

Silke Makowski

„Helft den Gefangenen in Hitlers Kerkern„
Die Rote Hilfe Deutschlands in der Illegalität ab 1933

Der antifaschistische Widerstand der 
Roten Hilfe Deutschlands (RHD) ist bis-
her weitgehend unbekannt, obwohl sich 
Zehntausende AktivistInnen aus ver-
schiedenen sozialistischen Strömungen 
daran beteiligten. Spendensammlungen 
für die politischen Gefangenen, interner 

Zeitungsverkauf sowie Flugblattverteilun-
gen gegen den NS-Terror fanden selbst in 
kleineren Orten statt, während in größeren 
Städten noch über Jahre hinweg ein gut 
organisierter illegaler Apparat existierte, 
der die Arbeit der Basiszellen koordinier-
te. Durch internationale Kontakte konnten 
weltweite Freilassungskampagnen initiiert 
und die Flucht von Verfolgten organisiert 
werden. Zahllose Rote HelferInnen wurden 
für ihren Widerstand zu hohen Strafen ver-
urteilt, und viele von ihnen wurdenvon den 
Nazis ermordet.

Die Broschüre zeigt die Bandbreite 
des Widerstands der Roten Hilfe gegen 
den NS-Terror auf und regt durch vie-
le Beispiele aus verschiedenen Städten 
und Regionen zur eigenen Spurensuche 
vor Ort an.
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